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Zusammenfassung der Vorschlage und Empfehlungen der Kommission

Auftrag der vom Deutschen Bundestag mit Beschluss vom 20. Mirz 2014 eingesetzten Kommission war es ,,zu
priifen, wie auf dem Weg fortschreitender Biindnisintegration und trotz Aufficherung von Aufgaben die Parla-
mentsrechte gesichert werden konnen.” Eine verstéirkte militdrische Integration erhoht die gegenseitigen Abhén-
gigkeiten zwischen den Biindnispartnern und geht einher mit politischen Verpflichtungen, die auch die praktische
Ausilibung der Parlamentsrechte beim Einsatz bewaffneter deutscher Streitkrifte beriihren. Die folgenden Vor-
schldge und Empfehlungen der Kommission zielen darauf, die Rechte des Bundestages bei der Begleitung der
militirischen Integration zu sichern und zugleich die Biindnisfiahigkeit Deutschlands zu stérken.

Berichte zu multilateralen militarischen Verbundfihigkeiten

Die Kommission schligt vor, dass die Bundesregierung dem Bundestag jahrlich einen Bericht {iber die multilate-
ralen militdrischen Verbundfihigkeiten vorlegt, deren Verfiigbarkeit politisch gesichert werden soll. Des Weite-
ren sollte die Bundesregierung bei der Einrichtung neuer multilateraler Verbundféhigkeiten den Bundestag friih-
zeitig unterrichten, um gezielte Aufmerksamkeit fiir die Reichweite des damit verbundenen Integrationsschrittes
zu erreichen. Ziel dieser Berichte ist die Schaffung eines politischen Vertrauensstatus fiir die deutschen Beitréige
zu diesen Fahigkeiten. Die konstitutive Zustimmung des Bundestages bleibt auch bei den multilateralen militéri-
schen Verbundfihigkeiten Voraussetzung fiir ihren Einsatz im Rahmen einer bewaffneten Unternehmung, nicht
zuletzt um die 6ffentliche Vermittlung eines solchen Einsatzes zu sichern.

Mit dem Begriff ,,multilaterale militdrische Verbundfahigkeiten (englisch: multilateral composite military ca-
pabilities, franzdsisch: capacités militaires multilatérales composites) kennzeichnet die Kommission die im Rah-
men fortschreitender Biindnisintegration entstandenen militdrischen Féhigkeiten, die aufgrund der mit ihnen ver-
bundenen Abhingigkeiten einen besonderen politischen Vertrauensstatus bendtigen.

Der Begriff ,,Verbund* beschreibt eine arbeitsteilige Struktur, bei der die einzelnen Elemente nicht voneinander
getrennt werden konnen, ohne das Ganze und seine Einzelteile zu beschiadigen. Der Verbund als Ganzes besitzt
also einen Mehrwert gegeniiber der Summe seiner Teile. Zugleich verdeutlicht der Begrift Verbundfahigkeit, dass
die nationalen Beitrdge zum Verbund als solche erkennbar bleiben. Die Verbundfahigkeiten sind multilateral,
weil sie auf einer multilateralen Arbeitsteilung im Kontext von NATO oder EU basieren. Damit sind nicht nur
multinational zusammengesetzte und betriebene Strukturen erfasst, sondern auch nationale Spezialisierungen.
Auch solche nationalen Fahigkeiten kdnnen von kritischer Bedeutung fiir das Funktionieren des Biindnisses und
damit Teil der Arbeitsteilung im multilateralen Verbund sein.

Beispiele fiir multilaterale Verbundféhigkeiten sind AWACS, kiinftig das System zur Bodenaufklarung aus der
Luft (Alliance Ground Surveillance), die EU-Battlegroups sowie die integrierte Kommandostruktur der NATO.
Ein weiteres Beispiel ist die Very High Readiness Joint Task Force (VITF) der NATO, deren Funktionsfahigkeit
davon abhingt, dass die Mitgliedstaaten ihre Beitrdge, die sie eingebracht haben, im Einsatzfall auch tatséchlich
zur Verfiigung stellen. Auch im Rahmen der Biindelung nationaler Fahigkeiten unter einem gemeinsamen Kom-
mando (Pooling), wie zum Beispiel beim Europdischen Lufttransportkommando (EATC), kdnnen gegenseitige
Abhéngigkeiten bestehen.

Die Kommission ist der Auffassung, dass eine weiter fortschreitende Biindnisintegration militdrischer Fahigkeiten
unter anderem entscheidend vom Vertrauen der Partner darin abhéngt, dass die arbeitsteilig organisierten Fahig-
keiten sicher und verlésslich zur Verfiigung stehen, falls eine Mission auf internationaler Ebene mit deutscher
Zustimmung beschlossen wird. Um das Vertrauen der Biindnispartner in die Verlasslichkeit Deutschlands zu stér-
ken, bedarf es eines politischen Prozesses, der die mit den multilateralen Verbundféhigkeiten verkniipften Abhén-
gigkeiten in das Bewusstsein der politischen Akteure riickt. Dem sollen die von der Kommission vorgeschlagenen
Berichte zu multilateralen militdrischen Verbundfahigkeiten dienen.

Die Bundesregierung erklért durch die Vorlage der jéhrlichen Berichte, welche konkrete Verantwortung fiir die
multilateralen militdrischen Verbundféhigkeiten aus der Biindnissolidaritit folgt. Dabei sollen die Berichte einen
aktuellen Gesamtiiberblick iiber die im Rahmen der Biindnisintegration von Deutschland eingegangenen politi-
schen Verpflichtungen und damit verbundenen Abhingigkeiten geben. Damit ist die Erwartung verbunden, dass
dies auf zweierlei Weise eine vertrauensbildende Wirkung gegeniiber den Partnern entfaltet. Zum einen bindet
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sich die Bundesregierung selbst an diese Konkretisierung der Biindnissolidaritit. Zum anderen sollen der Bericht
und die mit ihm verbundene Debatte nicht zuletzt durch ihre RegelmiaBigkeit im Bundestag ein erhohtes Bewusst-
sein fiir die Belange der Partner schaffen. In diesem Sinne dienen die Berichte der Vorbereitung und Erleichterung
der politischen Willensbildung, wenn die Bundesregierung den Bundestag um Zustimmung zum Einsatz solcher
Fahigkeiten ersucht.

Der Bericht iiber die Einrichtung einer neuen multilateralen militdrischen Verbundfahigkeit soll eine zeitnahe und
fokussierte Beratung der spezifischen Fragen ermdglichen, die sich mit Blick auf die jeweilige neue Féahigkeit
stellen.

Aufnahme einer Regelung zu Stiaben und Hauptquartieren in das Parlamentsbeteiligungs-
gesetz

Um der besonderen Bedeutung militdrischer Stibe und Hauptquartiere Rechnung zu tragen, schldgt die Kommis-
sion vor, durch eine ausdriickliche Regelung im Parlamentsbeteiligungsgesetz ein groBeres Mall an Rechtssicher-
heit zu schaffen.

Nicht der Zustimmung des Bundestages unterliegt danach die Mitwirkung von Soldatinnen und Soldaten der
Bundeswehr in Stidben und Hauptquartieren der NATO, der EU oder einer anderen Organisation gegenseitiger
kollektiver Sicherheit. Etwas anderes gilt, wenn sich deutsche Soldatinnen oder Soldaten im Rahmen dieser Ta-
tigkeit in einem Gebiet eines bewaffneten Konflikts befinden. Hintergrund ist, dass damit typischerweise eine
erhohte militdrische Gefahr fiir die Soldatinnen und Soldaten verbunden ist. Aus diesem Grund soll auch die
Verlegung von mobilen Elementen eines stdndigen Stabes in das Gebiet eines bewaffneten Konflikts der Zustim-
mungspflicht unterliegen. Gleiches gilt, wenn Soldatinnen oder Soldaten dort eingesetzte Waffen unmittelbar be-
dienen.

Klarungen zum Einsatzbegriff

Die Kommission empfiehlt mit Blick auf die in den Beratungen aufgeworfenen Abgrenzungsfragen eine gesetz-
geberische Klarstellung des Einsatzbegriffs, die verdeutlicht, bei welchen praktisch relevanten Einsatztypen typi-
scherweise eine Einbeziehung in eine bewaffnete Unternehmung nicht zu erwarten und eine Zustimmung des
Bundestages nicht erforderlich ist. Sie sieht insbesondere Klarungsbedarf mit Blick auf bestimmte Einsatztypen,
bei denen die Soldatinnen und Soldaten entweder unbewaftnet sind oder lediglich zum Zwecke der Selbstvertei-
digung Waffen mit sich fithren. Dies sind die Bereitstellung von Logistikdienstleistungen und medizinischer Ver-
sorgung sowie die Entsendung von Ausbildungs- und Beobachtermissionen.

Die Kommission schldgt daher die Aufnahme einer gesetzlichen Vermutung vor, unter welchen Umstinden bei
diesen Einsatztypen eine Einbeziehung in eine bewaffnete Unternehmung nicht zu erwarten ist.

Empfehlung zur Formulierung von Mandaten

Die Kommission empfiehlt, dass die Bundesregierung bestehende Spielrdume bei der Formulierung von Antrigen
auf Zustimmung zu einem bewaffneten Einsatz stirker nutzt, um mit groBerer Flexibilitdt auf Entwicklungen
wihrend der Laufzeit des Mandats reagieren zu konnen. Dies betrifft insbesondere die Obergrenze der einzuset-
zenden Soldatinnen und Soldaten, die Bestimmung des Einsatzgebietes sowie die Benennung der Fahigkeiten der
einzusetzenden Streitkrafte.

Eine Gestaltung der Mandate, die der Bundesregierung Spielrdume fiir die operative Umsetzung der strategischen
Ziele eines Einsatzes lésst, entspricht der verfassungsrechtlichen Aufgabenteilung zwischen Parlament und Re-
gierung.

Mit Blick auf die Mandatierung einer deutschen Beteiligung an Friedensmissionen der Vereinten Nationen kon-
nen sich spezifische Flexibilitdtsanforderungen ergeben. Die Kommission empfiehlt, den Bedarf der Vereinten
Nationen in diesen Punkten zu beriicksichtigen.
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Vereinfachtes Verfahren

Die Kommission sieht in dem vereinfachten Verfahren (§ 4 ParlBG) eine sachlich angemessene Differenzierung
des Verfahrens, in dem die Zustimmung des Bundestages zu einem bewaffneten Einsatz der Streitkrifte von ge-
ringer Intensitdt und Tragweite erteilt wird. Sie ermdglicht eine angemessene Prioritdtensetzung im parlamenta-
rischen Verfahren, ohne die fortlaufende Mitverantwortung des Bundestages in Frage zu stellen. Dies gilt insbe-
sondere fiir die Verldngerung unveridnderter Mandate (§ 7 Absatz 1 ParIBG).

Seit dem Jahr 2006 ist keinem Antrag der Bundesregierung im vereinfachten Verfahren zugestimmt worden. Eine
Ursache hierfiir liegt aus Sicht der Kommission darin, dass nach der gesetzlichen Regelung ein Schweigen als
implizite Zustimmung gedeutet wird. Ein Grund, die Befassung des Bundestages zu verlangen, besteht daher in
der damit verbundenen Moglichkeit, in der Sache eine andere Ansicht &uern zu kdnnen.

Um die kiinftige Akzeptanz des vereinfachten Verfahrens zu erhdhen, empfiehlt die Kommission, an die parla-
mentarische Praxis anzukniipfen, dass eine Fraktion erkldren kann, mit der Behandlung des Antrags im verein-
fachten Verfahren einverstanden zu sein, aber dem Antrag in der Sache nicht zuzustimmen. Wird eine solche
Erklarung abgegeben, sollte sie im Zusammenhang mit der Mitteilung iiber die im vereinfachten Verfahren erteilte
Zustimmung protokollarisch veroffentlicht werden. Entsprechend sollte bei Erkldrungen einzelner Mitglieder des
Bundestages verfahren werden, unabhingig davon, ob diese das Quorum von fiinf vom Hundert der Mitglieder
des Bundestages erreichen.

RegelmaBige bilanzierende Bewertung und ressortiibergreifende Evaluierung

Die Kommission schligt vor, eine Pflicht zur Vorlage von regelméfigen bilanzierenden Bewertungen und zur
Vorlage eines Evaluierungsberichts nach Abschluss eines Einsatzes in die Regelung zu den Unterrichtungspflich-
ten (§ 6 ParlBG) aufzunehmen. Beide Unterrichtungspflichten sind bereits in der Begriindung des Gesetzesent-
wurfs des Parlamentsbeteiligungsgesetzes vorgesehen.

Aufgabe der bilanzierenden Bewertung in der Begriindung von Verlangerungsantragen ist es, auf der Grundlage
strukturierter Schliisselinformationen eine Bewertung der Wirksamkeit der Mission vorzunehmen. Der Evaluie-
rungsbericht soll auf der Grundlage einer umfassenden Nachbereitung des Einsatzes insbesondere differenziert
darstellen, inwieweit die mit dem Einsatz verfolgten Ziele erreicht wurden. Dies schliefit die Frage ein, welche
Lehren fiir zukiinftige Missionen gezogen werden konnen. Bilanzierende Bewertung und Evaluierung sollen nicht
auf die militdrischen Aspekte einer Krisenreaktionsmission beschrénkt, sondern ressortiibergreifend angelegt sein.

Geheimhaltungsbediirftige Einsdtze der Spezialkrafte

Die Kommission schldgt vor, zum einen die bisherige Unterrichtungspraxis zu geheimhaltungsbediirftigen Ein-
sdtzen der Spezialkrifte in das Parlamentsbeteiligungsgesetz zu iibernehmen. Ergénzend sollen zum anderen der
Auswirtige Ausschuss und der Verteidigungsausschuss des Bundestages nach Abschluss des Einsatzes iiber die
wesentlichen Ziele und Ergebnisse miindlich unterrichtet werden.

Operative Details eines Einsatzes, etwa die Zahl der eingesetzten Soldatinnen und Soldaten und die Art und
Weise, wie der Einsatz vorbereitet und durchgefiihrt wurde, sind ausdriicklich von der Unterrichtung der Aus-
schiisse ausgenommen. Nicht Gegenstand der Unterrichtung sind auch Informationen, die Riickschliisse auf die
Fahigkeiten der Spezialkrifte ermdglichen und damit die Durchfithrung kiinftiger Einsétze gefdhrden konnen.
Weiterhin sieht der Vorschlag ausdriicklich vor, dass die Geheimschutzinteressen der Biindnispartner zu wahren
sind. Die Kooperationsfahigkeit der Spezialkrifte soll durch die Unterrichtung des Bundestages nicht beeintréch-
tigt werden.
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Beriicksichtigung der nichtmilitirischen Komponenten multidimensionaler Krisenreaktions-
einsatze

Der konstitutive Parlamentsvorbehalt riickt zunédchst die militdrische Dimension einer internationalen Krisenre-
aktion in den Fokus der parlamentarischen und 6ffentlichen Aufmerksamkeit. Eine gehalt- und verantwortungs-
volle politische Debatte {iber den Sinn und Zweck eines solchen bewaffneten Einsatzes muss diesen jedoch im
Lichte des politischen Gesamtkonzepts erdrtern, in das er eingebettet ist. Dabei sind insbesondere die zivilen
Komponenten in den Blick zu nehmen, ohne die eine nachhaltige Krisenbewiltigung nicht moglich ist. Dazu
zdhlen unter anderem humanitére Hilfsleistungen, Mallnahmen zum Aufbau funktionierender staatlicher Struktu-
ren und zur Verbesserung der Menschenrechtslage sowie der Einsatz von Polizeikréften. Zu beriicksichtigen sind
auch die Schnittstellen der zivil-militdrischen Zusammenarbeit. Vor diesem Hintergrund ist gerade die Ausgestal-
tung der nichtmilitirischen Teile, zum Beispiel hinsichtlich Féhigkeiten und Ausstattung, von Bedeutung fiir die
Wirksamkeit eines militdrischen Einsatzes, der stets in eine Gesamtkonzeption einzubetten ist.

Die Kommission empfiehlt daher, dass die zivilen Aufgaben und Komponenten einer umfangreicheren, multidi-
mensionalen Krisenreaktionsmission in der parlamentarischen Beratung iiber einen bewaffneten Einsatz der
Streitkrifte verstirkt Aufmerksamkeit erhalten. Eine Einbeziehung der zivilen bzw. polizeilichen Auslandsein-
sétze in den konstitutiven Parlamentsvorbehalt ist nicht Zweck der parlamentarischen Beratung oder einer even-
tuell begleitenden Beschlussfassung zu Aspekten der nichtmilitirischen Komponenten. Gegenstand des parla-
mentarisch mitverantworteten Mandats bleibt allein der Einsatz bewaffneter Streitkrifte.

Strategische Debatte liber verstarktes Engagement im Bereich Friedensmissionen der Verein-
ten Nationen

Nach Einschétzung der Kommission wird der Bedarf der Vereinten Nationen an militdrischen Hochwertfahigkei-
ten fiir Friedensmissionen tendenziell weiter steigen. Wenn Deutschland, insbesondere in Kooperation mit seinen
europdischen Partnern, in diesem Bereich mehr Verantwortung iibernehmen will, sind eine Reihe strategischer
Entscheidungen zu treffen, wie dieses Ziel umgesetzt werden soll. Insbesondere betrifft dies die Fragen, mit wel-
chen Fahigkeiten, im Verbund mit welchen Partnern und in welchen Regionen und Krisenszenarien sich Deutsch-
land engagieren will. Die Kommission empfiehlt, dass sich der Bundestag an dieser strategischen Diskussion in
geeigneter Form beteiligt.

Kontakte mit Parlamentariern der Biindnispartner

Auch wenn das Vertrauen zwischen Bilindnispartnern zuvorderst durch die Zusammenarbeit im Biindnis und auf
Regierungsebene entsteht, kann auf parlamentarischer Ebene in diesem Prozess ein ergdnzender Beitrag geleistet
werden. Damit wird beriicksichtigt, dass auch die Regierungen der Biindnispartner nicht zuletzt gegeniiber ihren
Parlamenten begriinden miissen, wie die Verfiigbarkeit neu eingerichteter multilateraler Verbundfahigkeiten po-
litisch gesichert wird. Daher empfiehlt die Kommission, die Kontakte zu den Abgeordneten in den Parlamenten
der Biindnispartner und den Mitgliedern des Européischen Parlaments zu nutzen, um das wechselseitige Ver-
standnis in sicherheitspolitischen und —strategischen Fragen zu stérken.

Weitere Empfehlungen

Die Kommission empfiehlt, dass der Bundestag in einem geeigneten Verfahren iiber eine mogliche Reform des
verfassungsrechtlichen Rahmens fiir Auslandseinsédtze der Bundeswehr berét, da die vertiefte Erorterung der ak-
tuellen politischen und verfassungsrechtlichen Diskussion auflerhalb des Auftrags der Kommission liegt.

Weiterhin legt die Kommission Empfehlungen zu flankierenden verwaltungsorganisatorischen Mafinahmen und
zu einer parlamentsfreundlichen Unterrichtung des Bundestages im Bereich der Gemeinsamen Sicherheits- und
Verteidigungspolitik der EU vor.
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Erster Teil — Einsetzung und Auftrag, Zusammensetzung und Arbeitsprogramm der
Kommission

Einsetzung und Auftrag der Kommission

Mit Annahme des Antrags der Fraktionen der CDU/CSU und der SPD vom 11. Marz 2014! hat der Deutsche
Bundestag in seiner Sitzung am 20. Mérz 20142 eine ,,Kommission zur Uberpriifung und Sicherung der Parla-
mentsrechte bei der Mandatierung von Auslandseinsitzen der Bundeswehr* eingesetzt?.

Der Auftrag der Kommission lautete wie folgt:

,,Der Deutsche Bundestag beauftragt die Kommission zu priifen, wie auf dem Weg fortschreitender Biindnis-

integration und trotz Aufficherung von Aufgaben die Parlamentsrechte gesichert werden kénnen. Ziel der

Kommission soll die rechtliche und politische Priifung eines entsprechenden Handlungsbedarfes zur Anpas-

sung des Parlamentsbeteiligungsgesetzes sein. Die Kommission soll darauf aufbauend Handlungsoptionen

moglichst im Konsens formulieren, die gegebenenfalls in ein formliches Gesetzgebungsverfahren eingebracht

werden kénnen.

Die Arbeit der Kommission sollte sich auf folgende Aspekte konzentrieren:

- Untersuchung der verschiedenen im Rahmen von NATO und EU bestehenden und kiinftig zu erwarten-

den Formen militirischer Integration sowie Identifizierung méglicher Spannungsverhdltnisse zur ge-
genwdrtigen Ausgestaltung der Parlamentsbeteiligung in Deutschland;

- Untersuchung der verfahrensmdfigen wie verfassungsrechtlichen Méglichkeiten einer friihzeitigen par-
lamentarischen Beteiligung unter Nutzung des gesamten Spektrums moglicher Instrumente;

- Untersuchung von Méglichkeiten der Abstufung der Intensitdt parlamentarischer Beteiligung nach der
Art des Einsatzes unter voller Beriicksichtigung der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts;

- Formulierung konkreter Handlungsoptionen moglichst im Konsens, die auf den Untersuchungen auf-
bauen."

Die Kommission hat sich am 10. April 2014 konstituiert.

Zusammensetzung der Kommission

Der Kommission sollten nach dem Einsetzungsbeschluss 16 Mitglieder angehdren, von denen sieben von der
Fraktion der CDU/CSU, fiinf von der Fraktion der SPD sowie je zwei von den Fraktionen DIE LINKE. und
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zu benennen waren.

Die Fraktionen DIE LINKE. und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN haben auf die Benennung von Kommissionsmit-
gliedern verzichtet, so dass sich die Kommission tatséchlich aus den nachgenannten zwolf Mitgliedern zusam-
mengesetzt hat:

von der CDU/CSU-Fraktion benannt:

Volker Riithe Bundesminister der Verteidigung a. D.
Dr. Andreas Schockenhoff *) Mitglied des Deutschen Bundestages
Roderich Kiesewetter **) Mitglied des Deutschen Bundestages
Dr. Hans-Peter Uhl Mitglied des Deutschen Bundestages

! Bundestagsdrucksache 18/766.

2 Plenarprotokoll 18/23 vom 20. Mérz 2014, Seiten 1854 bis 1863.

3 Dem Antrag lag eine Vereinbarung im Koalitionsvertrag zugrunde, vgl. ,,Deutschlands Zukunft gestalten, Koalitionsvertrag zwischen CDU,
CSU und SPD, 18. Legislaturperiode, 14. Dezember 2013, Seiten 123 f. Alternative Antrage der Fraktion DIE LINKE. (Bundestagsdrucksache
18/839 neu) und der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN (Bundestagsdrucksache 18/775) wurden abgelehnt.
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Prof. Dr. James W. Davis Professor fiir Internationale Beziehungen und geschéftsfiihren-
der Direktor des Instituts fiir Politikwissenschaft, Universitét
St. Gallen, Schweiz

Prof. Dr. Georg Nolte Professor fiir Offentliches Recht und Vélkerrecht an der Juris-
tischen Fakultét der Humboldt-Universitét zu Berlin

Prof. Dr. Matthias Herdegen Direktor des Instituts fiir Offentliches Recht und Vélkerrecht
an der Rheinischen Friedrich-Wilhelms-Universitdt Bonn

Generalleutnant a. D. Rainer Glatz fritherer Befehlshaber des FEinsatzfiihrungskommandos der
Bundeswehr

von der Fraktion der SPD benannt:

Walter Kolbow Parlamentarischer Staatssekretdr im Bundesministerium der
Verteidigung a. D.

Niels Annen Mitglied des Deutschen Bundestages

Rainer Arnold Mitglied des Deutschen Bundestages

General a. D. Wolfgang Schneiderhan friiherer Generalinspekteur der Bundeswehr

Prof. Dr. Wolfgang Zeh Direktor beim Deutschen Bundestag a. D., auBBerplanméBiger
Professor, Deutsche Universitit fiir Verwaltungswissenschaf-
ten Speyer

*) verstorben am 13. Dezember 2014

*F) mit Schreiben des Parlamentarischen Geschéftsfiihrers der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
vom 27. Januar 2015 ist der Abgeordnete Roderich Kiesewetter als Mitglied der Kommission nachbe-
nannt worden.

Zum Vorsitzenden wurde in der konstituierenden Sitzung der Bundesminister der Verteidigung a. D. Volker Rithe
gewihlt, den stellvertretenden Vorsitz hatte der Parlamentarische Staatssekretdr im Bundesministerium der Ver-
teidigung a. D. Walter Kolbow inne.

Fiir die organisatorische und fachliche Unterstiitzung der Arbeit wurde der Kommission ein Sekretariat zur Ver-
figung gestellt. Dem Sekretariat gehdrten an: Ministerialrat Giinther, Regierungsdirektor Arndt, Oberamtsritin
Fiilbier, Verwaltungsangestellte Hahn, Frau Kalteis (bis 31. Méarz 2015) und Frau Eslamizad (ab 1. April 2015).
Zusitzlich zu den Mitgliedern wurden von der Fraktion der CDU/CSU Herr Hans-Joachim Falenski und von der
Fraktion der SPD Herr Dirk Sawitzky als Fraktionsmitarbeiter mit Rederecht, aber ohne Stimmrecht, zur Beglei-
tung der Arbeit der Kommission benannt. Dariiber hinaus waren die nachfolgenden Ressorts mit je einem Vertre-
ter, ebenfalls mit Rederecht, aber ohne Stimmrecht, in den Kommissionssitzungen vertreten:
Bundesprésidialamt

Bundeskanzleramt

Auswirtiges Amt

Bundesministerium der Verteidigung

Bundesministerium des Innern

Bundesministerium der Justiz und fiir Verbraucherschutz.

Einer Empfehlung der Kommission folgend hat der Vorsitzende den Fraktionen DIE LINKE. und BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN mit Schreiben vom 24. April 2014 angeboten, einen Fraktionsmitarbeiter als Beobachter
in die Kommission zu entsenden, um iiber die Arbeit der Kommission unterrichtet zu sein. Beide Fraktionen haben
das Angebot abgelehnt. Unabhéngig davon haben sich der Vorsitzende und der stellvertretende Vorsitzende mit
dem Vorstand der Fraktionen BUNDNIS 90/DIE GRUNEN (am 17. Dezember 2014) und DIE LINKE. (am
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26. Januar 2015) sowie der Fraktion DIE LINKE. (am 27. Januar 2015) zu einem Gedankenaustausch iiber die
Arbeit der Kommission getroffen.

AuBerdem haben der Vorsitzende bzw. stellvertretende Vorsitzende den Bundesminister des Auswértigen,
Dr. Frank-Walter Steinmeier, MdB, die Bundesministerin der Verteidigung, Dr. Ursula von der Leyen, MdB,
Vertreter der Fithrung der CDU/CSU-Bundestagsfraktion und der SPD-Bundestagsfraktion, den Vorsitzenden des
Auswirtigen Ausschusses, Dr. Norbert Rottgen, MdB, sowie den Vorsitzenden des Verteidigungsausschusses,
Dr. Hans-Peter Bartels, MdB, und die Obleute beider Ausschiisse iiber die Arbeit der Kommission informiert. Am
23. April 2015 ist Bundesprésident Joachim Gauck unterrichtet worden (Anlage 26).

Arbeitsprogramm
Die Kommission hat insgesamt 14 Sitzungen durchgefiihrt (4nlage 4), davon:
- eine offentliche Anhérungssitzung,
- zweil nicht 6ffentliche Anhdrungs- und sieben nicht 6ffentliche Beratungssitzungen,

- vier auswértige Sitzungen.

Anhérungssitzungen

4. Juni 2014 Bericht der Bundesregierung iiber den aktuellen Stand der militarischen Integration euro-
paischer Streitkréfte sowie kiinftige Planungen fiir transnationale europiische Féhigkeiten
und Verbénde.

Angehdrt wurden:

Staatsminister Dr. Helge Braun (Bundeskanzleramt);

Staatssekretdr Dr. Markus Ederer (Auswirtiges Amt);

General Volker Wieker, Generalinspekteur der Bundeswehr (Bundesministerium der Ver-
teidigung)

Parlamentarischer Staatssekretir Christian Lange (Bundesministerium der Justiz und fiir
Verbraucherschutz)

26. Juni 2014 Anhorung zu politisch-diplomatischen, strategischen, operativen und strukturellen Aspek-
ten im Zusammenhang mit der kiinftigen militdrischen Integration im Rahmen von NATO
und EU und deren Riickwirkungen auf die deutsche Mandatspraxis.

Angehort wurden:

General Werner Freers (Chef des Stabes, Supreme Headquarters Allied Powers Europe
(SHAPE) in Mons/Belgien);

Botschafter Martin Erdmann (Stindiger Vertreter der Bundesrepublik Deutschland bei
der NATO, Briissel);

Flottillenadmiral Jiirgen Ehle (Vorsitzender der Arbeitsgruppe des Militidrausschusses
der Européischen Union);

Generalleutnant Heinrich Brauf3 (Beigeordneter Generalsekretér fiir Verteidigungspoli-
tik, Strategie und Streitkrafteplanung im Internationalen Stab der NATO in Briissel);

General a. D. James L. Jones (fritherer Stabschef und Nationaler Sicherheitsberater der
Vereinigten Staaten von Amerika, Washington D.C.);

Jean-Claude Mallet (Berater des franzosischen Verteidigungsministers, Paris);

Joep Wijnands (Direktor der Abteilung Sicherheitspolitik im Niederldndischen AuBBenmi-
nisterium, Den Haag);
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11. September 2014 Offentliche Anhdrung zum Stand der militérischen Integration auf der Ebene der NATO
und der EU sowie der zu erwartenden Entwicklungen in diesem Bereich und deren Riick-
wirkung auf das deutsche Parlamentsbeteiligungsgesetz:

Angehort wurden:

Dominique David (Institut francais des relations internationales (IFRI), Paris);

Dr. Markus Kaim (Stiftung Wissenschaft und Politik, Deutsches Institut fiir Internationale
Politik und Sicherheit (SWP), Berlin);

Winfried Nachtwei (ehemaliges Mitglied des Deutschen Bundestages);

Prof. Dr. Johannes Varwick (Martin-Luther-Universitit Halle-Wittenberg);

Prof. Dr. Wolfgang Wagner (Vrije Universiteit Amsterdam)

Auswdrtige Sitzungen

8./9. Juli 2014 Gespriache im Européischen Lufttransportkommando EATC in Eindhoven (Niederlande)
und im NATO-Hauptquartier Brunssum (Niederlande) sowie beim NATO AWACS-Ver-
band in Geilenkirchen

12. November 2014  Gesprache im Einsatzfiihrungskommando der Bundeswehr in Geltow (Potsdam) zu Fra-
gen der Gestaltung von Mandaten und Mandatsobergrenzen

11. Dezember 2014  Gespriache mit dem Kommandierenden General und dem Chef des Stabes des Multinatio-
nalen Korps Nordost iiber den Auftrag und die aktuellen Aufgaben des Korps in Stettin

21./22. Januar 2015  Gespriache mit Botschaftern und militdrischen Vertretern der NATO und der EU zum
Stand der militdrischen Integration sowie den zu erwartenden weiteren Entwicklungen im
Rahmen der Sicherheits- und Verteidigungspolitik auf der Ebene der NATO und der EU
(Anlagen 22 und 23)

Arbeitsgruppen

Fiir die Vorbereitung der Vorschldge der Kommission sind Arbeitsgruppen eingesetzt worden, die vorbereitende
Beratungssitzungen durchgefiihrt haben. Thr gehorten folgende Kommissionsmitglieder an:

Arbeitsgruppe zu den Schwerpunkten ,,verfassungsrechtlicher Rahmen, Einsatzdefinition, Stibe*:

PStS a. D. Walter Kolbow, Prof. Dr. James W. Davis, Prof. Dr. Matthias Herdegen, Prof. Dr. Georg Nolte,
Dr. Hans-Peter Uhl, MdB, Prof. Dr. Wolfgang Zeh, Generalleutnant a. D. Rainer Glatz, General a. D. Wolfgang
Schneiderhan.

Arbeitsgruppe zum Schwerpunkt ,, KSK
Generalleutnant a. D. Rainer Glatz, General a. D. Wolfgang Schneiderhan.

Delegationsreise:

Vom 27. bis 31. Oktober 2014 wurde eine Delegationsreise zu den Vereinten Nationen in New Y ork durchgefiihrt.
Sie diente der Information iiber die politischen Abldufe bei der Mandatierung von Friedenssicherungsmissionen
auf der Ebene der Vereinten Nationen, die zu erwartenden weiteren Entwicklungen in diesem Bereich und die
damit verbundenen Erwartungen an Deutschland.

Unterrichtung der Offentlichkeit

Neben der 6ffentlichen Anhérung hat die Kommission in Pressegesprachen im Anschluss an Kommissionssitzun-
gen am 4. und 26. Juni 2014 tiber ihre Arbeit unterrichtet. Dariiber hinaus hatten Presse- und Medienvertreter
Gelegenheit, die auswértige Sitzung in Eindhoven, Brunssum und Geilenkirchen zu begleiten.
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Zweiter Teil — Bestandsaufnahme

1. Einleitung

Mit dem von Deutschland eingebrachten Rahmennationenkonzept hat die Diskussion um eine fortschreitende
Biindnisintegration im Rahmen von NATO und EU verstirkt Aufmerksamkeit erhalten. Damit verbunden ist die
Frage, wie die bewihrte konstitutive Parlamentsbeteiligung beim Einsatz bewaffneter deutscher Streitkréfte unter
diesen Rahmenbedingungen gesichert werden kann.

Im Folgenden werden zunichst Griinde und Entwicklungstendenzen der fortschreitenden Biindnisintegration dar-
gestellt. Dann wird erdrtert, warum die Schaffung arbeitsteiliger Strukturen das Vertrauen der Partner in eine
politisch gesicherte Verfiigbarkeit dieser arbeitsteiligen Fahigkeiten voraussetzt. Die Zusammenhédnge zwischen
Biindnisintegration, politisch gesicherter Verfiigbarkeit und Parlamentsbeteiligung werden sodann in zwei Schrit-
ten beleuchtet. Zunichst erfolgt eine Analyse der Auswirkungen der Biindnisintegration auf die Parlamentsrechte
(Kapitel 3). Dem schlief3t sich eine Analyse der bisherigen Erfahrungen mit der Parlamentsbeteiligung und mog-
licher Spannungsfelder zur fortschreitenden Biindnisintegration an (Kapitel 4).

Fortschreitende Biindnisintegration entfaltet schlielich nicht nur Auswirkungen im Rahmen der NATO und der
EU. Sie betrifft auch die Vereinten Nationen, insbesondere die Fahigkeit der européischen Staaten, Beitridge zu
Friedensmissionen zu leisten und den verdnderten Anforderungen der Vereinten Nationen Rechnung zu tragen.
Der Erorterung dieser Zusammenhénge ist Kapitel 5 gewidmet.

2. Fortschreitende Biindnisintegration und Auffacherung von Aufgaben

2.1.  Griinde fiir fortschreitende Biindnisintegration

Die Eingliederung der Bundeswehr in die NATO ist seit ihrer Schaffung identitdtsstiftender Bestandteil deutscher
Sicherheitspolitik. Dies findet seinen Ausdruck nicht zuletzt in der von Beginn an engen Einbindung in die Kom-
mandostruktur der NATO.# Grundlage dieser Integration in die NATO bildet der politische Wille aller Bundesre-
gierungen und der sie tragenden Fraktionen des Bundestages, die verfassungsrechtliche Moglichkeit zur Einglie-
derung in ein System gegenseitiger kollektiver Sicherheit (Artikel 24 GQG) als stdndige Aufgabe anzusehen, deren
Wahrnehmung jeweils den sich wandelnden Rahmenbedingungen anzupassen ist.

Hinzu tritt seit dem Vertrag von Maastricht die Integration in die Europdische Union mit ihrer Gemeinsamen
Sicherheits- und Verteidigungspolitik, die ihre verfassungsrechtliche Grundlage im Staatsziel des Artikels 23 GG
findet.

Es liegt daher in der Konsequenz dieser integrationsfreundlichen Haltung Deutschlands, die Potenziale fortschrei-
tender Biindnisintegration auch kiinftig zu nutzen.

Deutschland ist weiterhin in besonderer Weise auf die Handlungsfahigkeit der Systeme kollektiver Sicherheit
angewiesen, da Deutschland militdrische Mittel jenseits von Evakuierungsmissionen traditionell nur im Rahmen
solcher Systeme anwendet.

Ein wichtiger Grund fiir eine fortschreitende Biindnisintegration liegt im Spannungsverhéltnis zwischen wach-
senden sicherheitspolitischen Herausforderungen einerseits und begrenzten finanziellen Ressourcen andererseits.

Die sicherheitspolitischen Rahmenbedingungen lassen eine Vielfalt von Krisenszenarien erkennen, deren Schwer-
punkte sich in den Aufgaben kollektiver Verteidigung und Krisenintervention einschlieBlich Krisenpravention
und Krisennachsorge beschreiben lassen. Diese erfordern ein breites Spektrum an modernen Féhigkeiten, die er-
hebliche finanzielle Mittel erfordern.? Zudem zeichnet sich im Biindnis tendenziell eine verdnderte Lastenteilung
ab, da die USA ihrer Erwartung Ausdruck verliechen haben, dass die europdischen Mitgliedstaaten der NATO
einen groferen Anteil fiir die Sicherheit in Europa leisten.

Staatssekretdr Ederer, Anlage 6, S. 6.
5 Staatssekretir Ederer, Anlage 6, S. 3 ff.; General Wieker, Anlage 8, S. 3.
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Auf der Finanzierungsseite ist nicht damit zu rechnen, dass die Verteidigungshaushalte der europdischen Staaten
in einem Mafle wachsen, dass die Modernisierung der Streitkrifte ohne die Nutzung der sich aus der Biindnisin-
tegration ergebenden Synergieeffekte finanziert werden konnte. Vielmehr wird es zum Abbau von Redundanzen
kommen miissen, nicht zuletzt um die bei einer unkoordinierten Planung drohenden Fahigkeitsliicken zu vermei-
den. Insbesondere die Entwicklung technologisch aufwéndiger Fahigkeiten wie dem System zur Bodeniiberwa-
chung aus der Luft (Alliance Ground Surveillance — AGS) ist angesichts dessen nur gemeinsam zu bewiéltigen.
Eine gemeinsame Verteidigungsplanung und Beschaffung ist zudem angezeigt, um die Interoperabilitit der Streit-
krifte zu verbessern.

Die Alternative zu einer fortschreitenden Biindnisintegration wire ein Prozess der Renationalisierung der Streit-
kréfte. Eine solche wire jedoch weder zu finanzieren noch ist sie ernsthaft Gegenstand politischer Forderungen.

SchlieBlich kommt einer fortschreitenden Biindnisintegration auch eine friedenserhaltende Wirkung zu. Schon
die wirtschaftliche und politische Integration in Europa hat mafigeblich zu der friedlichen Entwicklung nach Ende
des Zweiten Weltkrieges beigetragen. Eine fortschreitende militirische Integration rundet dies ab, da Staaten mit
arbeitsteilig organisierten Streitkrdften auch militirisch nicht in der Lage sind, gegeneinander Krieg zu fiihren.

2.2. Konzepte und Typen arbeitsteiliger Strukturen

2.2.1. Die Bildung von Fahigkeitsclustern auf Grundlage des Rahmennationenkonzepts

Deutschland hat 2013 das sogenannte Rahmennationenkonzept (Framework Nations Concept) vorgelegt, nach
dem kleinere Streitkréfte spezifische Fahigkeiten in eine Kooperation mit einer Rahmennation einbringen.

Ziel der Zusammenarbeit ist es, kohdrente militirische Fahigkeitspakete (sogenannte Cluster) zu bilden. Die Ko-
operation umfasst die Planung, die Ausbildung der beteiligten Soldatinnen und Soldaten und schlieBlich den Ein-
satz des Clusters. Die Rahmennation stellt den organisatorischen Rahmen fiir die Kooperation und wichtige
Schliisselfahigkeiten (sogenannte Enablers), die fiir die Durchfiihrung einer militdrischen Operation unabdingbar
sind. Dazu gehoren insbesondere Fithrung und Verbindung, Aufklirung, strategischer Transport und Logistik
sowie medizinische Hochwertversorgung. Fiir die Rahmennation bietet die Zusammenarbeit insbesondere den
Vorteil, dass die Durchhaltefihigkeit des Clusters durch die Beitrdge der Partner gesteigert wird. Aus den so
gebildeten Clustern konnen die nationalen Beitrdge nicht mehr herausgezogen werden, ohne die Einsatzfahigkeit
des Gesamtpakets zu gefihrden. Dies gilt insbesondere fiir die Rahmennation.®

Das Rahmennationenkonzept stellt damit eine organisatorische Struktur fiir eine stirker koordinierte und detail-
liertere europiische Verteidigungsplanung zur Verfiigung.” Zudem kann auf der Grundlage einer gemeinsamen
Planung die Interoperabilitit der Streitkrifte in Europa stirker entwickelt werden.®

Eine vergleichbare Grundidee liegt auch der 2014 vollzogenen Eingliederung der niederldndischen Luftlandebri-
gade in die Division Schnelle Krifte zu Grunde.’

2.2.2. Kollektive Fahigkeiten der NATO

Die Stibe und Hauptquartiere der Kommandostruktur der NATO bilden zusammen mit den multinationalen
Dienststellen der NATO-Streitkréaftestruktur das Riickgrat der Einsétze im Rahmen der NATO.

An der Spitze der militirischen Kommandostruktur der NATO steht das Allied Command Operations mit dem
Supreme Headquarter Allied Powers Europe (SHAPE) unter dem Kommando des Oberbefehlshabers der NATO
(Supreme Allied Commander Europe — SACEUR). Diesem unterstehen die beiden operativen Hauptquartiere
(Joint Forces Commands) in Brunssum und Neapel. Darunter finden sich weitere operative und taktische Stibe
und Hauptquartiere, die multinational besetzt sind.!”

Generalleutnant Brauf3, Anlage 10, S. 3 f.

Zum Ganzen vgl. auch Claudia Major/Christian Mélling, Das Rahmennationenkonzept, SWP-Aktuell 67/2014.

Zu dieser Aufgabe Generalleutnant Brauf3, Anlage 10, S. 2.

Vgl. die Information des niederléndischen Parlaments durch das Verteidigungsministerium, verfiigbar unter: http://www.rijksoverheid.nl/docu-
menten-en-publicaties/kamerstukken/2014/05/28/kamerbrief-over-integratie-luchtmobiele-brigade.html (2.5.2015).

10 Vgl. Anlage 24, S. 2.

© ® o
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Deutschland stellt insgesamt einen Anteil von circa 15 Prozent der Dienstposten in der NATO-Kommandostruk-
tur. Dieser Anteil korreliert mit dem grundsétzlichen Finanzierungsbeitrag Deutschlands zur NATO.!! Ein Riick-
ruf der Soldatinnen und Soldaten in dieser GroBBenordnung konnte kurzfristig nicht addquat kompensiert werden.
Aber auch der Ausfall eines kleineren Anteils an Personal kann eingespielte Teams und Ablaufe spiirbar storen
und zu erheblichen Qualitdtseinbuflen fithren.

Auch auf der Ebene der NATO-Streitkréftestruktur, die die Kommandostruktur bei der Erfiillung ihrer Aufgaben
unterstiitzt, bestehen erhebliche Abhéngigkeiten. So sind die multinationalen Korpsstébe in den langjéhrigen Ro-
tationsplan eingebunden, um nach einer Phase der Ausbildung und Zertifizierung fiir einen bestimmten Zeitraum
in Bereitschaft zu stehen. '?

Erginzt wird die Kommandostruktur der NATO weiterhin durch gemeinsame Aufklirungs- und Uberwachungs-
fahigkeiten.

Bereits seit Ende der 1970er-Jahre verfiigt die NATO {iber ein luftgestiitztes System zur Luftraumaufklarung,
Uberwachung und Fiihrung von Luftstreitkréften (Airborne Early Warning and Control System — AWACS). Die-
ses besteht aus zwei Verbanden, einem von der NATO betriebenen multinationalen Verband (,, NATO owned and
operated*) in Geilenkirchen und einem britischen Verband in Waddington (GroRBbritannien). '3

Im multinationalen AWACS-Verband besetzt Deutschland circa ein Drittel der Dienstposten. Insbesondere mit
Blick auf die Besatzungen der Flugzeuge, fiir die hochspezialisiertes Personal erforderlich ist, ist eine kurzfristige
Kompensation dieses Anteils durch andere Biindnispartner nicht realisierbar. Im Falle eines Riickzugs der deut-
schen Besatzungen aus den Flugzeugen ist die Einsatzfahigkeit des AWACS-Verbandes zwar nicht unmittelbar
ausgeschlossen. Die Durchhaltefdhigkeit des Verbandes wire aber innerhalb kurzer Zeit erheblich eingeschrinkt,
sodass die Durchfiihrung einer mittelfristig angelegten Operation ohne deutsche Beteiligung faktisch kaum mog-
lich wire.

In der Zukunft ergeben sich vergleichbare Abhdngigkeiten bei dem geplanten System zur Bodeniiberwachung aus
der Luft (Alliance Ground Surveillance — AGS), dessen Beschaffung auf dem NATO-Gipfel in Chicago 2012
beschlossen wurde. Dieses System soll 2016 unter dem Kommando des SACEUR in Sigonella (Italien) stationiert
werden. Insbesondere ein Riickzug eines der groBen Teilnehmerstaaten (Vereinigte Staaten von Amerika,
Deutschland, Italien) wiirde die Durchhaltefdhigkeit des Systems erheblich einschranken.

Ohne die Ressourcen von AWACS und AGS kann dariiber hinaus die Kommandostruktur der NATO ihre Fahig-
keit zur Planung und Fiihrung eines Einsatzes nicht entfalten. Die biindnisgemeinsamen Aufkldrungs- und Uber-
wachungsfahigkeiten tragen daher einen entscheidenden Anteil an der erfolgreichen Durchfiihrung einer Opera-
tion. !4

2.2.3. Spezialisierung von Fahigkeiten

Ein wichtiges Anwendungsbeispiel einer arbeitsteiligen Struktur in Form der nationalen Spezialisierung ist das
taktische Raketenabwehrsystem Patriot, iiber das nur wenige Biindnispartner verfiigen. Um mit Blick auf solche
spezialisierten Fahigkeiten langerfristig durchhalteféhig zu sein, ist die NATO darauf angewiesen, dass diese
Staaten ihre Féhigkeiten im Einsatzfall auch zur Verfiigung stellen.

Weitere Beispiele einsatzrelevanter Fahigkeiten, {iber die nur noch wenige Biindnispartner verfiigen, sind die
Fahigkeit zur Seeraumiiberwachung aus der Luft (Maritime Patrol Aircraft) und die Fahigkeit, eine durchhaltefa-
hige Deployable Operating Base vollstéindig abbilden zu kdnnen. Auch militdrische logistische Kréfte gehdren zu
den tendenziell knappen Hochwertressourcen.!'> Als eine Art umgekehrte Spezialisierung lasst sich der 2011 er-
klarte Verzicht der Niederlande auf Kampfpanzer verstehen.

Kiinftig kdnnte es auch multinational beschaffte und unterhaltene Spezialisierungen geben, etwa im Bereich der
Raketenabwehr mit MEADS. ¢

BMVg, Antworten auf den Fragenkatalog der Kommission, Anlage 9, S. 8.

General Freers, Anlage 13, S. 6.

13" Der Verband in Geilenkirchen umfasst 17 AWACS-Flugzeuge, der in Waddington sieben.
4 Ekkehard Brose, Parlamentsarmee und Biindnisfihigkeit, SWP-Studie S 18/2013, S. 10.
BMVg, Antworten auf den Fragenkatalog der Kommission, Anlage 9, S. 6.

16 Staatssekretdr Ederer, Anlage 6, S. 7.
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Ein wichtiges Beispiel einer multinationalen Spezialisierung sind die nationalen, der EU assignierten Hauptquar-
tiere, auf die die EU zur Planung und Fiihrung von Einsétzen zuriickgreift.!” Bei der Aktivierung eines solchen
Hauptquartiers wird dessen Grundbefahigung nach einem politisch verabredeten Schliissel (sogenannte EU Head-
quarters Manning Guide) mit multinationalem Personal verstarkt.

Ein auch bereits im Grundbetrieb stark multinational ausgerichtetes Hauptquartier ist das Multinationale Kom-
mando Operative Fithrung in Ulm, das verschiedene Aufgaben bei der Fithrung von Einsitzen der EU, der NATO
und der Vereinten Nationen wahrnehmen kann. Es kann im Rahmen von GSVP-Missionen sowohl als verlegefa-
higes operatives Hauptquartier (Force Headquarter), zur Fithrung einer EU-Battlegroup oder als Kern eines stra-
tegischen Hauptquartiers eingesetzt werden. Im Rahmen der Verteidigungsplanung der NATO ist das Multinatio-
nale Kommando Operative Fiihrung ab 2018 als streitkraftegemeinsames Hauptquartier zur operativen Fiihrung
vorgesehen.

2.2.4. Pooling von Fahigkeiten

Unter Pooling wird die Biindelung nationaler Féhigkeiten unter einem gemeinsamen Kommando verstanden. Ziel
ist es, durch die gemeinsame Fiihrung und Nutzung der Kapazititen Synergieeffekte zu erreichen. Pooling-Arran-
gements zeichnen sich dadurch aus, dass jede Nation in vollem Umfang den Zugriff auf die Féhigkeiten behilt,
die sie dem Pool zur Verfiigung gestellt hat.

Das wichtigste Beispiel fiir ein Pooling von Fahigkeiten ist das 2010 eingerichtete Européische Lufttransport-
kommando (European Air Transport Command — EATC) in Eindhoven. Das EATC ist ein multinationaler Stab,
der durch europdische Luftwaffen gegriindet wurde und derzeit sieben Teilnehmerstaaten umfasst.'® Der Auftrag
des EATC umfasst die drei Elemente Lufttransport, Luftbetankung und die medizinische Evakuierung. Fiir diese
Bereiche stellen die Teilnehmerstaaten derzeit circa 180 Flugzeuge zur Verfligung. Einsatzbezogene Synergien
ergeben sich insbesondere durch die Vermeidung von Leerfliigen und eine bessere Auslastung der Flugzeuge.'®

Der zeitweise Riickzug der Transportkapazititen einer Partnernation aus dem EATC oder deren Sperrung fiir
einen bestimmten Einsatz wiirde zunéchst vor allem dazu fiihren, dass diese Synergien der gemeinsamen Einsatz-
planung nicht mehr realisiert werden konnen. Die Transportkapazititen der Partner wiirden aber nicht unmittelbar
in ihrer Einsatzfahigkeit beeintrdchtigt. Auch ergeben sich begrenzte Kompensationsmdglichkeiten, wenn ein
Staat einen bestimmten Einsatz nicht mit Transportkapazititen unterstiitzen mochte, dafiir aber verstérkt Fliige in
anderen Bereichen iibernimmt. 2

Eine konsequente Weiterfithrung des Pooling-Ansatzes fiihrt jedoch dazu, dass aufgrund der besseren Auslastung
nicht mehr bendtigte Kapazititen ldngerfristig eingespart werden, insbesondere wenn bestehende Kapazititen
modernisiert werden miissen. Dann sind Kompensationen der oben gestellten Art nicht mehr in gleicher Weise
moglich.

So ist im Rahmen der Einfiihrung des A400M zu erwarten, dass sich die Abhéngigkeiten der europdischen Partner
von Deutschland verstiarken werden, da Deutschland 40 von 93 dieser Flugzeuge stellen wird. In dieser Perspek-
tive ist auch bei der Zusammenarbeit in der Form des Pooling eine Spezialisierung angelegt und in Zukunft zu
erwarten. Vergleichbares gilt fiir einen in der Planung befindlichen kiinftigen Pool an Flugzeugen zur Seeraum-
aufklarung, die heute schon eine tendenziell knappe Ressource darstellen.

2.2.5. Einsatzgleiche Verpflichtungen im Rahmen von Krisenreaktionskraften

Die NATO hat 2003 die NATO Response Force (NRF) als schnell verfiigbares Krisenreaktionsinstrument einge-
richtet. Die NRF setzt sich aus jeweils fiir ein Jahr zusammengesetzten nationalen Einsatzkréften zusammen. Die
Kriftebeitrdge der einzelnen Biindnispartner werden im Rahmen des sogenannten Long-Term-Rotation-Plans im

17" Hierzu gehdren die Hauptquartiere in Northwood (GroBbritannien), Potsdam (mit Personal aus dem MN JHQ Ulm), Mont Valérien (Frankreich),

Rom (Italien) und Larissa (Griechenland). Deutschland befiirwortet dariiber hinaus den Aufbau eines strategischen Hauptquartiers der EU in
Briissel, um eine permanente zivil-militarische Planungs- und Fiihrungsfahigkeit der EU zu erreichen, vgl. K 18(26)010, S. 12.

Teilnehmer sind neben Deutschland Belgien, die Niederlande, Luxemburg, Frankreich, Spanien und Italien. Grundlage des EATC ist ein Tech-
nical Agreement zwischen dem BMVg und den Verteidigungsministerien der Partnerstaaten. Eine Uberfiihrung in einen vélkerrechtlichen Ver-
trag ist in Vorbereitung.

Weitere Kostenvorteile ergeben sich zum Beispiel aus gemeinsamer Aus- und Weiterbildung, eine verbesserte Interoperabilitit und der Nutzung
gemeinsamer Uberfluggenehmigungen fiir die im Pool zusammengefassten Luftfahrzeuge.

So geschehen im Zusammenhang mit der Operation Unified Protector in Libyen.
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Rahmen von multinationalen Konferenzen abgestimmt. Fiir die verschiedenen Komponenten der NRF sind varia-
ble Bereitschaftszeiten von fiinf bis 30 Tagen vorgesehen. Die bislang hochste Bereitschaft galt fiir die sogenannte
Immediate Response Force mit Einsatzkriften in Starke von circa 13.000 Soldatinnen und Soldaten.

Auf dem Gipfel von Wales hat die NATO 2014 die Einrichtung einer schnell verlegbaren Eingreiftruppe (Very
High Readiness Joint Task Force — VITF) beschlossen, die Bestandteil der NRF ist und deren volle Einsatzbereit-
schaft im Jahr 2017 erreicht werden soll. Sie kann sowohl zur kollektiven Verteidigung als auch im Rahmen des
Krisenmanagements eingesetzt werden. Im Februar 2015 wurde das Grobkonzept fiir die Landkomponente der
VITF festgelegt. Die Fithrung der VITF wird von den Rahmennationen Deutschland, GroBbritannien, Frankreich,
Italien, Polen und Spanien iibernommen. Die jeweils von den Rahmennationen gestellten VJTF-Kréfte sollen
innerhalb weniger Tage verlegt werden konnen.?! Um dieses Niveau an Einsatzbereitschaft zu erreichen, ist ein
hohes MaB an Ausbildung und gemeinsamer Ubung der beteiligten Staaten erforderlich. Angesichts dieser Zeit-
abldufe wire im Einsatzfall ein Ausfall von eingeplanten Kriften der VITF nicht kompensierbar. Die schnelle
Handlungsféahigkeit der NATO héngt daher entscheidend davon ab, dass die bei der Planung der VITF zugesagten
Krifte verlasslich zur Verfiigung stehen.

Aus deutscher Perspektive werden bei der Fithrung der VITF unter anderem der Stab des 1. Deutsch-Niederlan-
dischen Korps in Miinster und das Multinationale Korps Nordost in Stettin, dessen Bereitschaftsstatus 2014 an-
gehoben wurde, eine wichtige Rolle spielen.

Das Krisenreaktionsinstrument der EU sind die sogenannten Battlegroups, deren Einrichtung im Jahr 2004 be-
schlossen wurde. Diese umfassen in der Regel Krifte in Bataillonsstirke sowie ein Fithrungselement. Die multi-
national zusammengesetzten EU-Battlegroups werden jeweils fiir ein halbes Jahr fiir Missionen in einem ver-
gleichsweise eng beschriebenen Aufgabengebiet aufgestellt. Der Einsatz einer EU-Battlegroup muss hauptséch-
lich von den truppenstellenden Staaten finanziert werden, nur ein geringer Anteil wird {iber den ATHENA-Me-
chanismus?? gemeinschaftlich finanziert.

Angesichts des geringen Kréfteumfangs einer EU-Battlegroup, der nicht vorhandenen Redundanzen und des um-
fangreichen multinationalen Ubungsprogramms einschlieBlich Zertifizierung ist eine Kompensation gemeldeter
Beitrage kaum moglich.

Die EU-Battlegroups sind bisher nicht zu einem Einsatz gelangt. Die Griinde hierfiir liegen unter anderem in dem
begrenzten Aufgabenspektrum, das nicht immer den praktischen Anforderungen entspricht, und der Finanzie-
rungsfrage. Die fiir einen Einsatz deutscher Anteile an einer EU-Battlegroup erforderliche Parlamentsbeteiligung
wird nicht als Hindernis angesehen.?® Derzeit findet auf EU-Ebene ein Uberpriifungsprozess statt, der zum Ziel
hat, die Einsetzbarkeit der EU-Battlegroups zu erhéhen.?* Im Rahmen der von GroBbritannien, Schweden, den
Niederlanden, Lettland und Litauen gestellten EU-Battlegroup im Jahr 2013 wurde eine politische Vorbereitungs-
phase organisiert, um mogliche Einsatzszenarien fiir die Battlegroup abzustimmen.?

2.2.6. Multinationale Zusammenarbeit auf der Ebene der NATO-Streitkraftestruktur

Auf der Ebene der NATO-Streitkréftestruktur bestehen eine Reihe von Hauptquartieren und Verbénden, die auf
Grundlage bi- oder multinationaler Vertrage eingerichtet und durch die NATO zertifiziert worden sind. Dazu
gehdren das Eurokorps in StraB3burg, das 1. Deutsch-Niederldndische Korps in Miinster, das Multinationale Korps
Nordost in Stettin und die Deutsch-Franzdsische Brigade mit Stab in Miillheim, die seit 1993 in das Eurokorps
eingebunden ist.

Da die Integration dieser Einheiten oberhalb der Bataillonsebene angesetzt ist, erleichtert dies den nationalen
Zugriff auf die eigenen Truppenteile. Gegenseitige Abhéingigkeiten bestehen jedoch mit Blick auf die Korpsstébe.

Vgl. zum Ganzen die Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen, Bundestagsdrucksache
18/4128.

Beschluss 2015/528/GASP des Rates iiber einen Mechanismus zur Verwaltung der Finanzierung der gemeinsamen Kosten der Operationen der
Européischen Union mit militdrischen oder verteidigungspolitischen Beziigen (Athena) und zur Aufhebung des Beschlusses 2011/871/GASP,
ABI. EU 2015 L 84/39.

3 BMVg, Antworten auf den Fragenkatalog der Kommission, Anlage 9, S. 15; Flotillenadmiral Ehle, Anlage 11, S. 6 f.

2% Flotillenadmiral Ehle, Anlage 11, S. 5.

Margriet Drent u.a., Defence Cooperation in Clusters, Clingendael Report, Oktober 2014, S. 12 f.
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In der Praxis ist die Deutsch-Franzosische Brigade bisher nur in einer geringen Zahl von Einsdtzen gemeinsam
eingesetzt worden. Dazu gehoren insbesondere die Einédtze im Rahmen von SFOR (1996/97, 2000 und 2002/2003)
und ISAF (2004/2005). Seit April 2014 sind Teile der Brigade im Rahmen von EUTM Mali eingesetzt worden. 2

Perspektiven fiir eine stérkere Integration bestehen mit Blick auf die multinationalen Einheiten insbesondere hin-
sichtlich einer stirkeren Abstimmung der nationalen Planungszyklen. Bei der Deutsch-Franzosischen Brigade
sollen diese ab diesem Jahr synchronisiert werden. Ferner besteht hinsichtlich der Kompatibilitdt der jeweilige
nationalen Einsatzmandate und Rules of Engagement noch Potenzial.?’

2.3. Politisch gesicherte Verfiigbarkeit als Voraussetzung fiir Blindnisintegration

Die Entscheidung, im Rahmen fortschreitender Biindnisintegration bestimmte Fahigkeiten in den nationalen Ar-
meen abzubauen und sich in Zukunft auf gemeinsame Féhigkeiten zu verlassen, verstérkt die Abhdngigkeit der
Biindnispartner untereinander erheblich. Dies gilt sowohl fiir die Staaten, die auf bestimmte Féhigkeiten ganz
verzichten, als auch fiir diejenigen, die ihre Féhigkeiten als Beitréige in einen Verbund einbringen, diese ohne die
Beitrdge der anderen aber nicht nutzen konnen. Das setzt die Bereitschaft voraus, die Synergien gemeinsamen
Handelns zu nutzen und nicht die autonomen nationalen Handlungsfahigkeiten unter den gegebenen Rahmenbe-
dingungen zu optimieren. Diese Bereitschaft besteht aber nur, wenn die Biindnispartner sich sicher sind, dass die
gemeinsamen Fahigkeiten nicht unerwartet im Einsatzfall durch nationale Ausstiege beeintrdchtigt oder gar blo-
ckiert werden. Dies ist nicht zuletzt vor dem Hintergrund zu sehen, dass fiir die kleineren Biindnispartner eine
Blockade ihrer Beitrdge nicht nur ihre militirische Handlungsfahigkeit, sondern auch ihren politischen Einfluss
reduzieren wiirde.?®

Die Einschitzung der Biindnispartner zu der sicherheitspolitischen Verlésslichkeit denkbarer Kooperationspartner
beeinflusst daher nicht nur die grundsétzliche Bereitschaft zur Biindnisintegration, sondern in erheblicher Weise
auch die Auswahlentscheidung, mit welchen Partnern bei der Entwicklung militérischer Verbundfahigkeiten die
Zusammenarbeit konkret gesucht wird.?

In diesem Sinne hat der Stindige Vertreter Deutschlands bei der NATO, Botschafter Erdmann, betont, dass ,,In-
tegration von Streitkraften und gesicherte Verfiigbarkeit von Fahigkeiten [...] daher zwei Seiten ein und derselben
Medaille* seien.’® Von der Kommission angehérte Sachversténdige haben weiterhin darauf verwiesen, dass Ver-
trauen in die Verfiigbarkeit arbeitsteilig organisierter Fahigkeiten insbesondere durch Verlésslichkeit in der Praxis
und Verbindlichkeit entsteht.3! Allerdings ist nach den Erkenntnissen der Kommission kein Mitgliedstaat der
NATO oder der EU derzeit bereit, diese klare politische Erwartung durch eine volkerrechtliche Verpflichtung zu
untermauern und so auch in einem rechtlichen Sinne die eigene Souverénitit zu beschrinken. Daher sind und
bleiben Erfahrungen mit bereits bestehenden biindnisgemeinsamen Fahigkeiten ein maf3geblicher Faktor fiir die
weitere Entwicklung.

Nationale Souverénitdtsvorbehalte, die die verldssliche Verfiigbarkeit in Frage stellen, konnen dabei eine Vielfalt
von Formen annehmen und sind nicht auf die Einbeziehung des Parlaments in die Einsatzentscheidung beschrinkt.
Die gesicherte Verfligbarkeit einer Fahigkeit kann beispielsweise auch durch nationale Beschriankungen (soge-
nannte caveats) beeintrichtigt werden, die die praktische Nutzbarkeit der Fahigkeit in bestimmten Einsatzszena-
rien beriihren.

Neben den Riickwirkungen auf die eigene souveridne Handlungsfihigkeit verdndert eine fortschreitende Biindnis-
integration den tatsdchlichen Rahmen, in dem Entscheidungen tiber den Einsatz der eigenen Streitkrifte getroffen
werden. Hier setzt eine verldssliche Verfiigbarkeit voraus, dass die Biindnispartner die formal weiterhin nationale
Entscheidung iiber den Einsatz der arbeitsteilig organisierten Fahigkeiten nicht ausschlieBlich aus der nationalen
Perspektive treffen, sondern bereit sind, eine europdische Perspektive einzunehmen. Auch dies setzt die Akzep-
tanz eines Souverdnititsverstindnisses voraus, das die Vorteile des gemeinsamen Handelns héher gewichtet als
die Nachteile aus der Aufgabe vermeintlicher nationaler Handlungsspielrdume.

% BMVg, Antworten auf den Fragenkatalog der Kommission, Anlage 9, S. 14 f.

27 Am Beispiel der Deutsch-Franzosischen Brigade General Wieker, Anlage 8, S. 10 f.
Generalleutnant Brauf3, Anlage 10, S. 4.

»  Generalleutnant Brauf, Anlage 10, S. 4.

3% Botschafter Erdmann, Anlage 12, S. 9.

31 General Freers, Anlage 13, S. 4 ff.; Generalleutnant Brau3, Anlage 10, S. 6.
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Ein Element des Vertrauens der Biindnispartner in die gesicherte Verfiigbarkeit einer arbeitsteilig organisierten
Fahigkeit besteht daher in der Zuversicht, dass die anderen Partner in ihren nationalen politischen Entscheidungs-
prozessen bereit sind, eine solche européische Perspektive einzunehmen.

24. Begriffsbildung: Multilaterale militdrische Verbundfédhigkeiten

Die im Rahmen fortschreitender Biindnisintegration entstandenen und kiinftig entstehenden militdrischen Fahig-
keiten beruhen auf einer Arbeitsteilung, die in der spezifischen Erwartung vorgenommen wird, dass die Partner
ihre jeweiligen Beitrdge auch zur Verfligung stellen, wenn ein Einsatz im Konsens beschlossen worden ist. Dies
unterscheidet die Abhédngigkeiten im Zuge der Biindnisintegration qualitativ von dem Umstand, dass internatio-
nale Organisationen allgemein auf die Beitrdge ihrer Mitgliedstaaten angewiesen sind, um die ihr zugewiesenen
Aufgaben erfiillen zu kdnnen.

Die Kommission schldgt vor, die im Rahmen fortschreitender Biindnisintegration entstandenen militdrischen Fa-
higkeiten, die aufgrund der mit ihnen verbundenen Abhéngigkeiten einen besonderen politischen Vertrauensstatus
benétigen, mit dem Begriff ,,multilaterale militdrische Verbundfahigkeiten* (englisch: multilateral composite
military capabilities, franzosisch: capacités militaires multilatérales composites) zu kennzeichnen.

Der Begriff ,,Verbund* beschreibt eine arbeitsteilige Struktur, bei der die einzelnen Elemente nicht voneinander
getrennt werden konnen, ohne das Ganze und seine Einzelteile zu beschiadigen. Der Verbund als Ganzes besitzt
also einen Mehrwert gegeniiber der Summe seiner Teile. Zugleich verdeutlicht der Begriff Verbundfihigkeit, dass
die nationalen Beitrdge zum Verbund als solche erkennbar bleiben.

Verbundfihigkeiten sind sowohl einzelne Fahigkeiten, die durch die miteinander verbundenen Beitrdge der Part-
ner gebildet werden. Erfasst sind aber auch Strukturen, in denen verschiedene Fahigkeiten zu einem Cluster zu-
sammengefasst sind und in diesem Sinne einen Verbund bilden.?? Die Arbeitsteilung, die eine Verbundfihigkeit
auszeichnet, kann daher auf der Ebene der einzelnen Féhigkeit, auf der Ebene eines Féhigkeitsclusters oder auf
der Ebene des Biindnisses insgesamt liegen.

Die Verbundfahigkeiten sind multilateral, weil sie auf einer multilateralen Arbeitsteilung im Kontext von NATO
oder EU basieren. Damit sind nicht nur multinational zusammengesetzte und betriebene Strukturen erfasst, son-
dern auch nationale Spezialisierungen. Auch solche nationalen Fahigkeiten kénnen von kritischer Bedeutung fiir
das Funktionieren des Biindnisses und damit Teil der Arbeitsteilung im multilateralen Verbund sein.

3. Fortschreitende Biindnisintegration und Parlamentsrechte

Eine fortschreitende Biindnisintegration und die damit verbundenen faktischen Abhéngigkeiten werfen nicht nur
die Frage nach der verldsslichen Verfiligbarkeit der multilateralen militirischen Verbundféhigkeiten auf. Das Ge-
genstiick zur dieser berechtigten Perspektive der Biindnispartner sind aus der Sicht des Parlaments die Fragen,
inwieweit die geschaffenen Abhéngigkeiten die tatsdchliche Entscheidungsfreiheit des Bundestages beschrianken
und wie unter diesen Umstinden die Parlamentsrechte gesichert werden konnen.

Schon bislang hat der Parlamentsvorbehalt die Funktion besessen, die Parlamentsrechte gegeniiber konzeptionel-
len Weiterentwicklungen auf Biindnisebene zu wahren und die Gewaltengliederung auszubalancieren.®? Ange-
sichts der Notwendigkeit einer Zustimmung zu den konkreten Einsdtzen der Streitkréfte sind auch konzeptionelle
Fortentwicklungen zum Einsatzspektrum der NATO, etwa im Bereich Krisenmanagement, eingehegt worden. Um
praktische Wirksamkeit zu erzielen, bedarf etwa ein verdndertes strategisches Konzept der NATO der parlamen-
tarischen Riickkopplung.

Formal rechtlich betrachtet bleibt das Recht des Bundestages zur Mitentscheidung iiber den Einsatz bewaffneter
Streitkrifte auch durch eine stirkere Integration von Féahigkeiten in den Biindnissen unberiihrt. Das Bundesver-
fassungsgericht hat in diesem Sinne mit Blick auf die EU betont, der Parlamentsvorbehalt beim Einsatz bewaft-
neter Streitkrifte sei integrationsfest.>* Allerdings unterscheidet sich die Fortentwicklung der strategischen

Wie dies etwa beim Rahmennationenkonzept der Fall ist, siche oben unter 2.2.1., S. 13.

33 BVerfGE 121, 135 (159 f.)— AWACS Tiirkei. Dazu Heiko Sauer, Das Verfassungsrecht der kollektiven Sicherheit, in: Linien der Rechtsprechung
des Bundesverfassungsgerichts, 2009, S. 585, 612 ff.

3 BVerfGE 123, 267 (361) — Vertrag von Lissabon.
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Grundlagen bzw. des ,,Integrationsprogramms‘‘3® von einer stirkeren Integration mittels der Einrichtung multila-

teraler militérischer Verbundfahigkeiten, da bei letzterer die Riickwirkungen auf die Handlungsféhigkeit einer
nationalen Entscheidung der Biindnispartner erheblich ausgeprégter sind.

Im Zeitpunkt der Entscheidung iiber einen bewaffneten Einsatz einer multilateralen Verbundfahigkeit wiegen die
Aspekte der Biindnisfahigkeit und Biindnissolidaritit besonders schwer. Demzufolge sind die realistisch beste-
henden Handlungsoptionen zum Zeitpunkt der Einsatzentscheidung bereits erheblich beschrinkt. Insbesondere ist
es nicht mehr moglich, eine multilaterale Verbundfahigkeit durch die Einplanung stirkerer Redundanzen fiir den
unmittelbar bevorstehenden Einsatz so auszustatten, dass nationale Spielrdume in groBerem Maf3e erhalten blei-
ben.

Vor diesem Hintergrund steht der Bundestag vor der Herausforderung, den richtigen Zeitpunkt fiir eine praktisch
wirksame Beteiligung im Prozess fortschreitender Biindnisintegration zu bestimmen. Strukturell ist dies bereits
aus der Debatte um die Europiisierung bekannt. Auch bei der Planung von konkreten Einsédtzen verlangt das
Bundesverfassungsgericht eine hinreichende Information des Bundestages.*® Insbesondere bei der Schaffung
neuer multilateraler militdrischer Verbundfihigkeiten fehlt hingegen derzeit eine formalisierte Pflicht zur Unter-
richtung. Eine rechtzeitige Unterrichtung dient insbesondere dem Ziel, gegebenenfalls notwendige Anpassungen
der fortschreitenden Biindnisintegration unter moglichst geringen Auswirkungen auf das Funktionieren des Biind-
nisses umzusetzen. Bei einer rechtzeitigen Beteiligung konnte der Bundestag zum Beispiel darauf hinwirken, bei
einer multilateralen militdrischen Verbundfahigkeit den Grad der gegenseitigen Abhingigkeit zu verringern, und
die dafiir notwendigen Haushaltsmittel bereitzustellen.

Eine weitere Herausforderung stellt sich hinsichtlich der Bestimmung geeigneter Verfahren, mit denen die Ent-
wicklung der mit der Biindnisintegration verbundenen Abhéngigkeiten begleitet werden kann. Diese sollte das
Ziel verfolgen, eine nachhaltige Kenntnis {iber diese Zusammenhinge zu vermitteln, damit der Bundestag weiter-
hin informiert Verantwortung iibernechmen kann.

4. Politisch gesicherte Verfiigbarkeit von Fahigkeiten und Parlamentsbeteiligung

41. Analyse der politischen Praxis des Entscheidungsverbunds von Parlament und Regie-
rung

Im parlamentarischen Regierungssystem genie3t die Regierung iiblicherweise das Vertrauen der Mehrheit des
Parlaments. Dies fiihrt dazu, dass sie in aller Regel die Zustimmung zu bewaftneten Einsdtzen der Streitkrifte
erhalten kann, die sie selbst fiir notwendig hélt.

Diese Uberlegung wird auch durch die parlamentarische Praxis bestitigt. Seit der Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts aus dem Jahr 1994 hat die Bundesregierung 138 Antrige zum Einsatz bewaffneter Streitkréfte
gestellt, denen der Bundestag ohne Ausnahme zugestimmt hat.3” Zahlreiche Mandate sind von einer breiten Un-
terstlitzung getragen worden, die {iber die jeweiligen Regierungsfraktionen hinaus gereicht hat. Dies signalisiert
ein hohes Maf} an Verlasslichkeit auch iiber die jeweilige Legislaturperiode hinaus.

Eine solche nachhaltige Zustimmung ist in vergleichender Perspektive nicht selbstverstindlich, sondern ein Aus-
druck des Umstands, dass die Biindnisfahigkeit Deutschlands und die Solidaritdt mit den Biindnispartnern im
Bundestag hohes Gewicht besitzen.

In vergleichender Perspektive lassen sich auch Beispiele aufzeigen, dass fehlende Parlamentsbeteiligung eine
héhere Volatilitit des auBenpolitischen Handelns mit sich bringen kann.3®

3 BVerfGE 104, 151 (209 f.) - NATO-Konzept.

% BVerfGE 121, 135 (169) — AWACS Tiirkei.

37 Seit Inkrafttreten des Parlamentsbeteiligungsgesetzes am 24.3.2005 hat der Bundestag 100 Antrigen zugestimmt (Stand 22. Mai 2015). Vier
Antragen wurde im vereinfachten Verfahren zugestimmt. Fiir eine Aufstellung der Verfahren siche Anlage 25.

3% Wolfgang Wagner, Protokoll der 6ffentlichen Sitzung am 11.9.2014, S. 46.
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4.1.1. Zeitliche Dimension der parlamentarischen Beratung

Der fiir die Parlamentsbeteiligung notwendige Zeitaufwand fiihrt zu keinen Einschriankungen der gesicherten Ver-
fiigbarkeit von multilateralen Verbundféhigkeiten. Zum einen unterstreicht die bisherige Praxis, dass der Bundes-
tag Entscheidungen ziigig treffen kann und in der Lage ist, dabei die Erfordernisse der jeweiligen Situation in
zeitlicher Hinsicht zu beriicksichtigen. Zum anderen sichert die Befugnis der Bundesregierung zu Eilentscheidun-
gen die Biindnisfahigkeit in den Situationen, in denen sofortiges Handeln geboten und eine rechtzeitige Befassung
und Entscheidung des Bundestages ausnahmsweise nicht moglich ist.

In der parlamentarischen Praxis seit Inkrafttreten des Parlamentsbeteiligungsgesetzes ist iiber Antridge der Bun-
desregierung in der Regel innerhalb von zwei Sitzungswochen entschieden worden.** Ausnahmen von dieser Re-
gel haben insbesondere die Beratung der Verldngerung von ISAF-Mandaten betroffen. Dies erscheint situations-
angemessen, da es sich um einen komplexen Einsatz handelte und keine besondere Eilbediirftigkeit gegeben war.

Dieser Befund wird auch durch einen Blick auf die Dauer des parlamentarischen Verfahrens zwischen erster Be-
ratung und Schlussabstimmung sowie auf die Gesamtdauer des Verfahrens, also den Zeitraum zwischen Antrag-
stellung und Entscheidung, bestitigt.*’

Umgekehrt zeigen nicht wenige Beispiele, dass der Bundestag in eilbediirftigen Fillen auch innerhalb weniger
Tage ein Mandat beschlieBen kann. So sind in 21 Verfahren (21,9 Prozent) die Beratungen innerhalb einer Sit-
zungswoche erfolgt. In Einzelfillen wurden die Beratungen sogar in einer Sitzung abgeschlossen.*!

Eine ziigige, den Erfordernissen der jeweiligen Lage angemessene parlamentarische Entscheidungsfindung wird
weiterhin durch die Regelungen der Geschiftsordnung des Bundestages sichergestellt. So kann die Beschlussfas-
sung bei Antrdgen, die die Bundesregierung als eilbediirftig gekennzeichnet hat, mit einfacher Mehrheit von den
ansonsten liblichen Fristen zwischen der Vorlage der Beschlussempfehlung durch den Ausschuss und der ab-
schlieBenden parlamentarischen Beratung abweichen (§ 81 Absatz 1 GO-BT analog).

Im Vergleich zum parlamentarischen Verfahren ist die Formulierung eines Mandates durch die Bundesregierung
oftmals zeitlich aufwindiger, insbesondere bei komplexeren Missionen. Bei Einsétzen einzelner multilateraler
Verbundfahigkeiten wird dagegen oftmals eine schnellere Antragstellung moglich sein, da wesentliche Eckdaten
eines deutschen Beitrages bereits im Vorfeld konkretisiert sind und der Antrag dementsprechend vorbereitet wer-
den kann. Gleiches gilt fiir deutsche Beitrige an Krisenreaktionskriften, etwa im Rahmen der EU-Battlegroups
oder der NRF.

Dass die Parlamentsbeteiligung in zeitlicher Hinsicht keine Probleme fiir die gesicherte Verfiigbarkeit aufwirft,
wird schlieBlich durch die Eilfallbefugnisse der Bundesregierung abgesichert. Bereits in seinem grundlegenden
Urteil aus dem Jahr 1994 hat das Bundesverfassungsgericht unterstrichen, dass bei der Ausgestaltung des konsti-
tutiven Parlamentsvorbehalts die Blindnisfahigkeit Deutschlands beriicksichtigt werden miisse. Daraus hat es ins-
besondere abgeleitet, dass die Bundesregierung eine Befugnis zu Eilentscheidungen besitze. Sie sei ,,bei Gefahr
im Verzug berechtigt, vorldufig den Einsatz von Streitkrdften zu beschlieen und an entsprechenden Beschliissen
in den Biindnissen oder internationalen Organisationen ohne vorherige Einzelermichtigung durch das Parlament
mitzuwirken und diese vorldufig zu vollziehen.*“4> Der Bundestag sei dann umgehend mit der Sache zu befassen.

Dem entsprechend sieht § 5 Absatz 1 ParlBG unter anderem vor, dass Einsitze bei Gefahr im Verzug, die keinen
Aufschub dulden, keiner vorherigen Zustimmung des Bundestages bediirfen. Der Antrag auf Zustimmung ist dann
unverziiglich nachzuholen (§ 5 Absatz 3 ParlBG). Erfordert eine Lage sofortiges Handeln, kann die Bundesregie-
rung daher im Rat der EU bzw. im Nordatlantikrat einem Einsatz zustimmen, ohne den Bundestag vorher um
Zustimmung zu ersuchen. Was die Einschitzung der Eilbediirftigkeit angeht, besitzt die Bundesregierung zu-
nichst einen erheblichen Beurteilungsspielraum. Dieser wird durch die Notwendigkeit der nachtriaglichen Zustim-
mung politisch eingehegt. Auch das Bundesverfassungsgericht beriicksichtigt den Aspekt der Biindnisfihigkeit

93 der 96 beratenen Antrage (96,9 %) wurden innerhalb von zwei Sitzungswochen behandelt.

In 53 der 96 Verfahren, die im Bundestag beraten wurden, nahm das parlamentarische Verfahren zwischen erster Beratung und Schlussabstim-
mung 9 Tage oder weniger in Anspruch; nach 23 Tagen waren 94 Verfahren (97,9 Prozent) abgeschlossen. In 56 der insgesamt 100 Verfahren
lagen 16 Tage oder weniger zwischen Antrag und Entscheidung; nach Ablauf von 30 Tagen waren 92 Verfahren abgeschlossen, vgl. Anlage 25,
Tabelle 2.

4 Anlage 25, Tabelle 2.

42 BVerfGE 90, 286 (388) — Auslandseinsiitze der Bundeswehr.
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in vergleichbarer Weise bei der Gewahrung von Eilrechtsschutz. Hier wird der Bundesregierung ein groBerer
Einschétzungsspielraum als im Hauptsacheverfahren zugestanden.*

4.1.2. Verlasslichkeit und Nichtbeteiligung Deutschlands an Einsatzen

Wie bereits erwihnt hat der Bundestag in der bisherigen Praxis keinem Antrag der Bundesregierung nach dem
Parlamentsbeteiligungsgesetz die Zustimmung verweigert. Dies weist aus Sicht der Kommission darauf hin, dass
die Bundesregierung in der Praxis verldsslich in der Lage ist, fiir Einsétze, die sie aus sicherheits- und biindnis-
politischen Griinden fiir notwendig erachtet, eine Mehrheit zu erhalten. Mit dem Instrument der Vertrauensfrage
(Artikel 68 GQ) verfiigt die Bundesregierung zudem iiber ein starkes politisches Instrument, um auch bei kontro-
vers diskutierten Einsdtzen die sie tragende Mehrheit zu gewinnen.

Dessen ungeachtet haben zahlreiche Sachverstidndige und auch die Bundesregierung berichtet, dass sich die Biind-
nispartner nicht sicher seien, dass Deutschland verldsslich mit seinen Anteilen an integrierten Féhigkeiten wie
AWACS an im Biindnis gemeinsam beschlossenen Missionen mitwirken werde. Diese Unsicherheit in Bezug auf
Deutschlands Verlidsslichkeit ist geeignet, weitreichende strategische Entscheidungen in diesen Léndern in Bezug
auf eine strukturierte Zusammenarbeit im Sinne einer Entwicklung militdrischer Verbundféhigkeiten zu beein-
flussen. Die Kommission ist der Ansicht, dass diese Wahrnehmung als solche bei der Planung und Begleitung der
fortschreitenden Biindnisintegration beriicksichtigt werden sollte, unabhingig davon, in welchem Umfang sie
sachlich zutreffend ist.

Die Wahrnehmung der Biindnispartner scheint insbesondere durch zwei Fille geprégt zu sein, in denen deutsche
Soldaten aus den AWACS-Flugzeugen abgezogen worden sind. Zum einen hatte sich Deutschland zunichst am
Einsatz von AWACS-Flugzeugen im Rahmen der ISAF-Mission in Afghanistan zu Beginn des Jahres 2011 nicht
beteiligt. Zum anderen wurden die AWACS-Besatzungen im Zuge der Nichtbeteiligung an der NATO-Mission
Unified Protector in Libyen 2011 abgezogen. Auch die darauf folgende kompensatorische Beteiligung am
AWACS-Einsatz in Afghanistan konnte die durch dieses Verhalten ausgelsten Irritationen nicht vollsténdig be-
seitigen.* Die Zweifel diirften auch deshalb besonders folgenreich gewesen sein, weil die deutsche Nichtbeteili-
gung arbeitsteilig organisierte Fahigkeiten betraf und sich damit die Frage nach der Verfligbarkeit kiinftiger mul-
tilateraler Verbundfahigkeiten geradezu aufdringte. Die genannten Félle stehen aber nicht im unmittelbaren Zu-
sammenhang mit der Parlamentsbeteiligung, sondern ihnen lag jeweils eine Entscheidung der Bundesregierung
zugrunde. Wenn die Bundesregierung keinen Antrag auf Zustimmung zu einem bewaffneten Einsatz der Streit-
kriéfte stellt, hat der Bundestag keine Moglichkeit, aus eigenem Recht hierzu die Initiative zu ergreifen oder diesen
gar zu beschlieflen.

Die zeitlichen Abldufe beim Libyen-Einsatz der NATO erhellen dies. Die Skepsis der Bundesregierung gegeniiber
einem bewaffneten Einsatz in Libyen war schon im Laufe der Beratungen im Sicherheitsrat der Vereinten Natio-
nen iiber die Resolution, die die Anwendung militdrischer Mittel legitimierte, deutlich geworden. Nach der Ent-
haltung im Sicherheitsrat hitte die Bundesregierung sich leicht dem Vorwurf des widerspriichlichen Verhaltens
ausgesetzt, wenn sie danach deutsche Streitkrifte zur Unterstiitzung dieser Mission zur Verfiigung gestellt hétte.
Die Bundesregierung war daher unabhéngig von der Frage der Parlamentsbeteiligung und von der Position des
Bundestages zu dem Entschluss gekommen, sich nicht an dem bewaffneten Eingreifen in Libyen beteiligen zu
wollen.

Auch mit Blick auf den zunéchst nicht erfolgten AWACS-Einsatz in Afghanistan lisst sich die Zustimmung des
Bundestages zu dem spiter doch noch erfolgten Antrag als Zeichen dafiir ansehen, dass der Bundestag im Grund-
satz fiir biindnispolitische Erwédgungen offen ist und diese beriicksichtigt. Dies gilt auch und insbesondere dann,
wenn das anfingliche Stimmungsbild auf Uberzeugungsbedarf hindeutet.

3 Andreas Paulus/Henrik Jacobs, Neuere Entwicklungen bei der Parlamentsbeteiligung fiir den Auslandseinsatz der Bundeswehr, Die Friedens-

warte 87 (2012) 2-3, S. 23, 42. Ein Beispiel aus der Praxis ist der AWACS-Einsatz iiber der Tiirkei im Vorfeld des Irak-Krieges 2003. Hier hat
das Bundesverfassungsgericht die Anordnung einstweiliger Maflnahmen abgelehnt, obwohl eine Verletzung der Rechte der Antragssteller nicht
fern lag und im Hauptsacheverfahren auch eine Rechtsverletzung festgestellt wurde.

4 Siehe auch Ekkehard Brose, Parlamentsarmee und Biindnisféhigkeit, SWP-Studie S 18/2013, S. 10.
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4.1.3. Nichtanwendung des vereinfachten Verfahrens

Das Parlamentsbeteiligungsgesetz sieht fiir Einsétze geringer Intensitit und Tragweite ein vereinfachtes Verfah-
ren vor (§ 4 ParlBG). Danach gilt die Zustimmung als erteilt, wenn nicht innerhalb von sieben Tagen nach Ver-
teilung des Antrags als Bundestagsdrucksache von einer Fraktion oder fiinf vom Hundert der Mitglieder des Bun-
destages die Befassung des Bundestages verlangt wird.

In der Praxis erhielten bislang lediglich vier Mandate filir den Einsatz bewaffneter Streitkriafte im Wege des ver-
einfachten Verfahrens die Zustimmung. In allen Féllen handelte es sich um die Verldngerung von Mandaten
(§ 7 ParIBG).* Bei den beiden erfolgreichen vereinfachten Verfahren in der 16. Wahlperiode hat die Fraktion
DIE LINKE. jeweils eine Erklirung abgegeben, dass sie der Behandlung des Antrags im vereinfachten Verfahren
zustimme, dies jedoch nichts daran éndere, dass der Antrag in der Sache abgelehnt werde.*® Bei fiinf weiteren
Antréigen im vereinfachten Verfahren wurde die Befassung des Bundestages verlangt.” In vier dieser Verfahren
wurde der Antrag ohne Aussprache an die Ausschiisse {iberwiesen.*8

Nach dem Jahr 2007 ist bis Mitte April 2015 kein Antrag auf Zustimmung zum Einsatz bewaffneter Streitkréfte
mehr im vereinfachten Verfahren gestellt worden.*” Hintergrund ist unter anderem, dass die spétere stellvertre-
tende Vorsitzende der Fraktion der PDS bereits im Rahmen der Beratungen des Parlamentsbeteiligungsgesetzes
erklért hat, dass die Fraktion der PDS in jedem Fall die Befassung des Bundestages verlangen werde.>® Zudem
war aus Sicht der Bundesregierung aufgrund von informellen Sondierungen mit den Fraktionen des Deutschen
Bundestages regelmiBig absehbar, dass eine Befassung des Bundestages verlangt werden wiirde.>!

Dieser grundsétzliche Widerspruch zur Anwendung des vereinfachten Verfahrens kann dazu fithren, dass Einsétze
von geringer Intensitit und Tragweite nicht durchgefiihrt werden, wenn die Durchfithrung eines vollstindigen
parlamentarischen Verfahrens als unverhéltnismiBiger Aufwand angesehen wird. Die Bundesregierung hat eine
geringe Zahl von Einzelfillen genannt, in denen die Bundesregierung aus diesem Grund auf die Beantragung
eines Mandates verzichtet hat. Diese Fille betrafen insbesondere kurzfristige Anfragen der Vereinten Nationen.>?

Zudem kann die faktische Nichtverfiigbarkeit gesetzlich vorgesehener Verfahrenserleichterungen fiir Kleinstein-
sdtze zu dem Eindruck der Biindnispartner beitragen, dass die Beteiligung des Bundestages schwerfillig und auf-
wandig sei.

Mit Blick auf die Auswirkungen des vereinfachten Verfahrens kann zunéchst festgehalten werden, dass der damit
verbundene Zeitgewinn in iiberschaubarem Rahmen bleibt. Auch im reguldren Verfahren finden sich zahlreiche
Beispiele fiir Mandate, die innerhalb der Verfahrensdauer eines vereinfachten Verfahrens beschlossen worden
sind.>® Eine Beschleunigung lésst sich allerdings in lingeren sitzungsfreien Zeitraumen des Bundestages errei-
chen, etwa wihrend der Sommerpause.

Fiir die Kommission waren keine Anzeichen dafiir ersichtlich, dass die Anwendung des vereinfachten Verfahrens
die Formulierung des Antrags auf Zustimmung durch die Bundesregierung erheblich erleichterte. Die Antrége der
Bundesregierung im vereinfachten Verfahren weisen keine signifikant geringere Begriindungstiefe auf. Dies ver-
mag kaum zu {iberraschen, da die Bundesregierung im vereinfachten Verfahren keine Moglichkeit hat, ihren An-
trag weiter zu erldutern. Daher muss bereits der Antrag alle notwendigen Informationen enthalten, um zu iiber-
zeugen.

4 AMIS II; UNMIS II; AMIS IV und UNMIS V.

4 Diese wurde bei AMIS IV gesondert verdffentlicht, siche Anlage 55 zum Plenarprotokoll 16/37, S. 3470 C; bei UNMIS V erfolgt die Verdffent-
lichung im Zusammenhang mit der Mitteilung, dass die Zustimmung im vereinfachten Verfahren erteilt worden sei, siche Anlage 3 zum Plenar-
protokoll 16/58, S. 5755. In der 15. Wahlperiode war die PDS nicht in Fraktionsstirke im Bundestag vertreten.

47 AMIS 111, UNMIS 111, AMIS V; UNMIS VI und AMIS V1.

48 Eine erste Beratung erfolgte bei AMIS VL

4 Kurz vor Abschluss der Beratungen der Kommission erfolgte der Antrag auf Entsendung eines stellvertretenden Kommandeurs der VN-Frie-

densmission UNMIL in Liberia im vereinfachten Verfahren, Bundestagsdrucksache 18/4768. Die Fraktion DIE LINKE. hat die Befassung des

Bundestages verlangt.

Vgl. die Ankiindigung der Abgeordneten Gesine Létzsch, Plenarprotokoll 15/100, S. 8990 C, sowie die AuBerung des Abgeordneten Norman

Paech, Plenarprotokoll 16/9, S. 596 A.

S Vgl. auch den Hinweis bei Andreas Paulus/Henrik Jacobs, Die Friedens-Warte 87 (2012) 2/3, S. 23 (57) auf eine entsprechende Aussage des
Abgeordneten Jan van Aken.

2 Staatssekretiir Ederer, Anlage 6, S. 14; BMVg, Antworten auf den Fragenkatalog der Kommission, Anlage 9, S. 32 f.

Die Frist von sieben Tagen beginnt nicht mit Antragstellung, sondern mit der Verteilung der Drucksache. Die Wirkung der Zustimmung tritt

dann mit Beginn des achten Tages ein. Hieraus haben sich in der 16. Wahlperiode Verfahrensdauern zwischen neun und elf Tagen ergeben.
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Die hauptsichliche Erleichterung durch das vereinfachte Verfahren liegt daher darin, dass der Bundestag seine
knappe Ressource Beratungszeit nicht in gleichem Mafe fiir Einsétze von geringer Intensitét und Tragweite oder
eine routineméfige Verldngerung verwendet. Die Verfahrenserleichterung folgt dabei nicht zuletzt aus dem Kon-
sens der im Bundestag vertretenen Fraktionen, dass ein Antrag keiner ausfiihrlichen Beratung bedarf.

4.1.4. Verfahrenspraxis der parlamentarischen Beratung

Die Antrage nach dem Parlamentsbeteiligungsgesetz werden in der Regel in zwei Beratungen des Bundestages
behandelt. Nach Abschluss der ersten Beratung erfolgt die Uberweisung an die zustéindigen Ausschiisse. Diesem
Regelfall sind in der Praxis rund 86 Prozent der Verfahren gefolgt. Lediglich in zw6lf Verfahren, die alle in die
15. und 16. Wahlperiode fallen, wurde von der Méglichkeit Gebrauch gemacht, die Uberweisung an die Aus-
schiisse ohne Aussprache zu beschliefen. Davon betrafen vier Félle Antrdge auf Zustimmung im vereinfachten
Verfahren, in denen die Beratung des Bundestages verlangt worden war.

Typischerweise hat die Bundesregierung die Antrage auf Zustimmung zum Einsatz bewaffneter Streitkrifte ge-
stellt, nachdem auf internationaler Ebene ein Mandat vorlag. Das Parlamentsbeteiligungsgesetz ermdglicht jedoch
auch, dass der Antrag vor der Beschlussfassung durch das zustindige Organ eines Systems gegenseitiger kollek-
tiver Sicherheit gestellt wird, wenn der Rahmen der konkreten Mission bereits hinreichend klar ist. Eine solche
Vorgehensweise kann sinnvoll sein, um die zeitliche Kompatibilitét der nationalen und internationalen Verfahren
zu erhohen. Ein Beispiel hierfiir ist der Antrag auf Zustimmung zur Resolute Support Mission in Afghanistan, bei
der die Antragstellung durch die Bundesregierung erfolgte, bevor der Nordatlantikrat die Mission abschlieBend
beschlossen hatte.>*

4.2. Fehlen einer spezifischen Regelung im Parlamentsbeteiligungsgesetz zu Staben und
Hauptquartieren

Das Parlamentsbeteiligungsgesetz enthélt keine spezifische Regelung iiber die Zustimmungsbediirftigkeit der
Mitwirkung deutscher Soldatinnen und Soldaten in Stdben und Hauptquartieren. In der Gesetzesbegriindung ist
dazu unter Verweis auf die damals bestehende Praxis festgehalten worden, dass die Beteiligung ,,an stédndigen
integrierten sowie multinational besetzten Stdben und Hauptquartieren* nicht als Einsatz bewaffneter Streitkrifte
angesehen wird. Demgegeniiber sei ,,bei einer Verwendung in eigens fiir konkrete bewaffnete Einsétze gebildeten
Staben und Hauptquartieren die Zustimmung des Bundestages notwendig.>® Diese Unterscheidung zwischen
standigen Einrichtungen und ad hoc fiir einen Einsatz eingerichteten Fiihrungsstrukturen ist durch mehrere Ent-
wicklungen in der Praxis als Abgrenzungskriterium in Frage gestellt worden.

Zum einen wurde auf dem NATO-Gipfel in Lissabon beschlossen, dass mobile Elemente in den sténdigen Stiben
und Hauptquartieren der NATO zur Fithrung eines Einsatzes auch in das Einsatzgebiet verlegt werden kdnnen.
Dies fiihrt zu einer Unschérfe bei der rechtlichen Einordnung dieser mobilen Elemente. Einerseits liele sich an-
fiilhren, diese seien organisatorisch Teil eines stindigen Stabes bzw. Hauptquartiers und unterligen damit nicht
der Parlamentsbeteiligung. Andererseits {ibernehmen diese mobilen Elemente teilweise Funktionen, die zum Zeit-
punkt der Verabschiedung des Parlamentsbeteiligungsgesetzes von ad hoc eingerichteten Stdben und Hauptquar-
tieren geleistet wurden. Dies lieBe sich dafiir anfiihren, dass die mobilen Elemente auch nach dem Parlamentsbe-
teiligungsgesetz eher wie ad hoc gebildete Stdbe und Hauptquartiere zu behandeln wéren.

Zum anderen bestehen Unsicherheiten auch mit Blick auf die rechtliche Einordnung von Stiben und Hauptquar-
tieren der EU. Hintergrund ist, dass die EU nicht {iber eigene, permanent arbeitende, integrierte Strukturen verfiigt,
die mit den Hauptquartieren der NATO vergleichbar wéren. Die EU greift daher zur Planung und Fithrung von
Einsdtzen auf nationale Stiibe zuriick, die der EU assigniert worden sind.’® Die personelle Zusammensetzung
dieser Operational Headquarter im Falle ihrer Aktivierung erfolgt nach einem in einem rechtlich unverbindlichen
Ratsdokument, dem sogenannten EU Headquarters Manning Guide®’, festgelegten Schliissel.

Da die EU iiber keine stdndigen Planungsstrukturen verfiigt, ist sie in besonderer Weise auf die friihzeitige Be-
reitstellung eines Operational Headquarter durch die Mitgliedstaaten angewiesen, um eine GSVP-Mission planen

3% Bundestagsdrucksache 18/3246.

% Bundestagsdrucksache 15/2742, S. 5.

% Sjehe oben unter Punkt 2.2.3, S. 15.

57 Ratsdokument 15920/11 vom 24.10.2011.
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zu konnen. Im Rahmen von Gespriachen mit Vertretern der EU wurde darauf hingewiesen, dass Deutschland sich
zwar verldsslich und mit substantiellen Beitrigen an den GSVP-Missionen beteilige, aber oftmals in der
Friithphase einer Operationsplanung noch sehr zuriickhaltend agiere. Dies gelte insbesondere mit Blick auf die
Bereitstellung eines Operational Headquarters.

Weiterhin l&sst sich feststellen, dass die Sensibilitdt der Biindnispartner hinsichtlich einer verldsslichen Mitwir-
kung in Stiben und Hauptquartieren besonders hoch ist, da diese fiir einen Einsatz unabdingbare Fithrungsfahig-
keiten zur Verfiigung stellen.

Im Rahmen der Kommandostruktur der NATO stellt Deutschland einen Anteil von circa 15 Prozent des Personals.
Ein Ausfall in dieser GroBBenordnung liee sich schon rein quantitativ kurzfristig kaum ersetzen. Auch wenn eine
personelle Kompensation in quantitativer Hinsicht mdglich wire, bedeutete dies in der Regel keinen gleichwerti-
gen Ersatz. Auch in Stiben und Hauptquartieren sind gemeinsame Ubungen der multinationalen Teams von zent-
raler Bedeutung, um die erforderliche Qualitét zu erreichen. Ein Herausldsen einzelner Teile aus den eingespielten
Ablaufen kann daher zu spiirbaren Qualitdtseinbuflen fiihren.

Sowohl die Bundesregierung als auch die groBe Mehrzahl der von der Kommission angehdrten Sachverstdndigen
hat sich vor diesem Hintergrund fiir die Aufnahme einer Regelung zu Stiben und Hauptquartieren in das Parla-
mentsbeteiligungsgesetz ausgesprochen. 8

4.3. Handlungsfiahigkeit im Biindnis und Einsatzbegriff

Die Bundesregierung hat eine Reihe von Beispielen angefiihrt, in denen der im Parlamentsbeteiligungsgesetz
niedergelegte Einsatzbegriff in der Praxis Abgrenzungsschwierigkeiten bereitet hat. Eine Klarung dieser Abgren-
zungsfragen konne die Biindnisfahigkeit Deutschlands stirken.>

Eine erste Gruppe von Féllen betrifft Ausbildungs- und Trainingsmissionen. Diese sind nicht bereits aufgrund
ihres Auftrags mandatierungspflichtig. Eine Notwendigkeit zur Mandatierung kann sich aber abhéngig von der
Gefihrdungslage ergeben. Hier weist die Bundesregierung insbesondere darauf hin, dass sich Unwégbarkeiten
daraus ergiben, dass sich die Einschitzung der Gefihrdungslage im Laufe einer Mission dndern kann.®

In der Praxis ist vor diesem Hintergrund die Ausbildungsmission EUTM Somalia nicht mandatiert worden, so-
lange sie in einem sicheren Umfeld in Uganda durchgefiihrt wurde. Mit Verlagerung der Ausbildung nach Somalia
ist die Bundesregierung dazu iibergegangen, fiir diesen Einsatz die Zustimmung des Bundestages zu beantragen.
Im Fall der EUTM Mali ist ebenfalls die Zustimmung des Bundestages beantragt worden, nicht zuletzt mit Blick
auf den Umstand, dass die Mission eine eigene Schutzkomponente umfasste.

Abgrenzungsprobleme hitten sich auch mit Blick auf Erkundungskommandos ergeben. Einerseits gehorten diese
zu den vorbereitenden Maflnahmen, auf die eine Planung eines Einsatzes aufbaue. Andererseits erdffne § 4 Ab-
satz 3 Nummer 1 ParIBG fiir Erkundungskommandos ausdriicklich den Anwendungsbereich des vereinfachten
Verfahrens. Dies werfe die Frage auf, unter welchen Umstinden ein Erkundungskommando der Zustimmungs-
pflicht unterldge.®' Auch in diesem Zusammenhang spielt die Gefiahrdungslage eine Rolle, so dass eine gewisse
Nihe zur Frage der Mandatierung von Ausbildungsmissionen besteht.

Aus der Praxis sind keine Beispiele fiir ein mandatiertes Erkundungskommando ersichtlich. Allerdings wurde die
Bereitstellung von Lufttransportkapazititen fiir das Vorauskommando der EUTM Mali als zustimmungspflichtig
angesehen, da die Verlegung des Kerns des Hauptquartiers im Concept of Operations als Phase 1 der Operation
beschrieben wurde. %

Weiterhin sei nicht eindeutig, ob und unter welchen Umstinden die Ausnahme in § 2 Absatz 2 ParlBG, nach der
humanitére Hilfsdienste und Hilfsleistungen keine bewaffneten Einsétze darstellen, auch auf humanitére Hilfe zu
Gunsten von Teilnehmern an bewaffneten Auseinandersetzungen anwendbar ist. Dies sei insbesondere fiir den
strategischen Verwundetentransport von Bedeutung.®

8 Staatssekretdr Ederer, Anlage 6, S. 14; aus der Anhorung 11.9.2014 Winfiied Nachtwei, Stellungnahme (Anlage 19) S. 5, Markus Kaim, Stel-
lungnahme (Anlage 18), S. 8 £.; Johannes Varwick, Stellungnahme (Anlage 20), S. 7; siehe auch Brose (Anm. 44), S. 9, 12 f.

BMVg, Antworten auf den Fragenkatalog der Kommission, Anlage 9, S. 32.

8 Staatssekretér Ederer, Anlage 6, S. 13; General Wieker, Anlage 8, S. 11 f.

' General Wieker, Anlage 8, S. 13.

BMVg, Antworten auf den Fragenkatalog der Kommission, Anlage 9, S. 33 f.

BMVg, Antworten auf den Fragenkatalog der Kommission, Anlage 9, S. 34.
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Schwierigkeiten habe die Frage der Mandatierungsbediirftigkeit schlieBlich bei einem geplanten kurzzeitigen Ein-
satz eines unbewaffneten Stabsoffiziers zur Bewertung von Gegenmalinahmen gegen improvisierte Sprengfallen
im Rahmen der VN-Mission MONUSCO bereitet. Letztlich habe man auf den Einsatz verzichtet, da dieser als
mandatierungsbediirftig angesehen worden sei. Hintergrund sei insbesondere gewesen, dass die VN-Mission
selbst zum Einsatz bewaffneter Mittel zur Durchsetzung ihres Auftrags legimitiert gewesen sei.® Allerdings ist
darauf hinzuweisen, dass wohl ausgeschlossen werden konnte, dass der betroffene deutsche Soldat an dieser
Durchsetzung des Missionsauftrages wéhrend seines Aufenthaltes konkret mitgewirkt hétte. Ein Zusammenhang
seiner Tatigkeit mit einer bewaffneten Unternehmung bestand daher nur in einem sehr weiten Sinne.

4.4. Praxis der Formulierung von Mandaten

Das Parlamentsbeteiligungsgesetz zéhlt Elemente auf, die ein Antrag der Bundesregierung enthalten muss (§ 3
Absatz 2 ParlBG). Dies sind der Einsatzauftrag, das Einsatzgebiet, die rechtlichen Grundlagen des Einsatzes, die
Hochstzahl der einzusetzenden Soldaten, die Fahigkeiten der einzusetzenden Streitkréfte, die geplante Dauer des
Einsatzes und die voraussichtlichen Kosten einschlie8lich deren Finanzierung.

Die Weiterentwicklung der politischen und militdrischen Rahmenbedingungen von Einsédtzen konnen operative
Anpassungen notwendig machen, die noch nicht in erheblicher Weise den Grundcharakter der Mission verdandern.
Enthélt ein Mandat mit Blick auf die genannten Elemente zu enge Festlegungen, werden mit Blick auf solche
Anpassungen Handlungsspielrdume beschrankt oder es wird eine iiblicherweise mit politischem Aufwand ver-
bundene Nachmandatierung erforderlich.

Beispiele fiir erforderlich gehaltene Nachmandatierungen zu bestimmten militérischen Féhigkeiten waren im Rah-
men des ISAF-Einsatzes die nachtrigliche parlamentarische Zustimmung zum Einsatz von RECCE-Tornados im
Jahr 2007 und zur Beteiligung deutscher Streitkrifte am Einsatz von NATO-AWACS iiber Afghanistan im Jahr
2009.%

Besondere praktische Bedeutung besitzt die Festlegung der personellen Obergrenze. Insoweit ist zunédchst darauf
hinzuweisen, dass die Festlegung der Obergrenze strikt zu unterscheiden ist von der Zahl der tatsichlich einge-
setzten Soldatinnen und Soldaten.

Ein Beispiel, in dem die Festlegung der personellen Obergrenze unmittelbar operative Bedeutung entfaltete, ist
das ISAF-Mandat des Jahres 2011.%7 Im Rahmen der festgelegten Obergrenze war eine Beteiligung deutschen
Personals am Einsatz der AWACS-Flugzeuge in Afghanistan zunéchst nicht moglich, obwohl die Durchhaltefa-
higkeit des AWACS-Verbandes damit nicht nachhaltig gesichert war. Fiir die kurze Zeit spéter im Zusammenhang
mit der Nichtteilnahme an der NATO-Operation Unified Protector in Libyen doch noch erfolgte Beteiligung
wurde ein separates Mandat beantragt.®®

Ein weiteres Beispiel einer eng gefassten personellen Obergrenze betrifft die Resolute Support Mission in Afgha-
nistan. Urspriinglich waren hierfiir 800 Soldatinnen und Soldaten vorgesehen. Im Rahmen der konkreten Auspla-
nung des deutschen Beitrags wurde kurz vor Beantragung des Mandats die Obergrenze auf 850 Soldatinnen und
Soldaten erhoht. Auch mit dieser Obergrenze sind jedoch die Handlungsspielraume noch begrenzt. Dies gilt zum
einen mit Blick auf eine moglicherweise kurzfristig verdnderte Sicherheitslage, fiir die — anders als im Rahmen
der KFOR-Mission® — keine personelle Reserve als Vorsorge vorgesehen ist. Zum anderen sind die Handlungs-
spielrdume begrenzt, wenn beriicksichtigt wird, dass auf Deutschland als Rahmennation eine besondere Verant-
wortung zukommt, kurzfristig auftretende personelle Engpisse jedenfalls fiir einen Ubergangszeitraum zu kom-
pensieren.

Beispiele fiir eine enge rdumliche Festlegung finden sich mit Blick auf die Mandate zu ISAF und zu der Anti-
Piraterie-Operation Atalanta.

Die ISAF-Mandate beschrankten den Einsatzraum der deutschen Streitkréfte auf die ISAF-Regionen Kabul und
Nord. Eine Ausnahme von dieser Regel war nur moglich, wenn dies zur Erfiilllung des ISAF-Gesamtauftrages

% Staatssekretér Ederer, Anlage 6, S. 14; sieche auch BMVg, Antworten auf den Fragenkatalog der Kommission, Anlage 9, S. 32 f.

% Bundestagsdrucksache 16/4298.

% Bundestagsdrucksache 16/13377.

7 Bundestagsdrucksache 17/4402.

% Bundestagsdrucksache 17/5190.

% Zur Obergrenze bei KFOR und den sogenannten Operational Reserve Forces vgl. stellvertretend den Antrag auf Bundestagsdrucksache 18/1415,
S.4f.
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unabweisbar war.”® Demgegeniiber hat das ISAF-Mandat aus dem Jahr 2014 diese Beschrinkung gelockert. Ein-
sdtze deutscher Soldatinnen und Soldaten aufBerhalb der Regionen Kabul und Nord waren demnach fiir zeitlich
und im Umfang begrenzte Mafinahmen zuléssig, sofern diese Mafinahmen zur Erfiillung des ISAF-Gesamtauftra-
ges erforderlich waren.”!

Das erste Mandat fiir die Anti-Piraterie-Operation Atalanta definierte das Einsatzgebiet der Mission als das ,,See-
gebiet bis zu 500 Seemeilen vor der Kiiste Somalias und seiner Nachbarlinder.“’> Nachdem die Piraten ihren
Aktionsradius auf Seegebiete slidostlich der Seychellen erweitert hatten, beschloss das Politische und Sicherheits-
politische Komitee der Europdischen Union eine Ausweitung des Operationsgebiets. Dies machte eine Anpassung
des Mandats erforderlich, nach der ausdriicklich auch die Seychellen als Nachbarland Somalias aufgefiihrt wur-
den.”

4.5. Bedeutung zivil-militirischer Zusammenarbeit

Internationales Krisenmanagement bedarf eines breiten Instrumentariums, das von der Diplomatie {iber die Ent-
wicklungszusammenarbeit und die Zusammenarbeit im Bereich Inneres und Justiz bis hin zum Einsatz militéri-
scher Mittel reicht. In diesem Sinne eines breiten und vernetzten Ansatzes umfasst auch das Konzept der Schutz-
verantwortung (Responsibility to Protect) zuvorderst nichtmilitiarische Mittel. Auch in Krisen, die ein militari-
sches Eingreifen erfordern, ist dariiber hinaus ein multidimensionaler Ansatz geboten, nicht zuletzt um eine nach-
haltige Stabilisierung nach Ende der bewaffneten Auseinandersetzungen zu erreichen. Die parallele Prasenz meh-
rerer internationaler Missionen im Rahmen einer Krisenbewéltigung ist Ausdruck dieser Multidimensionalitit.
Dementsprechend engagiert sich auch Deutschland auf internationaler Ebene in allen Bereichen der zivilen Kri-
senbewiltigung.’

Die Bundesregierung und mehrere der angehorten Sachversténdigen haben vor diesem Hintergrund betont, dass
die fortschreitende militdrische Zusammenarbeit nicht isoliert betrachtet werden darf.”> Zu der fiir eine verstirkte
Biindnisintegration notwendigen gemeinsamen sicherheitspolitischen Basis gehort gerade auch ein gemeinsames
Verstindnis tiber die Bedeutung der nichtmilitirischen Komponenten sowie die Einbindung jedweden militéri-
schen Engagements in einen iibergeordneten politischen Ansatz.

4.6. Strukturierte fortlaufende Unterrichtung und ressortiibergreifende Evaluierung

Ein wichtiger flankierender Baustein, um eine nachhaltige politische Unterstiitzung von Einsidtzen im Bundestag
zu erreichen und damit die Verlasslichkeit Deutschlands zu starken, ist die Zurverfiigungstellung aussagekraftiger
Informationen zu der Frage, ob und inwieweit die mit einem Einsatz verfolgten Ziele erreicht werden.

Mit Blick auf die Information des Bundestages sieht das Parlamentsbeteiligungsgesetz vor, dass die Bundesregie-
rung regelméBig iiber den Verlauf der Einsdtze und {iber die Entwicklung im Einsatzgebiet unterrichtet (§ 6 Ab-
satz 1 ParlBG). Insbesondere informiert die Bundesregierung durch die sitzungswochentliche schriftliche ,,Unter-
richtung des Parlaments iiber die Auslandseinsétze der Bundeswehr (UdP) sowie laufend in den Sitzungen des
Verteidigungsausschusses.

In der Begriindung des Gesetzentwurfs des Parlamentsbeteiligungsgesetzes wird in den Erlduterungen zu § 6
ParlBG ausgefiihrt, dass die Bundesregierung iiber die laufende Unterrichtung iiber die Entwicklungen im Ein-
satzgebiet hinaus jahrlich bilanzierende Gesamtberichte zu den Einsétzen vorlegen solle. Nach Beendigung des
Einsatzes solle ein Evaluierungsbericht erstellt werden, der sowohl die militirischen als auch politischen Aspekte

0 Vgl. zuletzt das ISAF-Mandat aus dem Jahr 2012, Bundestagsdrucksache 17/11685, S. 3 unter Punkt 8.

"' Bundestagsdrucksache 18/436.

2 Bundestagsdrucksache 16/11337, S. 4.

3 Bundestagsdrucksache 16/13187.

™ Fiir eine detaillierte Darstellung vgl. den Vierten Bericht der Bundesregierung iiber die Umsetzung des Aktionsplans ,,Zivile Krisenprivention,
Konfliktlosung und Friedenskonsolidierung, Bundestagsdrucksache 18/3213.

5 Staatssekretir Ederer, Anlage 6, S. 6; General a. D. Jones, Eingangsstatement, Sitzung vom 26.6.2014, Anlage 14, S. 52, 56 f.; Joep Wijnands,
Eingangsstatement, Sitzung vom 26.6.2014, Anlage 16, S. 74. Botschafter Erdmann hat ausdriicklich betont, dass die NATO nicht nur ein mili-
tarisches Biindnis sei, Anlage 12, S.2 f.
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darstelle und bewerte.”® Die Bundesregierung hat jedoch darauf hingewiesen, dass diese Konkretisierungen kei-
nen Niederschlag im Gesetzestext gefunden hétten und daher nicht verbindlich seien.”’

Im Rahmen des ISAF-Mandates legte die Bundesregierung aufgrund von Forderungen aus dem Bundestag seit
Ende des Jahres 2010 jihrliche Fortschrittsberichte vor.”®

In der Praxis der Biindnispartner finden sich ebenfalls Ansétze, die die Rolle indikatorgestiitzter Unterrichtungen
betonen.

So hat beispielsweise die Regierung Kanadas 2008 begonnen, vierteljahrlich Berichte zu Kanadas Engagement in
Afghanistan vorzulegen.” Diese enthalten Benchmarks, Fortschrittsindikatoren und Jahresziele zu den sechs Pri-
orititen Kanadas im Zusammenhang mit seinem Afghanistan-Engagement.®® Die Anwendung eines indikatorge-
stlitzten Monitorings durch die kanadische Regierung geht zuriick auf Empfehlungen der sogenannten Manley-
Kommission.3!

Im Rahmen der Evaluierung des niederldndischen Beitrags zu ISAF wurde die Empfehlung ausgesprochen, bei
kiinftigen Einsdtzen zu Beginn ergebnisorientierte Indikatoren festzulegen. Diese kdnnten dem Monitoring und
der Evaluierung des Einsatzes dienen.??

Ein Beispiel fiir ein traditionell stark ausgeprigtes Berichtswesen zu militdrischen Einsédtzen findet sich in den
USA.3 Dies ist allerdings vor dem Hintergrund des Regierungssystems der USA zu sehen, in dem sich Prisident
und Kongress tendenziell antagonistisch gegeniiber stehen.

Von Seiten der angehdrten Sachverstdndigen wurde betont, dass nicht allein die Quantitdt der Informationen ent-
scheidend sei. Ausschlaggebend sei vorrangig die qualitative Unterrichtung zu Schliisselinformationen, die eine
strategische Debatte erlaubten. In der Praxis sei die Gefahr groB3, dass die fiir die Beurteilung des Einsatzerfolges
zentralen Informationen nicht geniigend erkennbar seien und daher eine Detailkontrolle stattfinde. Dem gelte es
entgegenzuwirken. 34

5. Friedensmissionen der Vereinten Nationen

Im Rahmen der 16 durch die Vereinten Nationen gefiihrten Friedensmissionen sind gegenwértig circa 107.800
Personen als Soldaten, Militdrbeobachter und Polizisten eingesetzt. Deutschland beteiligt sich an diesen Missio-
nen mit 158 Soldatinnen und Soldaten, 20 Polizistinnen und Polizisten sowie 16 Expertinnen und Experten.®’

Die Entwicklung im Bereich der Friedensmissionen wird insbesondere durch einen Wandel hin zu robusteren und
proaktiveren Mandaten und dem Bedarf an spezialisierten, teilweise kurzfristig verfliigbaren Fahigkeiten geprégt,
die vor allem von den entwickelten Staaten zur Verfligung gestellt werden konnen. Vor diesem Hintergrund
kommt der Kooperation zwischen der EU und den Vereinten Nationen im Bereich der Friedensmissionen eine
besondere Bedeutung zu. Aufbauend auf dem EU-Aktionsplan aus dem Jahr 2012 soll diese Zusammenarbeit
durch einen Plan zu den Priorititen 2015 bis 2018 weiter gestéirkt werden. %

Die Perspektive eines deutschen Engagements im Verbund mit europdischen Partnern verdeutlicht den Bezug zur
Frage fortschreitender Biindnisintegration, insbesondere auf der Ebene der EU.

¢ Bundestagsdrucksache 15/2742, S. 6.

7 Antwort der Bundesregierung auf Bundestagsdrucksache 16/3740, S. 2, 4, 5.

8 Die Fortschrittsberichte sind verfiigbar unter: http://www.bundesregierung.de/Content/DE/StatischeSeiten/Breg/Afghanistan/2011-12-27-fort-

schrittsbericht-afghanistan.html (20.4.2015).

Die kanadische Regierung kam damit einem Beschluss des Parlaments vom 13.3.2008 nach; House of Commons of Canada, 39th Parliament,

2nd Session, Journal 66.

Vgl. stellvertretend Canada’s engagement in Afghanistan - quarterly report to Parliament for the period October 1 until December 31, 2010,

verfligbar unter: http://publications.gc.ca/collections/collection_2011/bcp-pco/CP12-2-11-2010-eng.pdf (27.4.2015)

Independent Panel on Canada’s Future Role in Afghanistan, Final Report, 2008, S. 36, 38, verfiigbar unter http://publications.gc.ca/collec-

tions/collection_2008/dfait-maeci/FR5-20-1-2008E.pdf (24.4.2015).

8 Final evaluation: Netherlands contribution to ISAF, 2006 — 2010, 23.11.2011, S. 108, verfiigbar unter: http://www.jallc.nato.int/activi-

ties/rfoids/final evaluat on_netherlands_participation_in_isaf%202006-2010_ tcm4-825602.pdf

Vgl. etwa die halbjéhrlichen Fortschrittberichte des US Department of Defense an den Kongress, zuletzt Report on Progress toward Security and

Stability in Afghanistan, October 2014, verfiigbar unter: http://www.defense.gov/pubs/Oct2014 Report_Final.pdf (27.4.2015).

8 Winfiied Nachtwei, Stellungnahme (Anlage 19) S. 3, 6; General a. D. Jones, Eingangsstatement, Sitzung vom 26.6.2014, Anlage 14, S. 59.

8 DPKO, http://www.un.org/en/peacekeeping/contributors/2015/apr15_1.pdf (Stand 30.4.2015).

8 Plan of Action to Enhance EU CSDP Support to UN Peacekeeping, 2012, Ratsdokument Nr. 11216/2012 (Limite). Vgl. zuvor EAD, Actions to
enhance EU CSDP support to UN peacekeeping, Ratsdokument Nr. 17497/11. Der Priorititenplan fiir die Jahre 2015-18 (Strengthening the UN-
EU Strategic Partnership on Peacekeeping and Crisis Management: Priorities 2015-2018) befindet derzeit in den Beratungen der Gremien der
EU.
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5.1. Entwicklungen im VN-Peacekeeping

Friedensmissionen der Vereinten Nationen haben seit Mitte der 1990er-Jahre erheblich an Komplexitit gewon-
nen. Verbunden ist dies mit einer Entwicklung zu robusteren, aber auch komplexeren multidimensionalen Man-
daten. Hierbei spielt der Schutz von Zivilisten eine besondere Rolle. Dies unterscheidet diese Missionen von den
klassischen VN-Blauhelm-Missionen, bei denen es primér darum ging, ein Waffenstillstandsabkommen entlang
einer zwischen den Konfliktparteien vereinbarten Grenze zu iiberwachen. Eine Mission nach klassischem Muster
ist zuletzt 2001 im Konflikt zwischen Eritrea und Athiopien neu eingerichtet worden. Hintergrund fiir diese Ent-
wicklung ist nicht zuletzt die Zunahme asymmetrischer Konflikte, die stirker in den Fokus der Vereinten Nationen
geriickt sind.

Trotz der starken Tendenz zu robusteren Mandaten betonen Beobachter, dass letztlich der begleitende politische
Prozess fiir den Erfolg einer Friedensmission entscheidend sei. Als Beispiel hierfiir wird der Einsatz der ,,Force
Intervention Brigade* in der Demokratischen Republik Kongo im Rahmen der Mission MONUSCO angefiihrt.
Diese 3.000 Mann umfassende Interventionsbrigade soll im Ostkongo operierende bewaffnete Gruppen abschre-
cken und ggf. neutralisieren.®’” Politisch begleitet wird diese MaBnahme durch die jeweiligen Sonderbeauftragten
fiir die groBen Seen und den sogenannten Peace, Security and Cooperation Framework. Gerade bei robusteren
Mandaten seien politische Hintergriinde und Allianzen zwischen verschiedenen Akteuren zu beachten.

Gleichzeitig zu der Tendenz zu robusteren Mandaten sind neuere VN-Missionen dadurch gekennzeichnet, dass
die zivilen Komponenten eine starkere Rolle spielen. Die gesteigerte Komplexitéit der Konflikte fiihrt auch dazu,
dass hiufig mehrere Missionen parallel in einem Krisengebiet aktiv sind.®® Erheblich an Bedeutung gewonnen
haben auch die Aspekte Krisenpriavention, Krisennachsorge sowie Maflnahmen zur Verbesserung der Menschen-
rechtslage. Verschiedene Aspekte der Menschenrechtslage werden von den Vereinten Nationen als wichtige Friih-
warnindikatoren fiir einen entstehenden bzw. sich verschérfenden Konflikt angesehen.

Derzeit findet auf der Ebene der Vereinten Nationen eine grundlegende Uberpriifung der konzeptionellen Grund-
lagen der Friedensmissionen (Stichwort ,,Peacekeeping-Doktrin®) statt. Hierzu wurde vom Generalsekretér der
Vereinten Nationen Ende Oktober 2014 der sogenannte Peace Operations Review initiiert und eine 17-kopfige
Expertengruppe unter Vorsitz des ehemaligen Staatspriasidenten von Timor-Leste, José Ramos-Horta, einge-
setzt.®” Diese soll ihren Bericht Anfang Juni 2015 dem Generalsekretir vorlegen. Der Generalsekretidr wird dann
zur Generalversammlung im September 2015 einen Bericht iiber die geplante Implementierung erstatten.

5.2. Bedarf der Vereinten Nationen und Erwartungen an Deutschland

5.2.1. Bedarf der Vereinten Nationen

Der Bedarf der Vereinten Nationen wird allgemein mit Blick auf ,,Enablers* und ,,Force Multipliers* als hoch
eingeschitzt. Mit Blick auf das Engagement der européischen Staaten steht dabei aus Sicht der Vereinten Nationen
weniger die Hohe der Truppenzahlen als die Qualitét der beteiligten Fahigkeiten im Vordergrund.

Von Deutschland und den anderen Mitgliedstaaten der EU erhoffen sich die Vereinten Nationen daher Beitrige
insbesondere in den Bereichen Aufkldrung, Lufttransport, Pionierwesen, vor allem zum Aufbau von Infrastruktur,
medizinische Versorgung sowie bilaterale Ausriistung und Ausbildungshilfe.”® GroBe Bedeutung wird auch dem
Polizeisektor und dem Aufbau staatlicher Institutionen beigemessen, nicht zuletzt, um eine friedliche Entwicklung
nach Ende der Kampfhandlungen nachhaltig abzusichern. Eine Reihe dieser Fahigkeiten werden einerseits hdufig
schnell, andererseits nur fiir iiberschaubare Zeitraume bendtigt, etwa beim Aufbau einer neuen Mission. Dies
erhellt, warum die Vereinten Nationen seit kurzem fiir eine schnelle Zurverfiigungstellung von Fahigkeiten spiir-
bare Aufschlige auf die Standardsitze der Kostenerstattung zahlen.®!

87 Sicherheitsrat der Vereinten Nationen, Resolution 2098, S/RES/2098 vom 28.3.2013.

Zu den Herausforderungen fiir die Abstimmung der Planungsprozesse paralleler Missionen vgl. Thierry Tardy/Richard Gowan, Building EU-
UN Coherence in Mission Planning & Mandate Design, ZIF Policy Briefing November 2014.

Generalsekretdr der Vereinten Nationen, Statement on appointment of High-Level Independent Panel on Peace Operations, 31.10.2014.

Zu entsprechenden Anforderungen des Department of Peacekeeping Operations an die EU vgl. Adam Smith, European Military Capabilities and
UN Peace Operations: Strengthening the Partnership, ZIF Policy Briefing October 2014, S. 3.

Die Zuschlége fiir das sogenannte rapid deployment konnen bis zu 25 % betragen.
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Fiir die Vereinten Nationen hat das Gelingen der Startphase eine besondere Bedeutung. Erfolgt der Aufwuchs
einer Mission verzogert, kann dies zur Folge haben, dass Erwartungen vor Ort enttduscht werden und das Ver-
trauen der Bevolkerung gegeniiber der Mission nachhaltig geschwécht wird. In dieser Phase sind die Vereinten
Nationen besonders abhingig von einer planbaren und verlésslichen Bereitstellung durch die Mitgliedstaaten. In
diesem Zusammenhang werden auch zeitlich begrenzte Fahigkeiten fiir die erste Phase als bedeutsam angesehen,
um die Funktionsfahigkeit einer neuen Mission zu erreichen. In der Startphase sind oftmals technologisch an-
spruchsvolle Aufgaben zu bewiltigen. So haben Vertreter der Vereinten Nationen beispielsweise berichtet, dass
die klimatischen Bedingungen in Mali eine besondere Herausforderung fiir den Autbau von Infrastruktur darge-
stellt haben.

Ein weiteres kritisches Element fiir die Planung einer Mission ist die frithe Verfiigbarkeit einer Rettungskette und
hochwertiger medizinischer Versorgung. Aus Sicht der Vereinten Nationen stellt dies regelméBig ein bestimmen-
des Element wihrend der Truppengenerierung dar, weil zahlreiche Truppensteller solche Gesichtspunkte als Be-
dingung fiir ihre Zusagen formulierten.

Mit Blick auf den Eigenschutz der Missionen und den Schutz der Zivilisten streben die Vereinten Nationen pro-
aktives Handeln an. Hierfiir benétigen sie nicht zuletzt mit Blick auf die GroBe der Einsatzrdume Luftbeweglich-
keit und luftgestiitzte Aufklarungskapazititen. Dabei mochten die Vereinten Nationen verstirkt auf Drohnen zu-
riickgreifen.

Steigende Bedeutung fiir Friedensmissionen kommt der sogenannten Intermission Cooperation® zu, insbesondere
im Bereich der Logistik, in der Startphase einer Mission und in Situationen, in denen eine rasche, punktuelle
Verstirkung des Engagements erforderlich ist. Hier kann ,,Intermission Cooperation* aus Sicht der Vereinten
Nationen einen Beitrag zu einer flexibleren und effizienteren Nutzung knapper Fahigkeiten leisten.

5.2.2. Zusammenarbeit der EU mit den Vereinten Nationen

Als ein wichtiger Akteur im Kontext von Friedensmissionen wird auch die EU angesehen, insbesondere um zu
Beginn einer Krisenreaktion eine Briickenfunktion zu iibernehmen oder parallel zu den Vereinten Nationen mit
einer Mission prasent zu sein. Das Politische und Sicherheitspolitische Komitee der EU hat am 3. Juni 2012 einen
Aktionsplan zur Verbesserung der Unterstiitzung von Friedenmissionen der Vereinten Nationen angenommen,
dessen Programmzeitraum bis Ende 2014 lief.?*> Dieser sah sechs Felder vor, in denen die Kooperation der EU
mit den Vereinten Nationen gestdrkt werden sollte. Dazu gehdrte auch ein sogenannter modularer Ansatz, nach
dem die EU eine GSVP-Komponente einer Friedensmission unter Fithrung der Vereinten Nationen zur Verfiigung
stellen wiirde.”* Eine Herausforderung stellt hierbei die Entwicklung einer Kommandostruktur dar, die die An-
forderungen der EU an die Autonomie ihrer Entscheidungsprozesse beriicksichtigt. Eine alternative Losung
konnte die Forderung von Kooperationen zwischen den Mitgliedstaaten der EU sein, die gemeinsame Beitrige zu
Friedensmissionen der Vereinten Nationen leisten wollen.*?

Gegenstand der Uberlegungen ist auch eine stirkere Rolle der EU in der ersten Reaktion auf eine Krise. Dies
wiirde dem Ziel dienen, die Zeit zu iiberbriicken, bis eine VN-Mission eingesetzt und vor Ort funktionsféhig ist.
Moglicherweise konnten die EU-Battlegroups hier einen Beitrag leisten. %

Nach Auslaufen des Aktionsplans sollen in einem néchsten Schritt die Prioritéten fiir eine strategische Partner-
schaft zwischen EU und Vereinten Nationen im Bereich von Friedensmissionen fiir den Zeitraum 2015 bis 2018
festgelegt werden.

2 Bei dieser werden bestimmte Fihigkeiten aus einer VN-Friedensmission einer anderen Friedensmission zur Verfiigung gestellt, vgl. Staatssek-

retar Ederer, Anlage 6, S. 16.
% Siehe oben Anm. 86.
% Tobias Pietz, Die EU und das UN-Peacekeeping: Halbzeit bei Briissels Aktionsplan, ZIF Policy Briefing Oktober 2013. Der nichtdffentliche
Abschlussbericht zum Aktionsplan ist am 23. Mérz 2015 vorgelegt worden, EEAS Dokument Nr. 457/15.
Umfassend zu Kooperationsmodellen Adam Smith, European Military Capabilities and UN Peace Operations: Strengthening the Partnership,
ZIF Policy Briefing October 2014, S. 3 f., 6 f.
% Ausfiihrlich Adam Smith (Anm. 95), S. 5 f. Siehe auch Wanda Hummel/Tobias Pietz, Partnering for Peace: Lessons and Next Steps for EU-UN
Cooperation on Peace Operations, ZIF Policy Briefing Februar 2015, S. 4.

95
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5.3. Strategische Ausrichtung europaischer Partner

Wichtige europidische Partner Deutschlands haben in der jiingeren Vergangenheit ihr Engagement in Friedens-
missionen der Vereinten Nationen verstirkt oder planen dies zu tun.®’

Zum Beispiel haben die Niederlande im Rahmen der VN-Mission MINUSMA in Mali erstmals seit dem Massaker
von Srebrenica®® eine Fiihrungsrolle in einer Friedensmission der Vereinten Nationen {ibernommen. Dieses En-
gagement erfolgte auf der Basis einer ausfiihrlichen strategischen Debatte iiber die Ziele der niederldndischen
AuBenpolitik im Bereich Friedensmissionen der Vereinten Nationen, die auch im niederlédndischen Parlament
gefiihrt wurde. Bei der Auswahl der Mission diirfte nicht zuletzt eine Rolle gespielt haben, dass die Niederlande
sich in der Vergangenheit bereits stark in der Entwicklungszusammenarbeit in Mali engagiert hatten.

Die niederlédndischen Beitrdge umfassen zum einen Aufklarungsfahigkeiten und die Bereitstellung einer ,,All
Sources Information Unit“ zur koordinierten Auswertung strategischer Aufklarung im Umfeld eines asymmetri-
schen Konflikts. Diese wird insbesondere durch einen schwedischen Beitrag ergiinzt.”® Zum anderen beteiligen
sich die niederldndischen Streitkrdfte mit Spezialkriften und Apache-Kampfhubschraubern, um den Schutz von
Zivilisten mit robusten Mitteln durchsetzen zu konnen. SchlieBlich stellten die Niederlande bis Oktober 2014 mit
Albert Koenders den Sonderbeauftragten des Generalsekretirs der Vereinten Nationen und Leiter von
MINUSMA. Diese Beteiligung an der Fithrung der Mission wird als wichtige Rahmenbedingung fiir das nieder-
landische Engagement angesehen.

7 Zu den Beitrigen der verschiedenen Mitgliedstaaten vgl. Adam Smith (Anm. 95),S.2 f,, 7.

% Die in der Schutzzone von Srebrenica eingesetzten niederlindischen Blauhelmsoldaten konnten den Vélkermord an den bosnischen Muslimen
nicht verhindern.

% Adam Smith (Anm. 95), S. 2, 7. Weitere Staaten inklusive Deutschlands haben Personal fiir die All Sources Information Unit entsandt, um
Erfahrungen fiir kiinftige VN-Beitrige zu sammeln.
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Dritter Teil — Vorschlage
6. Vorschldage im Zusammenhang mit multilateralen Verbundfahigkeiten

6.1.  Berichte zu multilateralen Verbundfahigkeiten

Die Kommission ist der Auffassung, dass eine weiter fortschreitende Biindnisintegration militdrischer Fahigkeiten
unter anderem entscheidend vom Vertrauen der Partner darin abhingt, dass die arbeitsteilig organisierten Fahig-
keiten sicher und verlésslich zur Verfiigung stehen, falls eine Mission auf internationaler Ebene mit deutscher
Zustimmung beschlossen wird. Um das Vertrauen der Biindnispartner in die Verlédsslichkeit Deutschlands zu stér-
ken, bedarf es eines politischen Prozesses, der die mit den multilateralen Verbundfahigkeiten verkniipften Abhén-
gigkeiten in das Bewusstsein der politischen Akteure riickt.

Daher schldgt die Kommission vor, dass die Bundesregierung zum einen jihrlich einen Bericht iiber die multila-
teralen militdrischen Verbundfahigkeiten vorlegt, deren Verfiigbarkeit politisch gesichert werden soll. Zum ande-
ren sollte die Bundesregierung bei der Einrichtung neuer multilateraler Verbundféhigkeiten den Bundestag friih-
zeitig unterrichten, um gezielte Aufmerksamkeit fiir die Reichweite des damit verbundenen Integrationsschrittes
zu erreichen.

Demgegeniiber sieht die Kommission Vorratsbeschliisse, die die Bundesregierung abstrakt fiir einen gewissen
Zeitraum ermdchtigen wiirden, bestimmte militdrische Fahigkeiten ohne Zustimmung des Bundestages in nicht
niher absehbaren Fillen einzusetzen, nicht als zielfiihrend an. Zunéchst bestehen erhebliche verfassungsrechtliche
Zweifel, ob eine abstrakte Zustimmung zu einem mandatierungspflichtigen Einsatz bestimmter Fahigkeiten die
Anforderungen des konstitutiven Parlamentsvorbehalts erfiillen wiirde. Insbesondere diirfte im Rahmen solcher
Vorratsbeschliisse kaum eine hinreichende Bewertung der Gefahren- und Verstrickungspotenziale moglich sein,
unter denen ein konkreter Einsatz einer solchen Féhigkeit stattfindet. In dieser politischen Bewertung und ihrer
offentlichen Vermittlung liegt aber eine der Hauptfunktionen des konstitutiven Parlamentsvorbehalts.!® Selbst
wenn die Bundesregierung durch einen Vorratsbeschluss rechtswirksam erméchtigt werden konnte, wire die Ver-
lasslichkeit im Biindnis immer noch von der fortdauernden politischen Unterstiitzung des Einsatzes durch den
Bundestag abhingig. Dies unterstreicht, dass das Anliegen, diese politische Unterstiitzung nachhaltig zu sichern,
primér iiber politische Prozesse verfolgt werden sollte.

Die vorgeschlagenen Berichte zu multilateralen Verbundfihigkeiten sollten durch folgende Anderung im Parla-
mentsbeteiligungsgesetz verankert werden:

1. Nach § 8 wird folgender § 9 eingefiigt:
»$ 9 Multilaterale militirische Verbundfihigkeiten

(1) Die Bundesregierung legt dem Bundestag jéhrlich einen Bericht iiber die bestehenden multilateralen militari-
schen Verbundfihigkeiten vor, deren Verfligbarkeit politisch gesichert werden soll. Darin stellt sie die Abhingig-
keiten, die mit den jeweiligen Fahigkeiten verbunden sind, und die mdglichen Folgen dar, die fiir einen beabsich-
tigten Einsatz dieser Fahigkeiten entstehen, wenn sich Deutschland nicht beteiligt.

(2) Die Bundesregierung unterrichtet den Bundestag so frith wie mdglich tiber die Einrichtung neuer multilateraler
militirischer Verbundféhigkeiten, an denen die Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr mitwirken sollen. Nach
Abschluss von Vereinbarungen oder der Annahme von Beschliissen zu solchen Féhigkeiten legt die Bundesregie-
rung dem Bundestag einen Bericht vor.“

2. Der bisherige § 9 wird zu § 10.

1% BVerfGE 121, 135 (161 f.) — AWACS Tiirkei.
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Begriindung:

Ziel der durch § 9 eingefiihrten Berichte zu multilateralen militérischen Verbundfdhigkeiten ist die Schaffung
eines politischen Vertrauensstatus fiir die deutschen Beitrdge zu diesen Féhigkeiten. Der Bundestag kann nach
den allgemeinen Regeln des Parlamentsrechts zu diesen Berichten Stellung nehmen und sollte dieses Recht mog-
lichst auch wahrnehmen. Die konstitutive Zustimmung des Bundestages bleibt auch bei den multilateralen mili-
tarischen Verbundfihigkeiten Voraussetzung fiir ihren Einsatz im Rahmen einer bewaffneten Unternehmung.

Multilaterale Verbundfihigkeiten sind die militdrischen Féhigkeiten, die als arbeitsteilige Strukturen ausgestaltet
worden sind. Diese Arbeitsteilung bringt zugleich gegenseitige Abhdngigkeiten mit Blick auf den Einsatz solcher
Fahigkeiten mit sich. Die Bereitschaft, im Rahmen der Integration militdrischer Féhigkeiten in NATO und EU
weitere Schritte zu gehen, wird daher entscheidend davon abhéngen, dass die Verfiigbarkeit solcher Fahigkeiten
politisch gesichert ist, wenn ein zustéindiges Beschlussgremium eines Systems gegenseitiger kollektiver Sicher-
heit wie der Nordatlantikrat oder der Rat der EU eine Mission beschlossen haben.

Der Begriff ,,multilaterale militdrische Verbundfdhigkeiten* umfasst sowohl die Situation, dass eine Fahigkeit als
Verbund von Beitrdgen der Partner organisiert ist, als auch Formen der Zusammenarbeit, in denen sich die Partner
auf bestimmte Féhigkeiten spezialisieren und diese in einem Verbund zusammenwirken. Beispiele fiir multilate-
rale Verbundfihigkeiten sind AWACS und zukiinftig AGS sowie die integrierte Kommandostruktur der NATO.
Ferner gehoren multinationale Strukturen, wie zum Beispiel das Multinationale Kommando Operative Fiihrung
in Ulm und das Multinationale Korps Nordost in Stettin, zu den multilateralen Verbundfahigkeiten. Ein weiteres
Beispiel ist die Very High Readiness Joint Task Force (VJTF), deren Funktionsfiahigkeit davon abhéngt, dass die
Mitgliedstaaten ihre Beitrdge, die sie eingebracht haben, im Einsatzfall auch tatséchlich zur Verfiigung stellen.
Vergleichbares gilt fiir die EU-Battlegroups, die als Krisenreaktionskréfte im Rahmen der Gemeinsamen Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik jeweils fiir eine Bereitschaftsphase von sechs Monaten von einer Gruppe von
Mitgliedstaaten gestellt werden. Ein Beispiel fiir eine multilaterale militdrische Verbundféhigkeit in Form einer
Spezialisierung ist das Patriot-Abwehrsystem, liber das nur eine begrenzte Anzahl von Biindnispartnern verfiigt.

Der Grad der Abhingigkeiten kann zwischen verschiedenen multilateralen militdrischen Verbundfahigkeiten er-
heblich variieren. Vor diesem Hintergrund besitzt die Bundesregierung einen Ermessens- und Beurteilungsspiel-
raum, ab welchem Grad an Abhéngigkeit sie die Verfligbarkeit einer Féhigkeit politisch sichern will und fiir
welche konkreten Fahigkeiten sie dies anstrebt.

Die Bundesregierung erklért durch die Vorlage der jéhrlichen Berichte nach Absatz 1, welche konkrete Verant-
wortung fiir die multilateralen militdrischen Verbundfahigkeiten aus der Biindnissolidaritdt folgt. Dabei sollen die
Berichte einen aktuellen Gesamtiiberblick iiber die im Rahmen der Biindnisintegration von Deutschland einge-
gangenen politischen Verpflichtungen und damit verbundenen Abhéngigkeiten geben. Damit ist die Erwartung
verbunden, dass dies auf zweierlei Weise eine vertrauensbildende Wirkung gegentiber den Partnern entfaltet. Zum
einen bindet sich die Bundesregierung selbst an diese Konkretisierung der Biindnissolidaritit. Zum anderen soll
der Bericht im Bundestag nicht zuletzt durch seine RegelmaBigkeit ein erhohtes Bewusstsein flir die Belange der
Partner schaffen. In diesem Sinne dienen die Berichte der Vorbereitung und Erleichterung der politischen Wil-
lensbildung, wenn die Bundesregierung den Bundestag um Zustimmung zum Einsatz solcher Féhigkeiten ersucht.

Bei der Darstellung der multilateralen militérischen Verbundféhigkeiten wird es oft notwendig sein, auch auf den
sicherheitspolitischen Kontext einzugehen, um die mit der Féhigkeit verbundenen gegenseitigen Abhéngigkeiten
einordnen zu kénnen.

Die Darstellung der gegenseitigen Abhéngigkeiten, die mit einer Fahigkeit verbunden sind, soll insbesondere
verdeutlichen, in welcher Weise und aufgrund welcher Umsténde einerseits die Partner von einer Verfiigbarkeit
des deutschen Anteils an dieser Fahigkeit abhéngig sind, andererseits Deutschland von der Verfiigbarkeit der
Anteile der Partner abhingig ist. Dies kann quantitative wie qualitative Aspekte umfassen.

Die fahigkeitsspezifische Darstellung moglicher Konsequenzen einer Nichtbeteiligung Deutschlands sollte insbe-
sondere folgende Aspekte umfassen:

e Ob und inwieweit ein Einsatz dieser Fahigkeit ohne den deutschen Anteil gefihrdet bzw. weniger
durchhaltefdhig ist.

e Obund inwieweit der Einsatz anderer Fahigkeiten von der Verfligbarkeit des deutschen Anteils an einer
Féhigkeit beeintrachtigt wird.

e Welche Einsatztypen von einer Beeintrichtigung oder Blockade einer Fahigkeit besonders betroffen
sind.
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Ferner soll hervorgehoben werden, wenn bestimmte multilaterale militdrische Verbundfahigkeiten in besonderer
Weise fiir Einsédtze im Rahmen von Friedensmissionen der Vereinten Nationen relevant erscheinen.

Der Bericht iiber die Einrichtung einer neuen multilateralen militdrischen Verbundfahigkeit (Absatz 2) soll eine
zeitnahe und fokussierte Beratung der spezifischen Fragen ermoglichen, die sich mit Blick auf die jeweilige neue
Fahigkeit stellen.

Nach Absatz 2 Satz 1 unterrichtet die Bundesregierung den Bundestag so friih wie moglich iiber die Einrichtung
neuer multilateraler militdrischer Verbundfihigkeiten. Der Bundesregierung steht dabei ein Beurteilungsspiel-
raum zu, wann die Verhandlungen iiber die Einrichtung einer neuen multilateralen Verbundfahigkeit hinreichend
fortgeschritten sind, um den Bundestag bzw. seine zustindigen Ausschiisse hieriiber zu unterrichten. Die Unter-
richtungspflicht im Bereich der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik der EU nach § 7 EUZBBG
bleibt unberiihrt. Nach dieser Vorschrift unterrichtet die Bundesregierung umfassend, fortlaufend und zum frii-
hestmdglichen Zeitpunkt, insbesondere iiber die in diesem Bereich zur Beratung anstehenden Rechtsakte und den
voraussichtlichen weiteren Beratungsverlauf. Dokumente von grundsétzlicher Bedeutung sind auf Anforderung
des Bundestages zuzuleiten.

Die Berichtspflicht nach Absatz 2 Satz 2 entsteht, wenn die Bundesregierung auf internationaler oder européischer
Ebene Vereinbarungen getroffen hat, die Verhaltenserwartungen der Biindnispartner auslosen. Eine solche Ver-
einbarung kann beispielsweise im Abschluss eines Memorandum of Unterstanding oder im Austausch von soge-
nannten Letters of Intent liegen. Ein Beispiel fiir eine durch Beschluss eines Organs einer internationalen Orga-
nisation eingerichtete multilaterale militirische Verbundfihigkeit ist die VITF, die auf Beschliissen des Nordat-
lantikrates beruht. Im Rahmen der EU kdnnten multilaterale Verbundfahigkeiten durch Beschliisse des Rates der
EU eingerichtet werden (Artikel 46 EUV). Der Bereich der exekutiven Eigenverantwortung bleibt unberiihrt.

Die Notwendigkeit der parlamentarischen Zustimmung zu einem Einsatz der Fahigkeit im konkreten Einsatzfall
wird durch die Debatte und die Annahme eventueller EntschlieBungsantrage zu den Berichten nach Absatz 1 und
2 nicht eingeschrénkt.

6.2. Aufnahme einer Regelung zu Staben und Hauptquartieren in das Parlamentsbeteili-
gungsgesetz

Um der besonderen Bedeutung militdrischer Stibe und Hauptquartiere Rechnung zu tragen, schldgt die Kommis-
sion vor, durch eine ausdriickliche Regelung im Parlamentsbeteiligungsgesetz ein groeres Mal} an Rechtssicher-
heit zu schaffen.

Nach § 2 wird folgender § 2a eingefiigt:
»$ 2a Mitwirkung in militérischen Stiben und Hauptquartieren

Keiner Zustimmung des Deutschen Bundestages bedarf die Wahrmehmung von Funktionen in integrierten oder
multinational besetzten Hauptquartieren, Dienststellen und Stdben der NATO, der EU oder einer anderen Orga-
nisation gegenseitiger kollektiver Sicherheit durch Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr, sofern sie sich
dabei nicht im Gebiet eines bewaffneten Konflikts befinden oder dort eingesetzte Waffen unmittelbar bedienen.*

Begriindung:

Das Parlamentsbeteiligungsgesetz aus dem Jahr 2005 enthilt keine ausdriickliche Regelung zu Stében und Haupt-
quartieren. Allerdings wurde in der Begriindung des Gesetzesentwurfs das Verstindnis festgehalten, dass die Be-
teiligung deutscher Soldatinnen und Soldaten ,,an stindigen integrierten sowie multinational besetzten Stdben und
Hauptquartieren® nicht als Einsatz bewaffneter Streitkréfte angesehen wird. Demgegeniiber sei bei einer Verwen-
dung in eigens fiir konkrete bewaffnete Einsédtze gebildeten Stiben und Hauptquartieren die Zustimmung des
Bundestages notwendig (Bundestagsdrucksache 15/2742, S. 5).

Diese Rechtslage hat in der Vergangenheit zu verschiedenen Abgrenzungsfragen gefiihrt, etwa beim personellen
Aufwuchs stindiger Stébe in Krisenzeiten. Zudem hat sich durch neue Entwicklungen in der NATO und der EU
der Bedarf nach einer ausdriicklichen Regelung im Parlamentsbeteiligungsgesetz verstarkt.

Zum einen ist die Abgrenzung zwischen stindigen und nichtstindigen Stidben nicht unmittelbar anschlussfahig
fiir Stdbe und Hauptquartiere, die zur Fithrung von Missionen der EU im Rahmen der GSVP eingerichtet werden.
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Die EU verfiigt derzeit nicht {iber dauerhaft arbeitende Stidbe oder Hauptquartiere. Die EU greift daher zur Planung
und Fiihrung von Einsétzen auf nationale Stibe zuriick, die der EU assigniert worden sind. Nicht angemessen
erscheint die formale Unterscheidung zwischen stindigen und nichtstindigen Stiben zum anderen mit Blick auf
die neu eingerichteten mobilen Elemente der stindigen Stibe und Hauptquartiere der NATO. Wenn diese mobilen
Elemente in ein Gebiet eines bewaffneten Konfliktes verlegen, sind die Soldatinnen und Soldaten moglicherweise
einer konkreten Gefiahrdung ausgesetzt. Die formale Unterscheidung zwischen stidndigen Stében und ad hoc ge-
bildeten Stiben wird daher aufgegeben.

Neues Abgrenzungskriterium ist die Verlegung deutscher Soldatinnen oder Soldaten im Rahmen eines Stabes in
ein Gebiet eines bewaffneten Konflikts. Hintergrund ist, dass damit typischerweise eine erhohte militdrische Ge-
fahr fiir die Soldatinnen und Soldaten verbunden ist. Aus diesem Grund soll auch die Verlegung von mobilen
Elementen eines standigen Stabes in das Gebiet eines bewaffneten Konflikts der Zustimmungspflicht unterliegen.

Der Begriff des bewaffneten Konflikts kniipft an die volkerrechtliche Begrifflichkeit mit ihrem Bezug auf orga-
nisierte Gewaltanwendung bewaffneter Gruppen an. Der vlkerrechtliche Begriff ermoglicht aber noch keine ein-
deutige Bestimmung des relevanten Gebiets, da unterschiedliche Vorschriften des humanitiren Volkerrechts ei-
nen unterschiedlichen rdumlichen Anwendungsbereich haben. Deshalb sollte der Begriff ,,Gebiet eines bewaft-
neten Konflikts* im Lichte einer im Zweifel parlamentsfreundlichen Auslegung des Umfangs der Zustimmungs-
pflicht nicht zu eng ausgelegt werden. Hierzu zihlen nicht nur die Zonen aktiver Feindseligkeiten (,,zones of
active hostilities”), sondern alle Gebiete, in denen die konkrete Moglichkeit einer Einbezichung in bewaftnete
Auseinandersetzungen besteht. Insbesondere ist nicht erforderlich, dass in dem Gebiet, in das der Stab oder das
Hauptquartier verlegt wird, bereits Kampthandlungen unmittelbar bevorstehen. Ausreichend ist, dass bei nicht
unwahrscheinlichen Konfliktverldufen eine Einbeziehung in eine bewaffnete Unternehmung konkret zu erwarten
ist. Ebenso kommt es nicht darauf an, ob eine Gefahr fiir die Soldatinnen und Soldaten von reguléren oder irre-
guldren Kédmpfern ausgeht.

Dass die Verlegung mobiler Elemente eines Stabes in ein Gebiet eines bewaffneten Konflikts kiinftig die Zustim-
mung des Bundestages erfordert, schrinkt die Biindnisfihigkeit Deutschlands nicht ein. Insbesondere konnen
deutsche Soldatinnen und Soldaten ohne Unterbrechung oder Verzégerung an einem solchen mobilen Element
mitwirken, da dies — soweit im Einsatzfall erforderlich — aufgrund der Eilfallregelung des § 5 ParIBG nicht von
einer vorherigen Zustimmung des Bundestages abhéngt. Zudem gehdren die Stibe und Hauptquartiere der NATO
und der EU zu den multilateralen Verbundfahigkeiten, deren Verfiigbarkeit durch die Berichte nach § 9 ParIBG
in Zukunft politisch gesichert werden soll. Dies gilt in besonderem Mal3e fiir die mobilen Elemente solcher Stibe
und Hauptquartiere.

Keine Mitwirkung in integrierten bzw. multinationalen Stében liegt vor, wenn Soldatinnen und Soldaten der Bun-
deswehr militdrische Waffen unmittelbar (fern-)gesteuert einsetzen. Daher bleibt zum Beispiel die direkte Steu-
erung einer bewaftneten Drohne zustimmungspflichtig, auch wenn sie raumlich oder organisatorisch aus einem
Stab oder Hauptquartier heraus erfolgen wiirde.

6.3. Kontakte mit Parlamentariern der Blindnispartner

Auch wenn das Vertrauen zwischen Biindnispartnern zuvorderst durch die Zusammenarbeit im Biindnis und auf
Regierungsebene entsteht, kann auf parlamentarischer Ebene in diesem Prozess ein ergdnzender Beitrag geleistet
werden. Dies gilt insbesondere, wenn beriicksichtigt wird, dass auch die Regierungen der Biindnispartner nicht
zuletzt ihren Parlamenten gegeniiber begriinden miissen, wie die Verfligbarkeit neu eingerichteter multilateraler
Verbundfahigkeiten politisch gesichert wird.

Daher empfiehlt die Kommission, die Kontakte zu den Abgeordneten in den Parlamenten der Biindnispartner zu
nutzen, um das wechselseitige Verstindnis in sicherheitspolitischen und —strategischen Fragen zu stérken. Dies
kann auch einen Beitrag dazu leisten, in den Parlamenten die Aufmerksamkeit fiir die europdische Dimension der
multilateralen Verbundfahigkeiten zu erh6hen.

Als Foren hierfiir bieten sich zum einen die Parlamentarische Versammlung der NATO und im Rahmen der EU
die 2012 neu eingerichtete ,,Interparlamentarische Konferenz fiir die Gemeinsame Auflen- und Sicherheitspolitik
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und die Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik an.!! Zum anderen konnen regelmiBige Kontakte
aus der Ebene der zustindigen Ausschiisse hilfreich sein. Dies gilt insbesondere fiir die Parlamente von Biindnis-
partnern, mit denen eine vergleichsweise enge sicherheits- und verteidigungspolitische Kooperation besteht.
Ebenso konnte der Meinungs- und Informationsaustausch mit den zustdndigen Ausschiissen des Européischen
Parlaments intensiviert werden, etwa iiber regelmifBige gemeinsame Sitzungen oder die Einladung von Abgeord-
neten des Europdischen Parlaments zu bestimmten Tagesordnungspunkten des Auswirtigen Ausschusses bzw.
des Verteidigungsausschusses des Bundestages.

Weiterhin empfiehlt die Kommission zu priifen, inwieweit der Informationsaustausch mit Parlamenten von Biind-
nispartnern, mit denen die sicherheitspolitische Zusammenarbeit besonders eng ausgeprégt ist, stirker institutio-
nalisiert werden kann. Dies kdnnte beispielsweise mit Blick auf die Beratungen zu multilateralen Verbundféhig-
keiten und die Kriterien und Ergebnisse der Evaluierung von Einséitzen geschehen.

7. Klarungen zum Einsatzbegriff

Die Kommission empfiehlt mit Blick auf die in den Beratungen aufgeworfenen Abgrenzungsfragen'?? eine ge-
setzgeberische Klarstellung des Einsatzbegriffs, die verdeutlicht, bei welchen praktisch relevanten Einsatztypen
typischerweise eine Einbeziehung in eine bewaffnete Unternehmung nicht zu erwarten und eine Zustimmung des
Bundestages nicht erforderlich ist. Sie sieht insbesondere Klarungsbedarf mit Blick auf bestimmte Einsatztypen,
bei denen die Soldatinnen und Soldaten entweder unbewaffnet sind oder lediglich zum Zwecke der Selbstvertei-
digung Waffen mit sich fithren. Dies sind die Bereitstellung von Logistikdienstleistungen und medizinischer Ver-
sorgung, sowie die Entsendung von Ausbildungs- und Beobachtermissionen.

Der Einsatz bewaffneter Streitkrifte bedarf nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts aus zwei
Gesichtspunkten verfassungsrechtlich einer besonderen Legitimation: zum einen wegen des erheblichen Risikos
fiir Leben und Gesundheit deutscher Soldatinnen und Soldaten, zum anderen aufgrund des politischen Eskalati-
ons- und Verstrickungspotenzials.'? Diese zwei Aspekte leiten auch die Auslegung des Einsatzbegriffes. Wih-
rend die Frage des konkreten Risikos fiir Leben und Gesundheit deutscher Soldatinnen und Soldaten letztlich
immer eine Einzelfallbewertung voraussetzt, lassen sich bestimmte Typen von Einsétzen identifizieren, in denen
das Eskalations- und Verstrickungspotenzial regelmiBig als geringfiigig einzuschétzen ist.

Die Kommission geht dabei davon aus, dass einerseits nicht jede mittelbare Unterstiitzungshandlung fiir einen
bewaffneten Einsatz zu einer Einbeziehung in eine bewaffnete Unternehmung fiihrt. Insofern ist zwischen Unter-
stiitzungsleistungen, die zu einer volkerrechtlichen Verantwortlichkeit Deutschlands fithren konnen, und der en-
ger definierten, verfassungsrechtlich den Parlamentsvorbehalt ausldsenden Einbeziehung in eine bewaftnete Un-
ternehmung zu unterscheiden. Andererseits setzt eine angemessene verfassungsrechtliche Einordnung von Unter-
stiitzungsleistungen voraus, dass ein Handlungsverbund integrierter Streitkrifte in seiner Gesamtheit erfasst und
nicht in einzelne Systemkomponenten aufgespalten wird. Unbewaffnete Soldaten der Bundeswehr sind auch ohne
personliche Gefahrdung in eine bewaffnete Unternehmung einbezogen, wenn sie als wesentlicher Teil des den
bewaffneten Einsatz durchfiihrenden militirischen Systems handeln.'® Die vom Bundesverfassungsgericht an-
gefiihrten Beispiele verdeutlichen, dass die Beitrdge eine spezifische Ndahe zum Waffeneinsatz aufweisen miissen.
So ist in eine bewaffnete Unternehmung einbezogen, wer eine die bewaffnete Operation unmittelbar leitende
Aufkliarung betreibt. Im Umkehrschluss fiihrt die Beteiligung an der allgemeinen Lageaufklarung noch nicht zu
einer solchen Einbeziehung.

Bei Logistikdienstleistungen liegt eine Einbeziehung in eine bewaffnete Unternehmung demnach vor, wenn ihre
Bereitstellung eine hinreichend spezifische Nihe zur Anwendung von Waffengewalt!® aufweist. Allgemeine Lo-
gistikdienstleistungen ohne einen solchen Bezug zu Kampfhandlungen fallen nicht in den Bereich der zustim-
mungspflichtigen Einsdtze. Die Bereitstellung medizinischer Versorgung weist ebenfalls keinen unmittelbaren
Bezug zum Waffeneinsatz auf, auch wenn ihre Verfiligbarkeit Voraussetzung fiir die Durchfiihrung einer bewaft-

' Wolfgang Wagner, Protokoll 11.9.2014, S. 47 f. Zur Rolle parlamentarischer Versammlungen fiir den Informations- und Meinungsaustausch

vgl. Felix Arndt, Parliamentary Assemblies, International, in Wolfrum (Hrsg.), Max Planck Encyclopedia of Public International Law, Stand:
Mirz 2013, Rn. 85, 111.

122 Vgl. oben unter 4.3, S. 24.

103 BVerfGE 121, 135 (161) — AWACS Tiirkei.

104 BVerfGE 121, 135 (168) — AWACS Tiirkei.

15 BVerfGE 121, 135, (165) — AWACS Tiirkei.
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neten Unternehmung ist. Erfolgt sie auBlerhalb des Gebiets eines bewaffneten Konflikts und damit ohne spezifi-
sche Gefahrdung der Soldatinnen und Soldaten, unterfillt sie daher regelméafBig nicht dem Parlamentsvorbehalt.
Diese empfohlenen Klarstellungen sind nicht zuletzt mit Blick auf bestehende und mdgliche kiinftige multilaterale
Verbundfihigkeiten in den Bereichen Logistik und medizinische Versorgung von Bedeutung.

Eine gesetzgeberische Klarstellung, wann und unter welchen Gesichtspunkten Ausbildungsmissionen dem Parla-
mentsvorbehalt unterliegen, entspricht aus Sicht der Kommission der zunehmenden Bedeutung dieses Einsatz-
typs, der gerade im Bereich der EU auch in Zukunft ein wichtiger sicherheitspolitischer Baustein sein wird. Schon
nach derzeitiger Rechtslage sind Ausbildungsmissionen mit Blick auf ihren Zweck nicht mandatierungspflichtig.
Sie konnen allerdings der Zustimmung des Bundestages bediirfen, wenn die Soldaten in einem geféhrlichen Um-
feld eingesetzt werden und Mafinahmen zur bewaffneten Eigensicherung konkret zu erwarten sind.

Auch Beobachtermissionen gehoren zu den Arten von Missionen, deren Eskalations- und Verstrickungspotenzial
in der Regel gering ist. Sie lassen sich daher etwa abgrenzen von Friedensmissionen mit einer weit verstandenen
Befugnis zur Selbstverteidigung. Missionen mit einer solchen Befugnis unterliegen nach der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts dem Parlamentsvorbehalt. %

Dass bei den genannten Einsatztypen typischerweise keine Einbeziehung in eine bewaffnete Unternehmung zu
erwarten ist, dndert nichts daran, dass die Bundesregierung im Rahmen der bestehenden Unterrichtungspflichten
den Bundestag iiber solche Missionen informieren soll. Insbesondere ist eine rechtzeitige Befassung der zustén-
digen Ausschiisse angezeigt, nicht zuletzt um eine parlamentarische Kontrolle zu ermdglichen, ob ausnahmsweise
eine Zustimmung des Bundestages erforderlich ist. Mit Blick auf Missionen im Rahmen der Gemeinsamen Si-
cherheits- und Verteidigungspolitik der EU folgt eine umfassende Pflicht zur Unterrichtung bereits aus
§ 7 EUZBBG.

Die Kommission empfiehlt daher, das Parlamentsbeteiligungsgesetz wie folgt zu dndern:

7.1. Anderung von § 2 ParlBG

§ 2 wird wie folgt gedndert:
1. In Absatz 1 wird vor ,,zu erwarten ist das Wort ,.konkret™ eingefiigt.
Erlduterung:

Die Formulierung im bestehenden § 2 Absatz 1 geht zuriick auf das Urteil des Bundesverfassungsgerichts aus
dem Jahr 1994 (BVerfGE 90, 286 (388) — Auslandseinsdtze der Bundeswehr). Die Einfiigung des Wortes ,,konk-
ret* ist eine klarstellende Ubernahme der Formulierung aus der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts
(BVerfGE 121, 135 (164 {f.) — AWACS Tiirkei).

2. Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
,Eine Einbeziehung in eine bewaffnete Unternehmung ist nicht zu erwarten bei
1. vorbereitenden MaBinahmen und Planungen, einschliellich Erkundungskommandos;

2. a) humanitdren Hilfsdiensten und Hilfsleistungen der Streitkrifte,
b) logistischer Unterstiitzung ohne Bezug zu Kampfhandlungen,

¢) der Bereitstellung medizinischer Versorgung auflerhalb des Gebiets eines bewaffneten Kon-
flikts,

d) Ausbildungsmissionen,
wenn Waffen lediglich zum Zweck der Selbstverteidigung bzw. zu Ausbildungszwecken mitgefiihrt
werden;

3. Beobachtermissionen der Vereinten Nationen oder eines anderen Systems gegenseitiger kollektiver
Sicherheit, die aufgrund des begrenzten Risikos keine Befugnis zur bewaftneten Durchsetzung ei-
nes Einsatzauftrages haben und bei denen Waffen lediglich zum Zweck der Selbstverteidigung mit-
gefiihrt werden.*

106 BVerfGE 90, 286 (387 f.) —Auslandseinsiitze der Bundeswehr.
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Begriindung:

Die Neufassung von Absatz 2 sieht vor, dass bei vorbereitenden Manahmen, Planungen und bestimmten Einsét-
zen keine Einbeziehung in eine bewaffnete Unternehmung zu erwarten ist. Eine Beteiligung deutscher Soldatin-
nen und Soldaten an solchen Einsétzen bedarf daher auch nicht der Zustimmung des Bundestages nach § 1 Ab-
satz 2, es sei denn, die gesetzliche Vermutung wird durch konkrete Umstéinde widerlegt. Diese Regelungstechnik
soll das systematische Zusammenwirken von Absatz 1 und 2 klarer zum Ausdruck bringen als die bisherige teil-
weise Doppelung der Voraussetzungen flir das Vorliegen eines bewaffneten Einsatzes.

Die Anderung von Absatz 2 Nummer 1 stellt klar, dass Erkundungskommandos zu den vorbereitenden MaBnah-
men und Planungen gehdren. Unter der bisherigen Rechtslage war dies nicht eindeutig, da § 4 Absatz 3, 1. Spie-
gelstrich ParlBG fiir Erkundungskommandos den Anwendungsbereich des vereinfachten Zustimmungsverfahrens
eroffnet. Dem lag die Annahme zugrunde, dass Erkundungskommandos der Zustimmung des Bundestages bediir-
fen konnen, wenn sie in einem gefdhrlichen Umfeld durchgefiihrt werden, in dem zu erwarten ist, dass das Er-
kundungskommando in eine bewaffnete Auseinandersetzung einbezogen wird. Aufgrund der Erfahrungen seit
Inkrafttreten des Parlamentsbeteiligungsgesetzes wird davon ausgegangen, dass Erkundungskommandos typi-
scherweise nicht in einem solchen Umfeld durchgefiihrt werden. Eigenstéindig mandatierte Erkundungskomman-
dos sind dem entsprechend in der Praxis nicht durchgefiihrt worden.

Die Anderung von Absatz 2 erweitert in Nummer 2 zunichst den Katalog von Missionen, bei denen typischer-
weise eine Einbeziehung in eine bewaffnete Unternehmung nicht zu erwarten ist und die daher nicht per se einen
bewaffneten Einsatz im Sinne des Parlamentsbeteiligungsgesetzes darstellen, um die folgenden Beispiele: logis-
tische Unterstilitzung ohne Bezug zu Kampfhandlungen (lit. b)), Bereitstellung medizinischer Versorgung auf3er-
halb des Gebiets eines bewaffneten Konflikts (lit. ¢)) und Ausbildungsmissionen (lit. d)).

Auch Missionen dieser Typen konnen im Einzelfall zustimmungspflichtig sein, wenn ausnahmsweise aufgrund
der militdrischen Gefahrdungslage eine Einbeziehung der Soldatinnen und Soldaten in bewaffnete Unternehmun-
gen konkret zu erwarten ist.

Weiterhin der Zustimmung des Bundestages bedarf logistische Unterstiitzung, die einen Bezug zu Kampthand-
lungen aufweist. Dies kann insbesondere dann der Fall sein, wenn Personen oder Waffen im Zusammenhang mit
einem laufenden Einsatz in das Gebiet der Kampfhandlungen geflogen werden. Gleiches gilt fiir die Betankung
von Kampfflugzeugen wihrend eines konkreten Einsatzfluges. Ein Beispiel fiir eine hinreichend weit von Kampf-
handlungen entfernte logistische Unterstiitzung wird hingegen regelméfig die Zurverfiigungstellung von Luft-
transportkapazititen beim Aufbau von Friedensmissionen der Vereinten Nationen sein.

Die Formulierung ,,Bereitstellung medizinischer Versorgung auBlerhalb des Gebiets eines bewaffneten Konflikts*
zielt insbesondere auf die Bereitstellung klinischer Akutversorgung (Behandlungsebene 3 der NATO-Nomenkla-
tur) und je nach Gefdhrdungslage vor Ort auch der notfallchirurgischen Versorgung (Behandlungsebene 2). Eben-
falls umfasst ist der Verwundetentransport aus einem Lazarett in einem gesicherten Umfeld in den Heimatstaat
der Soldatin oder des Soldaten.

Nummer 3 nimmt die Beteiligung an Beobachtermissionen im Rahmen der Vereinten Nationen oder eines anderen
Systems gegenseitiger kollektiver Sicherheit in den Anwendungsbereich der Vorschrift auf, wenn die eingesetzten
Soldatinnen und Soldaten aufgrund des begrenzten Risikos keine Befugnisse zur bewaftneten Durchsetzung des
Missionsauftrages haben. Bei solchen Missionen besteht typischerweise keine konkrete Verstrickungs- und Es-
kalationsgefahr bzw. konkrete Wahrscheinlichkeit einer Selbstverteidigungssituation. Deshalb sind sie nicht zu-
stimmungspflichtig.

Eine ausdriickliche zahlenméBige Hochstgrenze wird nicht festgelegt. Zwar kann die GroBe einer Beobachtermis-
sion ein moglicher Indikator fiir die Beurteilung der Frage sein, ob das Risiko der Mission fiir eine Privilegierung
nach Nummer 3 hinreichend begrenzt ist. Eine zahlenméBige Obergrenze wiirde jedoch der Komplexitét der not-
wendigen Prognoseentscheidung nicht gerecht werden.

Als Systeme gegenseitiger kollektiver Sicherheit werden neben den Vereinten Nationen insbesondere die NATO
und die EU angesehen. Die Vorschrift konnte in der Zukunft auch auf Beobachtermissionen der OSZE, bei denen
zur Selbstverteidigung bewaffnete deutsche Soldatinnen und Soldaten mitwirken, Anwendung finden.
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7.2. Folgeanderung in § 4 Absatz 3 ParlBG zu Erkundungskommandos

§ 4 wird wie folgt gedndert:
In Absatz 3 wird der erste Spiegelstrich gestrichen.

Begriindung:
Die Streichung von Erkundungskommandos aus dem Anwendungsbereich des vereinfachten Verfahrens ist eine

Folgednderung zu der vorgeschlagenen Klarstellung in § 2 Absatz 2 Nummer 1, nach der Erkundungskommandos
keine zustimmungspflichtigen Einsétze sind.

8. Empfehlungen zur Formulierung von Mandaten

8.1.  Spielraume bei der Ausgestaltung von Mandaten

Die Kommission empfiehlt, dass die Bundesregierung bestehende Spielrdume bei der Formulierung von Antrigen
auf Zustimmung zu einem bewaffneten Einsatz stirker nutzt, um mit groBerer Flexibilitit auf Entwicklungen
wihrend der Laufzeit des Mandats reagieren zu konnen. Dies betrifft insbesondere die Punkte Obergrenze der
einzusetzenden Soldatinnen und Soldaten, Einsatzgebiet sowie die Benennung der Féhigkeiten der einzusetzen-
den Streitkréfte.

Eine Gestaltung der Mandate, die der Bundesregierung Spielrdume fiir die operative Umsetzung der strategischen
Ziele eines Einsatzes lésst, entspricht der verfassungsrechtlichen Aufgabenteilung zwischen Parlament und Re-
gierung. Der durch den Parlamentsvorbehalt hergestellte Entscheidungsverbund zwischen Parlament und Regie-
rung ' betrifft die strategische Entscheidung tiber das ,,Ob* der Anwendung militérischer Gewalt. Fiir diese Ent-
scheidung triigt der Bundestag fortlaufend Mitverantwortung.'?® In der Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts wird betont, dass die Entscheidung iiber die konkreten Modalitdten und den Umfang eines Einsatzes
jedoch in der Alleinzustindigkeit der Bundesregierung verbleibt.'” Vor diesem Hintergrund dient der Umstand,
dass die Mandate von der Bundesregierung formuliert werden und das Parlament diese nicht &ndern kann, auch
dem Schutz des Bereichs der exekutiven Eigenverantwortung.

Eine Mandatierung, die der Bundesregierung Spielrdume fiir die operative Umsetzung ldsst, kann auch mit Blick
auf eine hinreichend friihzeitige Beteiligung des Bundestages angezeigt sein. So weist das Bundesverfassungsge-
richt darauf hin, dass aus Griinden der Verfahrenssicherung die Parlamentsbeteiligung in der Regel zu einem
Zeitpunkt erfolgen miisse, zu dem die materielle Entscheidung iiber eine Anwendung von Waffengewalt noch
nicht erfolgt sei.!'” Eine in diesem Sinne rechtzeitige Parlamentsbeteiligung kann aber unter Umstinden nur dann
moglich sein, wenn operative Details noch nicht abschlieBend geklrt sind.

Fiir eine flexiblere Bestimmung der Personalobergrenze stehen verschiedene Instrumente zu Verfiigung. Die
Obergrenze kann zunédchst mit hinreichend Spielraum fiir mogliche Bedarfsszenarien festgelegt werden. Dies
wiirde dazu fiihren, dass im Regelfall die Zahl der eingesetzten Soldatinnen und Soldaten deutlich unter der Ober-
grenze liegt.

Weiterhin kann ausdriicklich eine Reserve festgelegt werden, die eine Erhohung der Zahl des eingesetzten Perso-
nals fiir einen bestimmten Zeitraum oder einen bestimmten Zweck ermdglicht. Dies gilt insbesondere, wenn
Deutschland als Rahmennation besondere Verantwortung fiir das Gelingen des Einsatzes iibernommen hat. Diese
Verantwortung umfasst auch, vorrangig und kurzfristig auf eine verénderte Lage zu reagieren bzw. auftretende
Liicken jedenfalls iibergangsweise zu schlielen.

Auch bei der Bestimmung des Einsatzgebiets sollten in der Regel offene Beschreibungen verwendet werden, die
eine Anpassung an operative Entwicklungen zulassen.

7 BVerfGE 123, 135 (161) — AWACS Tiirkei.

1% BVerfG, Beschluss vom 13.10.2009 — KFOR, http://www.bverfg.de/entscheidungen/es20091013 2bve000408.html, Rn. 18.
19 BVerfGE 90, 286 (389) — Auslandseinsditze der Bundeswehr; 123,135 (161 f.) — AWACS Tiirkei.

10 BVerfGE 123, 135 (167), Rn. 80 — AWACS Tiirkei.


http://www.bverfg.de/entscheidungen/es20091013_2bve000408.html

Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode -39 Drucksache 18/5000

Die Kommission verkennt nicht, dass die Abgrenzung zwischen Grundsatzentscheidung und operativer Umset-
zung in der konkreten Anwendung nicht immer ohne Schwierigkeiten sein wird. Die Einrdumung groBerer Spiel-
rdume bei der Gestaltung von Mandaten geht deshalb einher mit einer Verpflichtung, den Bundestag im Rahmen
der bestehenden Unterrichtungsregelungen zu informieren, in welcher Weise die Spielrdume genutzt werden und
welche Verdnderungen der Lage dem zugrunde liegen. Dies ermdglicht dem Parlament festzustellen, ob die stra-
tegischen Rahmenbedingungen des Einsatzes beim Ausschdpfen der Spielrdume eingehalten werden. Diese Ab-
grenzung wird umso leichter moglich sein, je deutlicher in den Beratungen des Mandats die Szenarien benannt
worden sind, fiir die die Flexibilitdt bendtigt wird.

8.2. Spezifische Flexibilitatsanforderungen bei Friedensmissionen der Vereinten Nationen

Mit Blick auf die Mandatierung einer deutschen Beteiligung an Friedensmissionen der Vereinten Nationen kon-
nen sich spezifische Flexibilitdtsanforderungen ergeben. Die Kommission empfiehlt, den Bedarf der Vereinten
Nationen in diesen Punkten zu beriicksichtigen.

So sollte beispielsweise die Zurverfiigungstellung von logistischer Unterstiitzung vorausschauend mandatiert wer-
den.!"! Dies konnte schon dann geschehen, wenn sich gute Griinde dafiir anfiihren lassen, dass die Vereinten
Nationen im kommenden Mandatszeitraum solche Dienstleistungen anfragen werden. Nicht erforderlich ist, dass
bereits feststeht, zu welchem konkreten Zeitpunkt eine solche Anfrage erfolgen wird.

Ein Zeichen fiir erhohten Flexibilititsbedarf kann auch sein, dass zum Zeitpunkt der Verldngerung eines Mandates
auf nationaler Ebene bereits Diskussionen auf der Ebene der Vereinten Nationen erkennbar sind, die zu Verinde-
rungen des Bedarfs einer Mission fithren kénnen. Um die zeitliche Kompatibilitidt zwischen den Verfahren auf
Ebene der Vereinten Nationen und auf nationaler Ebene effizient zu gestalten, sollte dann bei der Formulierung
des Antrags auf die absehbaren Entwicklungen Riicksicht genommen werden, um eine zeitnahe Nachmandatie-
rung iiberfliissig zu machen.

Ein besonderer Flexibilitdtsbedarf kann sich bei Friedensmissionen ergeben, wenn die anfangliche Krisenreaktion
zum Beispiel unter Fithrung der EU durch eine EU-Battlegroup erfolgt ist, die dann von der Friedensmission unter
der Fithrung der Vereinten Nationen abgelost wird. Zum Aufbau der VN-gefiihrten Mission kann es dabei not-
wendig sein, weiterhin auf diese Kréfte und die daran beteiligten deutschen Soldatinnen und Soldaten zuriickzu-
greifen. Daher sollte schon bei der Formulierung des anfinglichen Mandats gepriift werden, ob die Ubertragung
der Fiihrung auf die Vereinten Nationen vorausschauend abgebildet werden kann. Dies wiirde zum einen eine
erneute kurzfristige Mandatierung entbehrlich machen, zum anderen koénnte es Deutschland bzw. der EU erleich-
tern, sich mit gréoferem Gewicht frithzeitig in die Planung der VN-gefiihrten Mission einzubringen.

Mit Blick auf die Praxis der Vereinten Nationen, bestimmte Fahigkeiten, insbesondere im Bereich der Logistik,
verschiedenen Friedensmissionen zur Verfligung zu stellen (,,Intermission Cooperation“) empfiehlt die Kommis-
sion, diesen Bedarf soweit moglich bei der Mandatsformulierung zu beriicksichtigen. So konnte vorgesehen wer-
den, dass bestimmte Fahigkeiten temporir zur Unterstiitzung von bestimmten anderen Missionen der Vereinten
Nationen eingesetzt werden konnen. Dies erscheint insbesondere dann sinnvoll, wenn die Vereinten Nationen
ihrerseits bereits festgelegt haben, zwischen welchen Missionen eine solche iibergreifende Zusammenarbeit statt-
finden soll.''?

9. Strategische Debatte liber verstirktes Engagement im Bereich Friedensmissionen der
Vereinten Nationen

Nach der Einschitzung der Kommission wird der Bedarf der Vereinten Nationen an militirischen Hochwertfa-
higkeiten fiir Friedensmissionen tendenziell weiter steigen. Wenn Deutschland, insbesondere in Kooperation mit
seinen europdischen Partnern, in diesem Bereich mehr Verantwortung iibernehmen will, sind eine Reihe strategi-
scher Entscheidungen zu treffen, wie dieses Ziel umgesetzt werden soll. Insbesondere betrifft dies die Fragen mit

""" Ein Beispiel fiir eine solche Mandatierung ist die vorsorgliche Aufnahme von Transportfihigkeiten in den Antrag zur Fortsetzung der Beteiligung

an der VN-Mission MINUSMA, Bundestagsdrucksache 18/1416, obwohl die entsprechenden Flugzeuge mit Ablauf des Vorgdngermandats
zundchst aus dem operativen Einsatz herausgelost werden wurden.

In diesem Sinne nun bereits der Antrag der Bundesregierung zur Beteiligung an der VN-Mission UNMIL in Liberia, Bundestagsdrucksache
18/4768, Punkte 2, 3, 7.
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welchen Fahigkeiten, im Verbund mit welchen Partnern und in welchen Regionen und Krisenszenarien sich
Deutschland engagieren will.

Vor diesem Hintergrund regt die Kommission an zu priifen, ob Deutschland bestimmte Fiahigkeiten benennen
kann, mit denen es sich im Rahmen von Friedensmissionen typischerweise besonders engagieren mdchte. Diese
konnten jeweils den Kern eines deutschen Beitrags zu Missionen bilden, an denen Deutschland mitwirken will,
ohne dass damit eine Verengung auf diese Spezialisierungen verbunden sein sollte. Ein solches Profil konnte sich
zu einem Markenzeichen Deutschlands im Bereich Friedensmissionen entwickeln und damit die Sichtbarkeit des
deutschen Beitrags erhohen.

Auch mit Blick auf ein stirkeres deutsches Engagement im Bereich der Vereinten Nationen ist die Kooperation
mit den europdischen Partnern von erheblicher Bedeutung. So kénnte Deutschland im Verbund mit europdischen
Partnern bestimmte, moglicherweise funktional oder raumlich benachbarte Komponenten einer Friedensmission
iibernehmen. Weiterhin konnten in bestimmten Bereichen multilaterale Verbundfahigkeiten geschaffen werden,
die auch fiir Einsdtze im Bereich von Friedensmissionen von Bedeutung sind. Die Entwicklung solcher Fahigkei-
ten konnte an Uberlegungen aus dem Aktionsplan der EU zum VN-Peacekeeping aufbauen, nach denen die EU
bestimmte Module in Rahmen von Friedensmissionen der Vereinten Nationen bereitstellt oder die Bereitstellung
einer Fihigkeit durch eine Gruppe von Mitgliedstaaten unterstiitzt.!'* Eine mdgliche Komponente kénnte bei-
spielsweise durch eine EU-Battlegroup gebildet werden.

Die Kommission empfiehlt, dass sich der Bundestag an dieser strategischen Diskussion in geeigneter Form betei-
ligt.

10. Beriicksichtigung der nichtmilitirischen Komponenten multidimensionaler
Krisenreaktionseinsiatze

Der konstitutive Parlamentsvorbehalt riickt zunéchst die militarische Dimension einer internationalen Krisenre-
aktion in den Fokus der parlamentarischen und 6ffentlichen Aufmerksamkeit. Eine gehalt- und verantwortungs-
volle politische Debatte iiber den Sinn und Zweck eines solchen bewaffneten Einsatzes muss diesen jedoch im
Lichte des politischen Gesamtkonzepts erdrtern, in das er eingebettet ist. Dabei sind insbesondere die zivilen
Komponenten in den Blick zu nehmen, ohne die eine nachhaltige Krisenbewiltigung nicht moglich ist. Dazu
zdhlen unter anderem humanitire Hilfsleistungen, MaBinahmen zum Aufbau funktionierender staatlicher Struktu-
ren und zur Verbesserung der Menschenrechtslage und der Einsatz von Polizeikréften. Zu beriicksichtigen sind
auch die Schnittstellen der zivil-militdrischen Zusammenarbeit. Vor diesem Hintergrund ist gerade die Ausgestal-
tung der nichtmilitirischen Teile, zum Beispiel hinsichtlich ihrer Féhigkeiten und Ausstattung, von Bedeutung
fiir die Wirksamkeit eines militirischen Einsatzes, der stets in eine Gesamtkonzeption einzubetten ist.

Aussagekriftige Informationen iiber die zivilen Komponenten einer Krisenreaktion und ihre parlamentarische
Beratung dienen dem Verstdndnis flir das Gesamtkonzept, in dem ein militirischer Einsatz erfolgt. Dies kann ein
relevanter Baustein fiir eine breitere und nachhaltige Akzeptanz der Ziele eines internationalen Engagements in
der Offentlichkeit sein. Uber den konkreten Einsatz hinaus kann daraus ein Beitrag zur Aktualisierung eines si-
cherheitspolitischen Konsenses erwachsen, der nicht zuletzt Grundlage und Rahmen fiir eine fortschreitende
Biindnisintegration und die verldssliche Verfiigbarkeit multilateraler militdrischer Verbundfahigkeiten bildet.

Die Kommission empfiehlt daher, dass die zivilen Aufgaben und Komponenten einer umfangreicheren, multidi-
mensionalen Krisenreaktionsmission in der parlamentarischen Beratung iiber einen bewaffneten Einsatz der
Streitkrifte verstirkt Aufmerksambkeit erhalten. Die Bundesregierung hat damit auch Gelegenheit zu zeigen, dass
militirische Einsétze in eine Gesamtstrategie eingebunden und nicht isolierte Akte staatlichen oder biindnispoli-
tischen Handelns sind.

Eine Einbeziehung der zivilen bzw. polizeilichen Auslandseinsétze in den konstitutiven Parlamentsvorbehalt ist
nicht Zweck der parlamentarischen Beratung oder einer eventuell begleitenden Beschlussfassung zu Aspekten der
nichtmilitdrischen Komponenten. Gegenstand des parlamentarisch mitverantworteten Mandats bleibt allein der
Einsatz bewaftneter Streitkréfte.

3 Siehe oben unter 5.2.2, S. 29.
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11. Vereinfachtes Verfahren
11.1. Verfahrensgestaltung

11.1.1. Zur Unterscheidung von Verfahren und Zustimmung in der Sache

Die Kommission sieht in dem vereinfachten Verfahren (§ 4 ParlBG) eine sachlich angemessene Differenzierung
des Verfahrens, in dem die Zustimmung des Bundestages zu einem bewaffneten Einsatz der Streitkrifte von ge-
ringer Intensitit und Tragweite erteilt wird. Sie ermoglicht eine Entlastung der parlamentarischen Beratungen und
die damit verbundene Priorititensetzung, ohne die fortlaufende Mitverantwortung des Bundestages in Frage zu
stellen. Dies gilt insbesondere fiir die Verlangerung unverénderter Mandate (§ 7 Absatz 1 ParlBG).

Daher bedauert die Kommission, dass von dieser legitimen, gesetzlich vorgesehenen Verfahrenserleichterung seit
dem Jahr 2006 kein Gebrauch mehr gemacht worden ist. Eine Ursache hierfiir liegt aus Sicht der Kommission
darin, dass nach der gesetzlichen Regelung ein Schweigen als implizite Zustimmung gedeutet wird. Ein Grund,
die Befassung des Bundestages zu verlangen, besteht daher in der damit verbundenen Mdglichkeit, in der Sache
eine andere Ansicht duflern zu konnen.

Um die kiinftige Akzeptanz des vereinfachten Verfahrens zu erhdhen, empfiehlt die Kommission, an die parla-
mentarische Praxis anzukniipfen, dass eine Fraktion erkldren kann, mit der Behandlung des Antrags auf Zustim-
mung im vereinfachten Verfahren einverstanden zu sein, aber dem Antrag in der Sache nicht zuzustimmen.!'#
Wird eine solche Erklarung abgegeben, sollte sie im Zusammenhang mit der Mitteilung iiber die im vereinfachten
Verfahren erteilte Zustimmung protokollarisch verdffentlicht werden. Entsprechend sollte bei Erklarungen ein-
zelner Mitglieder des Bundestages verfahren werden, unabhingig davon, ob diese das Quorum von fiinf vom
Hundert der Mitglieder des Bundestages erreichen.

Um ihrerseits eine erhohte Akzeptanz fiir das vereinfachte Verfahren zu unterstiitzen, konnte die Bundesregierung
in dem Begleitschreiben, mit dem sie den Antrag auf Zustimmung an den Présidenten des Deutschen Bundestages
iibermittelt, ausdriicklich darauf hinweisen, dass sie zum einen um die Behandlung des Antrags im vereinfachten
Verfahren, zum anderen um Zustimmung zu diesem Antrag bittet. Dies wiirde verdeutlichen, dass auch nach dem
Verstdndnis der Bundesregierung die Zustimmung zum Verfahren nicht zwingend eine Zustimmung in der Sache
umfasst.

Die Kommission regt an, auf die angesprochene Verfahrensgestaltung im Allgemeinen Teil der Begriindung eines
Gesetzes zur Anderung des Parlamentsbeteiligungsgesetzes hinzuweisen.

11.1.2. Zur H6he des Quorums fiir eine Befassung des Bundestages

Die Kommission hat auch eine Anderung des Quorums, mit dem die Befassung des Bundestages bei einem Antrag
nach dem vereinfachten Verfahren verlangt werden kann, erortert. So wire denkbar, dieses von einer Fraktion
oder fiinf vom Hundert der Mitglieder des Bundestages auf zwei Fraktionen oder 20 vom Hundert der Mitglieder
des Bundestages zu erhohen.

Diese Uberlegungen sind aus folgenden Griinden zum jetzigen Zeitpunkt nicht weiterverfolgt worden. Das Recht,
die Befassung des Bundestages zu verlangen, gehort nach der jetzigen Rechtslage zu den Minderheitenrechten,
die von einer Fraktion ausgeiibt werden konnen. Insofern ist zu beriicksichtigen, dass eine nachhaltige Reform
des vereinfachten Verfahrens einer breiten Akzeptanz bedarf, die iiber die beiden groflen Fraktionen hinausreicht,
um in der Praxis Wirkung zu entfalten. Die Kommission ist zuversichtlich, dass auf der Grundlage ihrer Empfeh-
lung eine Reaktivierung des vereinfachten Verfahrens in der Praxis mdglich ist, so dass weitergehende MafBnah-
men zum jetzigen Zeitpunkt nicht erforderlich sind.

Die durch das vereinfachte Verfahren erzielbare Verfahrensvereinfachung liegt darin, dass die Zustimmung ohne
parlamentarische Debatte erteilt werden kann.!'> Jedoch ist die Entscheidung, iiber einen bewaffneten Einsatz

14 Siche oben unter 4.1.3., S. 22. Dies diirfte besonders bei der Verlingerung von Mandaten in Frage kommen, bei denen die Positionen der
Fraktionen aufgrund der Beratung des ersten Mandates bereits bekannt und dargelegt worden sind.
115 Ein Zeitgewinn ist mit dem vereinfachten Verfahren demgegeniiber nicht zwingend verbunden.
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keine parlamentarische Debatte fithren zu wollen, in der Praxis nur im Konsens aller Fraktionen moglich. Zum
einen konnte jede Fraktion einen Antrag auf Widerruf der Zustimmung zu einem Einsatz bewaffneter Streitkrifte
(§ 8 ParIBG) stellen, der zeitnah zu beraten wire. Zum anderen konnte jede Fraktion eine Aktuelle Stunde zu
einem im vereinfachten Verfahren beschlossenen Einsatz beantragen.

11.2. Zum Anwendungsbereich des vereinfachten Verfahrens

In den Beratungen der Kommission haben Mitglieder vorgeschlagen, den Anwendungsbereich des vereinfachten
Verfahrens zu erweitern. Danach solle die Anwendung des vereinfachten Verfahrens auch moglich sein, wenn die
Bundesregierung die Zustimmung zum Einsatz einzelner multilateraler militdrischer Verbundfahigkeiten im Rah-
men eines Systems gegenseitiger kollektiver Sicherheit beantrage. Die Zustimmung des Bundestages zum Einsatz
dieser multilateralen Verbundfdhigkeiten werde dann in einem zweistufigen Verfahren erteilt. Die erste Stufe
bilde die abstrakte Billigung der Anwendbarkeit des vereinfachten Verfahrens im Zuge der Debatte iiber die Be-
richte zu den multilateralen militdrischen Verbundfahigkeiten und die zweite Stufe sei die Zustimmung zum kon-
kreten Einsatz im Wege des vereinfachten Verfahrens.

Die Kommission ist diesem Vorschlag insbesondere aus folgenden Griinden mehrheitlich nicht gefolgt: Das ver-
einfachte Verfahren soll den Einsétzen von geringer Intensitit und Tragweite vorbehalten bleiben. Einsétze wich-
tiger multilateraler Verbundfahigkeiten wie AWACS oder der mobilen Elemente von Stédben und Hauptquartieren
im Einsatzgebiet fallen jedoch nicht in diese Kategorie. Dies gilt insbesondere, wenn eine multilaterale militari-
sche Verbundfahigkeit im Rahmen einer groBeren Mission der Biindnispartner eingesetzt wiirde, wie dies etwa
bei der Operation Unified Protector der Fall gewesen wire. Ziel der Berichte zu den multilateralen militdrischen
Verbundfahigkeiten ist weiterhin nicht eine vorweggenommene Legitimierung eines kiinftigen Einsatzes, sondern
vorrangig eine erhohte Aufmerksamkeit flir die im Rahmen der Biindnisintegration eingegangenen politischen
Verpflichtungen. Dieser Prozess soll die Debatte im Einsatzfall erleichtern, aber gerade nicht ersetzen, wie dies
beim vereinfachten Verfahren der Fall wire. Nicht zuletzt entfaltet das vereinfachte Verfahren derzeitig nur eine
duBerst geringe praktische Wirksamkeit!!'¢ und ist daher kein geeigneter Weg, die Verldsslichkeit der Verfiigbar-
keit multilateraler militdrischer Verbundfihigkeiten zu verbessern. Eine Reaktivierung des vereinfachten Verfah-
rens hat nur dann Aussichten auf Erfolg, wenn der Anwendungsbereich dieses Verfahrens nicht ausgeweitet wird.

12. Unterrichtung des Bundestages

12.1. Bilanzierende Bewertungen und ressortiibergreifende Evaluierung

Die Kommission schligt folgende Anderung von § 6 ParlBG vor:

§ 6 wird wie folgt gedndert:
1. Nach Absatz 1 werden folgende neue Absitze 2 und 3 eingefiigt:

,»(2) Die Bundesregierung legt dem Bundestag im Rahmen der Begriindung von Antrdgen auf Verldngerung von
Zustimmungsbeschliissen bilanzierende Bewertungen iiber die jeweiligen Einsétze vor. Dabei geht sie auch auf
die Entwicklung der politischen und humanitéren Situation im Einsatzgebiet ein.

(3) Nach Abschluss des Einsatzes legt die Bundesregierung dem Bundestag einen ressortiibergreifenden Evaluie-
rungsbericht vor, der die Wirksamkeit der militdrischen und zivilen Komponenten der Mission bewertet.

2. Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4.

Begriindung:
Der neue Absatz 2 fiigt eine Pflicht zur Vorlage von bilanzierenden Bewertungen in die Regelung zu den Unter-

richtungspflichten (§ 6) ein. Der neu eingefiigte Absatz 3 betrifft die Vorlage eines Evaluierungsberichts nach
Abschluss des Einsatzes. Beide Unterrichtungspflichten sind bereits in der Begriindung des Gesetzesentwurfs des

116 Sjehe oben unter 4.1.3., S. 22.
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Parlamentsbeteiligungsgesetzes vorgesehen (Bundestagsdrucksache 15/2742, S. 6). Die Bundesregierung hat je-
doch darauf hingewiesen, dass diese Konkretisierungen keinen Niederschlag im Gesetzestext gefunden hétten und
daher nicht verbindlich seien (Antwort der Bundesregierung auf Bundestagsdrucksache 16/3740, S. 2, 4, 5).

Aufgabe der bilanzierenden Bewertung in der Begriindung von Verldngerungsantrégen ist es, strukturierte Schliis-
selinformationen iiber den jeweiligen Einsatz zur Verfiigung zu stellen und auf dieser Grundlage eine Bewertung
der Wirksamkeit der Mission vorzunehmen. Voraussetzung fiir eine Bilanzierung ist in der Regel, dass transpa-
rente Indikatoren formuliert werden. Diese konnen nicht abstrakt vorgegeben werden, sondern sind jeweils im
Lichte der Ausgangslage und der Ziele eines Einsatzes zu konkretisieren. Ebenso hingt von Art, Umfang und
Komplexitit der Mission ab, wie ausfiihrlich die bilanzierende Bewertung vorzunehmen ist.

Der Evaluierungsbericht soll auf der Grundlage einer umfassenden Nachbereitung des Einsatzes insbesondere
differenziert darstellen, inwieweit die mit dem Einsatz verfolgten Ziele erreicht wurden. Dies schlie3t die Frage
ein, welche Lehren fiir zukiinftige Missionen gezogen werden konnen.

Die Pflicht zur Vorlage indikatorbasierter Berichte greift die Herausbildung entsprechender Monitoring- und Eva-
luierungsstandards bei den Biindnispartnern, etwa in den Niederlanden und in Kanada, auf. Wenn das Monitoring
und die Evaluierung von Einsétzen auf der Grundlage transparenter Indikatoren erfolgen, erleichtert dies zudem
den Biindnispartnern, die Ausiibung politischer Kontrolle durch den Bundestag nachzuvollziehen. Insbesondere
mit Blick auf den Einsatz von multilateralen Verbundfihigkeiten wird die Entwicklung eines gemeinsamen
Grundverstidndnisses gefordert, auf welcher Grundlage die Einsétze solcher Féhigkeiten bewertet werden. Dies
stirkt das Vertrauen in die Verlésslichkeit der Verbundpartner. Auf diese Weise konnen indikatorbasierte Berichte
einen Beitrag auf dem Weg fortschreitender Biindnisintegration leisten.

Bilanzierende Bewertung und Evaluierung sollen nicht auf die militdrischen Aspekte einer Krisenreaktionsmis-
sion beschrénkt, sondern ressortiibergreifend angelegt sein. Dies trigt dem Umstand Rechnung, dass Krisen letzt-
lich nicht allein militérisch gelost werden konnen. Daher muss militdrische Krisenreaktion in ein politisches Ge-
samtkonzept eingebettet sein, das auch die Aspekte Krisenvorsorge und Krisennachsorge umfasst. Bedeutsame
Aspekte sind hierbei unter anderem die Lage der Menschenrechte im Einsatzland, die Sicherheitslage, der Autbau
funktionierender staatlicher Institutionen und der Stand der Entwicklungszusammenarbeit. Besondere Bedeutung
kommt auch der Frage zu, inwiefern die Schnittstellen zwischen den zivilen und militdrischen Komponenten
funktionieren und verbessert werden kdnnen.

12.2. Unterrichtung liber geheimhaltungsbediirftige Einsdtze der Spezialkrafte

Die Kommission schlidgt folgende Einfligung eines § 6a ParlBG vor:

Nach § 6 wird folgender § 6a eingefiigt:
»$ 6a Unterrichtung zu geheimhaltungsbediirftigen Einsédtzen der Spezialkrifte

(1) Die Bundesregierung unterrichtet miindlich die Vorsitzenden und die Obleute der zustindigen Ausschiisse des
Bundestages in einem angemessenen zeitlichen Zusammenhang i{iber geheimhaltungsbediirftige Einsétze der Spe-
zialkrifte. Die Obleute sind berechtigt, diese Informationen vertraulich an die Fraktionsvorsitzenden weiterzuge-
ben.

(2) Dariiber hinaus unterrichtet die Bundesregierung miindlich die zustdndigen Ausschiisse des Bundestages zeit-
nah nach Abschluss eines Einsatzes in angemessener Form iiber die Ziele und wesentlichen Ergebnisse des Ein-
satzes. Operative Details des Einsatzes und Umsténde, die Riickschliisse auf die teilnehmenden Personen oder die
Féhigkeiten der Spezialkréfte und ihrer Biindnispartner ermoglichen, sind nicht Gegenstand der Unterrichtung.
Die Geheimschutzinteressen der Biindnispartner sind zu wahren.

(3) Den Belangen des Geheimschutzes trigt der Bundestag durch eine vertrauliche Behandlung nach der Maf3gabe
seiner Geheimschutzordnung Rechnung.*

Begriindung:
Die bisherige Unterrichtungspraxis zu geheimhaltungsbediirftigen Einsdtzen der Spezialkrifte erfolgt auf der
Grundlage einer Vereinbarung der Bundesregierung mit den Fraktionsvorsitzenden vom November 2006. Danach
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informiert die Bundesregierung die Vorsitzenden, die stellvertretenden Vorsitzenden und die Obleute des Vertei-
digungsausschusses und des Auswirtigen Ausschusses auf vertraulicher Basis vor der Entsendung von Spezial-
kréften und nach Abschluss wichtiger Einzeloperationen, sobald und soweit dies ohne Gefahrdung des Einsatzes,
der Soldaten oder ihrer Angehdrigen moglich ist. Die Obleute sind erméchtigt, diese Informationen vertraulich an
die Fraktionsvorsitzenden weiterzugeben (vgl. die Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion DIE LINKE., Bundestagsdrucksache 16/6157, S. 2). Mit Beschluss vom 4. Dezember 2008 hat der Bun-
destag diese Unterrichtungspraxis aufgegriffen und die Bundesregierung dariiber hinaus aufgefordert, halbjahrlich
zusammenfassend iiber die Einsétze der Spezialkréfte zu unterrichten. Weiterhin solle im Rahmen der Berichts-
pflichten zu einzelnen Mandaten auch iiber KSK-Einsitze informiert werden (Bundestagsdrucksache 16/11230).

Absatz 1 tibernimmt die bisherige Unterrichtungspraxis in das Parlamentsbeteiligungsgesetz. Zustindige Aus-
schiisse des Bundestages sind nach der derzeitigen Geschéftsverteilung der Auswirtige Ausschuss und der Ver-
teidigungsausschuss. Um die Wahrung des Geheimschutzes zu gewihrleisten, ist vorgesehen, dass die Unterrich-
tungen der Obleute bzw. der zustindigen Ausschiisse in miindlicher Form erfolgt. Der Zeitpunkt der Unterrich-
tung héngt insbesondere von den Erfordernissen der Operationssicherheit ab. Soweit moglich soll der bisherigen
Praxis entsprechend eine erste Unterrichtung der Vorsitzenden und der Obleute vor Beginn oder mit Beginn des
Einsatzes erfolgen.

Absatz 2 ergénzt die Unterrichtung nach Absatz 1 um eine nachtriagliche miindliche Unterrichtung der zustdndigen
Ausschiisse. Diese soll zeitnah nach Abschluss des Einsatzes erfolgen. Eine unmittelbare Unterrichtung ist nicht
zwingend erforderlich, insbesondere konnen Gesichtspunkte der Operationssicherheit den genauen Zeitpunkt der
Unterrichtung beeinflussen. Die Unterrichtung soll in angemessener Form erfolgen. Dies ermoglicht eine dem im
Vergleich zu Absatz 1 groBeren Adressatenkreis angepasste Tiefe der Unterrichtung.

Absatz 2 Satz 2 konkretisiert dies und nimmt bestimmte Informationen ausdriicklich von der Unterrichtung der
Ausschiisse aus. Zu den operativen Details eines Einsatzes gehoren beispielsweise die Zahl der eingesetzten Sol-
datinnen und Soldaten und die Art und Weise, wie der Einsatz vorbereitet und durchgefiihrt wurde. Der Aus-
schluss von Umstinden, die Riickschliisse auf die teilnehmenden Personen erlauben, dient dem Schutz der Sol-
datinnen und Soldaten. Nicht Gegenstand der Unterrichtung sind auch Informationen, die Riickschliisse auf die
Fahigkeiten der Spezialkrifte ermdglichen und damit die Durchfiihrung kiinftiger Einsitze gefahrden konnen.

Satz 3 stellt klar, dass die Geheimschutzinteressen der Biindnispartner zu wahren sind. Hintergrund ist, dass ein
erheblicher Anteil der Operationen von Spezialkréften im Verbund mit Biindnispartnern erfolgt. Diese Koopera-
tionsfahigkeit soll durch die Unterrichtung des Bundestages nicht beeintrachtigt werden.

Absatz 3 sieht vor, dass der Bundestag den Belangen des Geheimschutzes durch eine vertrauliche Behandlung
Rechnung tragt. Dies ermdglicht je nach Sachlage eine Beratung unter allen vorgesehenen Geheimschutzstufen.

13. Reflexionsprozess zu den verfassungsrechtlichen Grundlagen von Einsatzen der
Streitkrafte

Wihrend der laufenden Kommissionsarbeit ist nicht zuletzt aus Anlass der Beratungen iiber das Mandat zur Aus-
bildung im Irak die Frage nach den verfassungsrechtlichen Grundlagen von Einsitzen der Streitkréifte Gegenstand
politischer Diskussion geworden.

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts sind Einsétze der Streitkréfte zur Verteidigung (Artikel
87a Absatz 2 GG) und im Rahmen und nach den Regeln von Systemen kollektiver Sicherheit (Artikel 24 Absatz
2 GG) zuldssig.!” In diesem unstrittigen Rahmen bewegt sich die groBe Mehrzahl der Einsitze. Dariiber hinaus
sind die verfassungsrechtlichen Grenzen nicht abschlieBend geklart.!'® Zum einen hat das Bundesverfassungsge-
richt in seiner Entscheidung zu Auslandseinsétzen der Bundeswehr aus dem Jahr 1994 im Ergebnis letztlich offen
gelassen, ob Artikel 87a Absatz 2 GG auf alle Einsdtze der Streitkriafte oder nur auf solche im Inland anwendbar
ist.!"” Zum anderen bleibt die Reichweite des Begriffs der Verteidigung Gegenstand der verfassungsrechtlichen

7 BVerfGE 90, 296 (345) — Auslandseinsitze der Bundeswehr.

18 Eine Zusammenfassung der Problemlagen bei Michael Bothe, Die parlamentarische Kontrolle von Auslandseinsitzen der Streitkréfte, in Hufen
(Hrsg.), Festschrift fiir H.-P. Schneider, 2008, S. 165; Georg Nolte, Kosovo und Konstitutionalisierung: Zur humanitéren Intervention der NATO-
Staaten, ZadRV 59 (1999), 941. Fiir eine klarstellende Grundgesetzanderung Eckart Klein, Bemerkungen zur Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts zum Auslandseinsatz deutscher Streitkréfte, in Fischer-Lescano u.a. (Hrsg.), Frieden in Freiheit, 2008, S. 157.

19 BVerfGE 90, 286 (355) — Auslandseinsditze der Bundeswehr.
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Diskussion, etwa inwieweit dieser liber die Biindnisverteidigung hinaus Situationen kollektiver Selbstverteidi-
gung im Sinne von Artikel 51 der Charta der Vereinten Nationen oder die Rettung eigener Staatsangehoriger aus
Gefahrenlagen im Ausland umfasst. 120

Die vertiefte Erorterung der verfassungsrechtlichen Rahmenbedingungen liegt nach einhelliger Auffassung der
Kommissionsmitglieder auflerhalb des Auftrags der Kommission. Mit der Parlamentsbeteiligung im Allgemeinen
sind diese Fragen jedoch verkniipft, da die verfassungsrechtlichen Grundlagen einen wichtigen Aspekt in der
politischen Willensbildung im Rahmen der Beratungen zur Mandatierung von Einsétzen darstellen. In diesem
Sinne hilt die Kommission die Frage nach Reformbedarf und Reformoptionen mit Blick auf die Wehrverfassung
fiir bedeutsam.

Die Kommission empfiehlt daher, dass der Deutsche Bundestag in einem geeigneten Verfahren iiber eine mogli-
che Reform des verfassungsrechtlichen Rahmens fiir Auslandseinsitze der Bundeswehr berét.

14. Flankierende verwaltungsorganisatorische MaRnahmen

Die von der Kommission vorgeschlagenen MafBinahmen zielen auf eine kontinuierliche parlamentarische Beglei-
tung der fortschreitenden Biindnisintegration und des Engagements Deutschlands im Rahmen von Friedensmis-
sionen der Vereinten Nationen sowie der Stirkung des Bundestages bei der Wahrnehmung seiner fortlaufenden
Mitverantwortung fiir den Einsatz bewaffneter Streitkriafte. Im Zuge dessen erhoht sich auch die durch den Bun-
destag zu verarbeitende Informationsmenge.

Die strukturierte und nachhaltige Aufbereitung dieser Informationen und die Schaffung eines ,,institutionellen
Gedéchtnisses* ist nicht nur Aufgabe der Fraktionen des Bundestages, sondern gehort nicht zuletzt unter Effekti-
vitdtsgesichtspunkten in den Bereich der Verwaltungsaufgaben.

Die Kommission regt daher an, dass der Bundestag und seine Fraktionen priifen, welche verwaltungsorganisato-
rischen Maflnahmen geeignet sind, diese Ziele zu erreichen.

15. Unterrichtung des Bundestages im Bereich der Gemeinsamen Sicherheits- und
Verteidigungspolitik der EU

§ 7 Absatz 1 Satz 1 EUZBBG sieht, der entsprechenden Vorgabe in Artikel 23 Absatz 2 GG folgend, vor, dass
die Bundesregierung unter anderem im Bereich der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik der EU
den Bundestag umfassend, fortlaufend und zum frithestmoglichen Zeitpunkt unterrichtet. Die Unterrichtung soll
die Zuleitung einer Ubersicht der absehbar zur Beratung anstehenden Rechtsakte, deren Bewertung und eine Ein-
schitzung iiber den weiteren Beratungsverlauf umfassen (sogenannte Indikative Vorschau, § 7 Absatz 1
Satz 3 EUZBBG). Als Rechtsakte werden hierbei nur Ratsbeschliisse mit Bindungswirkung nach auflen (insbe-
sondere Beschliisse zu restriktiven Maflnahmen oder zur Einrichtung von zivilen oder militérischen Missionen)
gesehen.

Die Bundesregierung ist bislang der Ansicht, dass sich die Unterrichtungspflicht in dieser Indikativen Vorschau
erschopfe. Eine weitergehende Ubermittlung von EU-Dokumenten auf der Grundlage von § 7 Absatz 1
Satz 1 EUZBBG wird abgelehnt. Die Gesetzesbegriindung zum EUZBBG aus dem Jahr 2009 verdeutlicht aller-
dings, dass die Erwahnung der Indikativen Vorschau lediglich die Bedeutung der Frilhwarnmechanismen auch im
Bereich der GASP und der GSVP hervorheben sollte. Eine Beschrankung der Unterrichtungspflichten auf diese
Indikative Vorschau ldsst sich daher nicht aus § 7 Absatz 1 Satz 3 EUZBBG herleiten.

Weiterhin sieht § 7 Absatz 2 EUZBBG vor, dass die Bundesregierung dem Bundestag auf Anforderung ergéinzend
Dokumente von grundsétzlicher Bedeutung formlich zuleitet. Damit diese Unterrichtungspflicht praktische Wirk-
samkeit entfalten kann, setzt dies voraus, dass die Bundesregierung den Bundestag allgemein {iber Entwicklungen
von grundsétzlicher Bedeutung und ihr dazu vorliegende Dokumente informiert hat.

Vor diesem Hintergrund unterstiitzt die Kommission die einhellige Auffassung der Fraktionen des Bundestages,
§ 7 EUZBBG in der Unterrichtungspraxis parlamentsfreundlich auszulegen.

120 Zur Bedeutung des Art. 51 VN-Charta Heike Krieger, in Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Henneke, Grundgesetz, 13. Auflage 2014, Art. 87a Rn.
12; Otto Depenheuer, in Maunz/Diirig, Grundgesetz, Stand 72. Lieferung 2014, Art. 87a Rn. 199 f.; BVerwGE 127, 302 (312 f.). Zur Frage der
Rettung eigener Staatsangehoriger Volker Epping, in BeckOK GG, Art. 87a, Rn. 10; Juliane Kokott, in Sachs, Grundgesetz, 7. Auflage 2014,
Art. 87a Rn. 26 f.
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Vierter Teil — Synopse zum Gesetzestext des Parlamentsbeteiligungsgesetzes

Parlamentsbeteiligungsgesetz vom 18. Miirz 2005
(BGBL. 1 8. 775)

Vorschliige der Kommission zur Anderung des
Parlamentsbeteiligungsgesetzes

§ 1 Grundsatz

§ 1 Grundsatz

(1) Dieses Gesetz regelt Form und Ausmal} der
Beteiligung des Bundestages beim Einsatz bewaftne-
ter deutscher Streitkrifte im Ausland. Artikel 115a
des Grundgesetzes bleibt davon unberiihrt.

(2) Der Einsatz bewaffneter deutscher Streitkréfte
auBerhalb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes
bedarf der Zustimmung des Bundestages.

unverdndert

unverdndert

§ 2 Begriffsbestimmung

§ 2 Begriffsbestimmung

(1) Ein Einsatz bewaftneter Streitkréfte liegt vor,
wenn Soldatinnen oder Soldaten der Bundeswehr in
bewaffnete Unternehmungen einbezogen sind oder
eine Einbeziehung in eine bewaffnete Unternehmung
zu erwarten ist.

(2) Vorbereitende Mafsnahmen und Planungen
sind kein Einsatz im Sinne dieses Gesetzes. Sie bediir-
fen keiner Zustimmung des Bundestages. Gleiches
gilt fiir humanitdre Hilfsdienste und Hilfsleistungen
der Streitkrdfte, bei denen Waffen lediglich zum
Zweck der Selbstverteidigung mitgefiihrt werden,
wenn nicht zu erwarten ist, dass die Soldatinnen oder
Soldaten in bewaffnete Unternehmungen einbezogen
werden.

(1) Ein Einsatz bewaftneter Streitkrifte liegt vor,
wenn Soldatinnen oder Soldaten der Bundeswehr in
bewaffnete Unternehmungen einbezogen sind oder
eine Einbeziehung in eine bewaffnete Unternehmung
konkret zu erwarten ist.

(2) Eine Einbeziehung in eine bewaffnete Un-
ternehmung ist nicht zu erwarten bei

1. vorbereitenden Malinahmen und Planun-
gen, einschlieB8lich Erkundungskommandos;

2. a) humanitiren Hilfsdiensten und Hilfsleis-
tungen der Streitkriifte,

b) logistischer Unterstiitzung ohne Bezug zu
Kampfhandlungen,

¢) der Bereitstellung medizinischer Versor-
gung auflerhalb des Gebiets eines bewaffne-
ten Konflikts,

d) Ausbildungsmissionen,

wenn Waffen lediglich zum Zweck der
Selbstverteidigung bzw. zu Ausbildungszwe-
cken mitgefiihrt werden;

3. Beobachtermissionen der Vereinten Natio-
nen oder eines anderen Systems gegenseiti-
ger kollektiver Sicherheit, die aufgrund des
begrenzten Risikos keine Befugnis zur be-
waffneten Durchsetzung eines Einsatzauf-
trages haben und bei denen Waffen lediglich
zum Zweck der Selbstverteidigung mitge-
fithrt werden.
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§ 2a Mitwirkung in militirischen Stiben und
Hauptquartieren

Keiner Zustimmung des Bundestages bedarf
die Wahrnehmung von Funktionen in integrierten
oder multinational besetzten Hauptquartieren,
Dienststellen und Stiaben der NATO, der EU oder
einer anderen Organisation gegenseitiger kollekti-
ver Sicherheit durch Soldatinnen und Soldaten
der Bundeswehr, sofern sie sich dabei nicht im Ge-
biet eines bewaffneten Konflikts befinden oder
dort eingesetzte Waffen unmittelbar bedienen.

§ 3 Antrag § 3 Antrag

(1) Die Bundesregierung iibersendet dem Bun- unverdndert
destag den Antrag auf Zustimmung zum Einsatz der
Streitkréfte rechtzeitig vor Beginn des Einsatzes.

(2) Der Antrag der Bundesregierung enthilt An- unverdndert
gaben insbesondere iiber

— den Einsatzauftrag,

— das Einsatzgebiet,

— die rechtlichen Grundlagen des Einsatzes,

— die Hochstzahl der einzusetzenden Soldatinnen
und Soldaten,

— die Féhigkeiten der einzusetzenden Streitkrifte,

— die geplante Dauer des Einsatzes,

— die voraussichtlichen Kosten und die Finanzie-
rung.

(3) Der Bundestag kann dem Antrag zustimmen unverdndert
oder ihn ablehnen. Anderungen des Antrags sind
nicht zuléssig.

§ 4 Vereinfachtes Zustimmungsverfahren § 4 Vereinfachtes Zustimmungsverfahren

(1) Bei Einsédtzen von geringer Intensitdt und unverdndert
Tragweite kann die Zustimmung in einem verein-
fachten Verfahren erteilt werden. Die Bundesregie-
rung hat begriindet darzulegen, aus welchen Griinden
der bevorstehende Einsatz von geringer Intensitit und
Tragweite ist. Die Préasidentin oder der Président des
Deutschen Bundestages {ibermittelt den Antrag an die
Vorsitzenden der Fraktionen sowie die Vorsitzenden
des Auswirtigen Ausschusses und des Verteidi-
gungsausschusses und je einen von jeder in diesen
Ausschiissen vertretenen Fraktionen benannten Ver-
treter (Obleute) und ldsst den Antrag als Bundestags-
drucksache an alle Mitglieder des Bundestages ver-
teilen. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn nicht in-
nerhalb von sieben Tagen nach der Verteilung der
Drucksache von einer Fraktion oder fiinf vom Hun-
dert der Mitglieder des Bundestages eine Befassung
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des Bundestages verlangt wird. Wird die Befassung
des Bundestages verlangt, entscheidet dieser.

(2) Ein Einsatz ist dann von geringer Intensitit
und Tragweite, wenn die Zahl der eingesetzten Sol-
datinnen und Soldaten gering ist, der Einsatz auf
Grund der iibrigen Begleitumstinde erkennbar von
geringer Bedeutung ist und es sich nicht um die Be-
teiligung an einem Krieg handelt.

(3) In der Regel liegt ein Einsatz von geringer In-
tensitdt und Tragweite vor, wenn

— es sich um ein Erkundungskommando handelt,
das Waffen lediglich zum Zweck der Selbstver-
teidigung mit sich fiihrt,

— einzelne Soldatinnen oder Soldaten betroffen
sind, die auf Grund von Austauschvereinbarun-
gen Dienst in verbiindeten Streitkriften leisten,
oder

— einzelne Soldatinnen oder Soldaten im Rahmen
eines Einsatzes der VN, der NATO, der EU
oder einer Organisation, die einen VN-Auftrag
erfiillt, verwendet werden.

unverdndert

(3) In der Regel liegt ein Einsatz von geringer In-
tensitdt und Tragweite vor, wenn

— einzelne Soldatinnen oder Soldaten betroffen
sind, die auf Grund von Austauschvereinbarun-
gen Dienst in verbiindeten Streitkriften leisten,
oder

— einzelne Soldatinnen oder Soldaten im Rahmen
eines Einsatzes der VN, der NATO, der EU
oder einer Organisation, die einen VN-Auftrag
erfiillt, verwendet werden.

§ 5 Nachtrigliche Zustimmung

§ 5 Nachtrigliche Zustimmung

(1) Einsdtze bei Gefahr im Verzug, die keinen
Aufschub dulden, bediirfen keiner vorherigen Zu-
stimmung des Bundestages. Gleiches gilt fiir Einsétze
zur Rettung von Menschen aus besonderen Gefahren-
lagen, solange durch die 6ffentliche Befassung des
Bundestages das Leben der zu rettenden Menschen
gefahrdet wiirde.

(2) Der Bundestag ist vor Beginn und wéhrend
des Einsatzes in geeigneter Weise zu unterrichten.

(3) Der Antrag auf Zustimmung zum Einsatz ist
unverziiglich nachzuholen. Lehnt der Bundestag den
Antrag ab, ist der Einsatz zu beenden.

unverdndert

unverdndert

unverdndert

§ 6 Unterrichtungspflicht

§ 6 Unterrichtungspflicht

(1) Die Bundesregierung unterrichtet den Bun-
destag regelmiBig liber den Verlauf der Einsitze und
iiber die Entwicklung im Einsatzgebiet.

unverdndert

(2) Die Bundesregierung legt dem Bundestag
im Rahmen der Begriindung von Antriigen auf
Verlingerung von Zustimmungsbeschliissen bi-
lanzierende Bewertungen iiber die jeweiligen
Einsitze vor. Dabei geht sie auch auf die Entwick-
lung der politischen und humanitiren Situation
im Einsatzgebiet ein.
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(3) Nach Abschluss des Einsatzes legt die Bun-
desregierung dem Bundestag einen ressortiiber-
greifenden Evaluierungsbericht vor, der die Wirk-
samkeit der militirischen und zivilen Komponen-
ten des Einsatzes bewertet.

(2) In Féllen des § 4 Abs. 1 (Vereinfachtes Zu-
stimmungsverfahren) unterrichtet die Bundesregie-
rung die zustdndigen Ausschiisse und die Obleute un-
verziiglich.

(4) In Fillen des § 4 Abs. 1 (Vereinfachtes Zu-
stimmungsverfahren) unterrichtet die Bundesregie-
rung die zustdndigen Ausschiisse und die Obleute un-
verziiglich.

6a Unterrichtung zu geheimhaltungsbediirfti-
gzug g
gen Einséiitzen der Spezialkriifte

(1) Die Bundesregierung unterrichtet miind-
lich die Vorsitzenden und die Obleute der zustiin-
digen Ausschiisse des Bundestages in einem ange-
messenen zeitlichen Zusammenhang iiber geheim-
haltungsbediirftige Einsitze der Spezialkrifte.
Die Obleute sind berechtigt, die Informationen
vertraulich an die Fraktionsvorsitzenden weiter-
zugeben.

(2) Dariiber hinaus unterrichtet die Bundesre-
gierung miindlich die zustindigen Ausschiisse des
Bundestages zeitnah nach Abschluss eines Einsat-
zes in angemessener Form iiber die Ziele und we-
sentlichen Ergebnisse des Einsatzes. Operative
Details des Einsatzes und Umstinde, die Riick-
schliisse auf die teilnehmenden Personen oder die
Fihigkeiten der Spezialkrifte und ihrer Biindnis-
partner ermdglichen, sind nicht Gegenstand der
Unterrichtung. Die Geheimschutzinteressen der
Biindnispartner sind zu wahren.

(3) Den Belangen des Geheimschutzes trigt
der Bundestag durch eine vertrauliche Behand-
lung nach der Mafigabe seiner Geheimschutzord-
nung Rechnung.

§ 7 Verlingerung von Einsitzen

§ 7 Verlingerung von Einsitzen

(1) Das Verfahren nach § 4 findet auch Anwen-
dung auf die Verlingerung von Zustimmungsbe-
schliissen ohne inhaltliche Anderung.

(2) Beantragt die Bundesregierung die Verlidnge-
rung eines Einsatzes, so gilt der Einsatz bis zum Ab-
lauf von zwei Sitzungstagen nach Verteilung des An-
trags als Bundestagsdrucksache als genehmigt. Wird
der Antrag im vereinfachten Verfahren nach § 4 ge-
stellt, so gilt er bis zum Ablauf derin § 4 Abs. 1 Satz 4
bestimmten Frist als genehmigt; wird innerhalb der
Frist eine Befassung des Bundestages verlangt, so gilt

unverdndert

unverdndert
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er bis zum Ablauf der auf das Verlangen auf Befas-
sung folgenden Sitzungswoche als genehmigt. Die
Geltungsdauer der urspriinglichen Genehmigung
bleibt durch die Regelungen der Sitze 1 und 2 unbe-
riihrt.

§ 8 Riickholrecht § 8 Riickholrecht

Der Bundestag kann die Zustimmung zu einem unverdndert
Einsatz bewaffneter Streitkréfte widerrufen.

§ 9 Multilaterale militirische Verbundfihigkei-
ten

(1) Die Bundesregierung legt dem Bundestag
jahrlich einen Bericht iiber die bestehenden mul-
tilateralen militirischen Verbundfihigkeiten vor,
deren Verfiigbarkeit politisch gesichert werden
soll. Darin stellt sie die Abhingigkeiten, die mit
den jeweiligen Fihigkeiten verbunden sind, und
die moglichen Folgen dar, die fiir einen beabsich-
tigten Einsatz dieser Fihigkeiten entstehen, wenn
sich Deutschland nicht beteiligt.

(2) Die Bundesregierung unterrichtet den Bun-
destag so frith wie moglich iiber die Einrichtung
neuer multilateraler militirischer Verbundfihig-
keiten, an denen die Soldatinnen und Soldaten der
Bundeswehr mitwirken sollen. Nach Abschluss
von Vereinbarungen oder der Annahme von Be-
schliissen zu solchen Fihigkeiten legt die Bundes-
regierung dem Bundestag einen Bericht vor.

§ 9 Inkrafttreten § 10 Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkiindung Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkiindung
in Kraft. in Kraft.

Berlin, den 20. Mai 2015

Volker Riihe Walter Kolbow Niels Annen
Rainer Arnold Prof. Dr. James Davis Rainer Glatz
Prof. Dr. Matthias Herdegen Roderich Kiesewetter Prof. Dr. Georg Nolte

Dr. Hans-Peter Uhl Wolfgang Schneiderhan Prof. Dr. Wolfgang Zeh



Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode -51- Drucksache 18/5000

Anlagenverzeichnis ten CD-ROM eingesehen werden.

Anlage 1

Anlage 2

Anlage 3
Anlage 4
Anlage 5

Anlage 6

Anlage 7
Anlage 8
Anlage 9

Anlage 10

Anlage 11
Anlage 12
Anlage 13
Anlage 14
Anlage 15
Anlage 16
Anlage 17

Anlage 18

Anlage 19

Anlage 20

Die Anlagen konnen auf der beigefiig-

Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD ,,Einsetzung einer Kommission zur Uberpriifung
und Sicherung der Parlamentsrechte bei der Mandatierung von Auslandseinsétzen der Bundes-
wehr, Bundestagsdrucksache 18/766

Plenarprotokoll — Auszug aus der Debatte der 23. Sitzung am 20. Mérz 2014, Zusatz-TOP 6,
Seiten 1854 bis 1863

Ubersicht iiber die Kommissionsdrucksachen
Ubersicht iiber durchgefiihrte Sitzungen

Fragen flir die Anhérung der Bundesregierung am 4. Juni 2014, Kommissionsdrucksache
18(26)001

Statement des Staatssekretdrs Dr. Markus Ederer, Auswirtiges Amt, Kommissionsdrucksache
18(26)008

Statement des Parlamentarischen Staatssekretirs Christian Lange, Bundesministerium der Justiz
und fiir Verbraucherschutz, Kommissionsdrucksache 18(26)009

Statement des Generalinspekteurs der Bundeswehr General Volker Wieker, Bundesministerium
der Verteidigung, Kommissionsdrucksache 18(26)014

Fragenkatalog der Kommission Auslandseinsétze vom 4. Juni 2014 — Antworten BMVg—, Kom-
missionsdrucksache 18(26)010

Statement Generalleutnant Heinrich BrauB3, Beigeordneter Generalsekretér fiir Verteidigungspo-
litik, Strategie und Streitkréfteplanung im Internationalen Stab der NATO in Briissel, Kommis-
sionsdrucksache 18(26)007 (neu)

Statement Flottillenadmiral Jiirgen Ehle, Vorsitzender der Arbeitsgruppe des Militdrausschusses
der Européischen Union, Kommissionsdrucksache 18(26)002

Erklérung von Botschafter Martin Erdmann anldsslich der Anhorung vor der Kommission zur
Uberpriifung und Sicherung der Parlamentsbeteiligung, Kommissionsdrucksache 18(26)015

Erklarung General Werner Freers, Chef des Stabes, Supreme Headquarters Allied Powers Europe
(SHAPE) in Mons/Belgien, Kommissionsdrucksache 18(26)019 (neu)

Statement General a. D. James L. Jones, ehemaliger Nationaler Sicherheitsberater der Vereinig-
ten Staaten von Amerika, Kommissionsdrucksache 18(26)018

Statement Staatsrat Jean-Claude Mallet, ehem. Sonderberater des franzosischen Verteidigungs-
ministers, Kommissionsdrucksache 18(26)17

Statement Joep Wijnands, Abteilungsleiter Sicherheitspolitik im niederléndischen AuBBenminis-
terium, Kommissionsdrucksache 18(26)021

Statement des Sachverstédndigen Dominique David, Franzdsisches Institut fiir Internationale Be-
ziehungen — IFRI, Kommissionsdrucksache 18(26)016d

Stellungnahme des Sachverstdndigen Priv.-Doz. Dr. Markus Kaim, Leiter der Forschungsgruppe
»Sicherheitspolitik™ - Stiftung Wissenschaft und Politik, Deutsches Institut fiir Internationale Po-
litik und Sicherheit — SWP, Kommissionsdrucksache 18(26)016¢ (neu)

Schriftliche Stellungnahme des fritheren Bundestagsabgeordneten Winfried Nachtwei zur Anh6-
rung der Kommission zur Uberpriifung und Sicherung der Parlamentsrechte bei der Mandatie-
rung von Auslandseinsétzen der Bundeswehr am 11. September 2014, Kommissionsdrucksache
18(26)016f

Prof. Dr. Johannes Varwick, Universitit Halle-Wittenberg, Schriftliches Statement zur 5. Sitzung
der ,,Kommission zur Uberpriifung und Sicherung der Parlamentsrechte bei der Mandatierung
von Auslandseinsdtzen der Bundeswehr”, Berlin, 11.09.2014, Kommissionsdrucksache
18(26)016b


http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage01.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage01.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage01.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage02.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage02.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage03.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage04.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage05.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage05.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage06.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage06.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage07.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage07.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage08.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage08.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage09.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage09.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage10.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage10.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage10.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage11.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage11.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage12.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage12.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage13.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage13.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage14.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage14.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage15.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage15.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage16.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage16.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage17.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage17.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage18.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage18.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage18.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage19.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage19.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage19.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage19.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage20.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage20.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage20.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage20.pdf

Drucksache 18/5000 -52- Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode

Anlage 21

Anlage 22

Anlage 23

Anlage 24

Anlage 25

Anlage 26

Impulsreferat, Anhdrungssitzung der Kommission zur Uberpriifung und Sicherung der Parla-
mentsrechte bei der Mandatierung von Auslandseinsétzen der Bundeswehr des Sachverstindigen
Prof. Dr. Wolfgang Wagner, Vrije Universiteit Amsterdam, Kommissionsdrucksache
18(26)016¢

Gesprichspartner zum Stand der militérischen Integration sowie den zu erwartenden weiteren
Entwicklungen im Rahmen der Sicherheits- und Verteidigungspolitik auf der Ebene der NATO
anlésslich der auswartigen Sitzung am 21/22. Januar 2015 in Briissel

Gespréachspartner zum Stand der militdrischen Integration sowie den zu erwartenden weiteren
Entwicklungen im Rahmen der Sicherheits- und Verteidigungspolitik auf der Ebene der EU an-
lasslich der auswartigen Sitzung am 21/22. Januar 2015 in Briissel

Ubersicht iiber bestehende integrierte bzw. multinationale Fihigkeiten und Projekte fiir zukiinf-
tige multilaterale Verbundfihigkeiten, Kommissionsdrucksache 18(26)022

Vermerk des Sekretariats der Kommission iiber die parlamentarische Praxis der Beratung von

Antrigen auf Zustimmung zu bewaffneten Einsitzen der Streitkrdfte, Kommissionsdrucksache
18(26)023

Ubersicht iiber Gesprichstermine der Mitglieder der Kommission auBerhalb der reguldren
Sitzungen


http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage21.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage21.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage21.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage21.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage22.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage22.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage22.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage23.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage23.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage23.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage24.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage24.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage25.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage25.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage25.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage26.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/CD05000/Anlage26.pdf

Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode -53-

Drucksache 18/5000

Abkiirzungsverzeichnis

ABL
AGS
AMIS
BeckOK
BMVg
BMJV
BVerfG
BVerfGE
BVerwG
BVerwGE
CSDP
DPKO
EAD
EATC
EEAS
EU

EUV
EUTM
EUZBBG

f./Af.

GG

GASP
GSVP

Hrsg.

ISAF
KFOR

KSK

MoU
MINUSMA
MN JHQ Ulm
MONUSCO

NATO
OSZE

Amtsblatt

Alliance Ground Surveillance

African Union Mission in Sudan

Beck’scher Online Kommentar
Bundesministerium der Verteidigung
Bundesministerium der Jusitz und fiir Verbraucherschutz
Bundesverfassungsgericht

Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts
Bundesverwaltungsgericht

Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts
Common Security and Defence Policy
Department of Peacekeeping Operations
Europdischer Auswiértiger Dienst

European Air Transport Command

European External Action Service

Europdische Union

Vertrag tiber die Européische Union

European Union Training Mission

Gesetz liber die Zusammenarbeit von Bundesregierung und Deutschen Bundes-
tag in Angelegenheiten der Européischen Union

folgende/fortfolgende

Grundgesetz

Gemeinsame Auflen- und Sicherheitspolitik der EU
Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik der EU
Herausgeber

International Security Assistance Force

Kosovo Force

Kommando Spezialkrifte

Memorandum of Understanding

Mission intégrée des Nation Unies pour la stabilisation au Mali
Multinational Joint Headquarters Ulm

Mission de 1'0Organisation des Nations unies pour la stabilisation en République
démocratique du Congo

North Atlantic Treaty Organization

Organisation fiir Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa



Drucksache 18/5000

—54 - Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode

ParlBG

RECCE
Rn.
SFOR
SWP

u. a.

UNMIL
UNMIS
vgl.

ZadoRV
ZIF

Gesetz iiber die parlamentarische Beteiligung bei der Entscheidung iiber den Ein-
satz bewaffneter Streitkréfte im Ausland (Parlamentsbeteiligungsgesetz)

Reconnaissance

Randnummer

Stabilisation Force

Stiftung Wissenschaft und Politik
unter anderem

United Nations

United Nations Mission in Liberia
United Nations Mission in Sudan
vergleiche

Vereinte Nationen

Zeitschrift fiir auslédndisches 6ffentliches Recht und Volkerrecht

Zentrum fiir Internationale Friedenseinsatze






Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, BessemerstralRe 83—-91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Kéln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de
ISSN 0722-8333



	Inhaltsverzeichnis
	Zusammenfassung der Vorschläge und Empfehlungen der Kommission
	Erster Teil – Einsetzung und Auftrag, Zusammensetzung und Arbeitsprogramm der Kommission
	Zweiter Teil – Bestandsaufnahme
	1. Einleitung
	2. Fortschreitende Bündnisintegration und Auffächerung von Aufgaben
	2.1. Gründe für fortschreitende Bündnisintegration
	2.2. Konzepte und Typen arbeitsteiliger Strukturen
	2.2.1. Die Bildung von Fähigkeitsclustern auf Grundlage des Rahmennationenkonzepts
	2.2.2. Kollektive Fähigkeiten der NATO
	2.2.3. Spezialisierung von Fähigkeiten
	2.2.4. Pooling von Fähigkeiten
	2.2.5. Einsatzgleiche Verpflichtungen im Rahmen von Krisenreaktionskräften
	2.2.6. Multinationale Zusammenarbeit auf der Ebene der NATO-Streitkräftestruktur
	2.3. Politisch gesicherte Verfügbarkeit als Voraussetzung für Bündnisintegration
	2.4. Begriffsbildung: Multilaterale militärische Verbundfähigkeiten

	3. Fortschreitende Bündnisintegration und Parlamentsrechte
	4. Politisch gesicherte Verfügbarkeit von Fähigkeiten und Parlamentsbeteiligung
	4.1. Analyse der politischen Praxis des Entscheidungsverbunds von Parlament und Regierung
	4.1.1. Zeitliche Dimension der parlamentarischen Beratung
	4.1.2. Verlässlichkeit und Nichtbeteiligung Deutschlands an Einsätzen
	4.1.3. Nichtanwendung des vereinfachten Verfahrens
	4.1.4. Verfahrenspraxis der parlamentarischen Beratung
	4.2. Fehlen einer spezifischen Regelung im Parlamentsbeteiligungsgesetz zu Stäben und Hauptquartieren
	4.3. Handlungsfähigkeit im Bündnis und Einsatzbegriff
	4.4. Praxis der Formulierung von Mandaten
	4.5. Bedeutung zivil-militärischer Zusammenarbeit
	4.6. Strukturierte fortlaufende Unterrichtung und ressortübergreifende Evaluierung

	5. Friedensmissionen der Vereinten Nationen
	5.1. Entwicklungen im VN-Peacekeeping
	5.2. Bedarf der Vereinten Nationen und Erwartungen an Deutschland
	5.2.1. Bedarf der Vereinten Nationen
	5.2.2. Zusammenarbeit der EU mit den Vereinten Nationen
	5.3. Strategische Ausrichtung europäischer Partner

	Dritter Teil – Vorschläge
	6. Vorschläge im Zusammenhang mit multilateralen Verbundfähigkeiten
	6.1. Berichte zu multilateralen Verbundfähigkeiten
	6.2. Aufnahme einer Regelung zu Stäben und Hauptquartieren in das Parlamentsbeteiligungsgesetz
	6.3. Kontakte mit Parlamentariern der Bündnispartner

	7. Klärungen zum Einsatzbegriff
	7.1. Änderung von § 2 ParlBG
	7.2. Folgeänderung in § 4 Absatz 3 ParlBG zu Erkundungskommandos

	8. Empfehlungen zur Formulierung von Mandaten
	8.1. Spielräume bei der Ausgestaltung von Mandaten
	8.2. Spezifische Flexibilitätsanforderungen bei Friedensmissionen der Vereinten Nationen

	9. Strategische Debatte über verstärktes Engagement im Bereich Friedensmissionen der Vereinten Nationen
	10. Berücksichtigung der nichtmilitärischen Komponenten multidimensionaler Krisenreaktionseinsätze
	11. Vereinfachtes Verfahren
	11.1. Verfahrensgestaltung
	11.1.1. Zur Unterscheidung von Verfahren und Zustimmung in der Sache
	11.1.2. Zur Höhe des Quorums für eine Befassung des Bundestages
	11.2. Zum Anwendungsbereich des vereinfachten Verfahrens

	12. Unterrichtung des Bundestages
	12.1. Bilanzierende Bewertungen und ressortübergreifende Evaluierung
	12.2. Unterrichtung über geheimhaltungsbedürftige Einsätze der Spezialkräfte

	13. Reflexionsprozess zu den verfassungsrechtlichen Grundlagen von Einsätzen der Streitkräfte
	14. Flankierende verwaltungsorganisatorische Maßnahmen
	15. Unterrichtung des Bundestages im Bereich der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik der EU
	Vierter Teil – Synopse zum Gesetzestext des Parlamentsbeteiligungsgesetzes
	Anlagenverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis




